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Der Bürgermeister nimmt ei-
nen Termin beim Herrenaus-
statter wahr. Dabei geht es 
letztlich auch darum, die mit-
telständische Wirtschaft am 
Ort zu unterstützen. Ob das 
derzeit kultivierte modische 
Laissez-faire in der Nach- 
Corona-Zeit Bestand behält, 
wird sich zeigen.  Seite 15

Bayerisches InfrastrukturForum virtuell:

Mobilfunkausbau 
und 5G

Bei mitunter emotional diskutierten Themen wie Mobil-
funkausbau und 5G ist eine sachlich fundierte und ver-
trauensbildende Kommunikation das Maß aller Dinge. Ent-
sprechend entwickelte die Bayerische GemeindeZeitung 
gemeinsam mit dem Informationszentrum Mobilfunk im 
Rahmen des 5. Bayerischen InfrastrukturForums ein Pro-
gramm, das sich an der besonderen Position der bayeri-
schen kommunalen Verantwortlichen orientierte. Eine 
hochkarätige virtuelle Expertenrunde erklärte rechtliche 
und technische Hintergründe, ging auf Anwendungsbei-
spiele ein und bot Argumentationshilfen für Gesundheits- 
und Umweltfragen. Moderiert wurde die Online-Veranstal-
tung von GZ-Chefredakteurin Constanze von Hassel.

„Wir müssen das Beste aus 
der privatisierten Kommunika-
tionslandschaft machen“, hob 
Hubert Aiwanger, Bayerischer 

Staatsminister für Wirtschaft, 
Landesentwicklung und Ener-
gie, in seinem Grußwort hervor. 

900 förderfähige Gemeinden

Von mehr als 2.000 Gemein-
den in Bayern würden Aiwanger 
zufolge über 900 in förderfähige 
Situationen kommen und könn-
ten einen Antrag stellen. Davon 
bekundeten bereits rund 600 
Gemeinden ihr Interesse, rund 
250 Gemeinden haben einen 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerischer Gemeindetag:

Taten  
statt Worte!

Ein entschiedeneres Handeln der Politik sowie ein Gesetz 
zur Sicherung des stationären Handels und zum Erhalt le-
bendiger Innenstädte hat der Bayerische Gemeindetag in 
der Debatte um die pandemiebedingten Umsatzeinbrüche 
beim stationären Einzelhandel gefordert. Laut Verbands- 
präsident Dr. Uwe Brandl setzen der Lockdown, ein da-
von profitierender Onlinehandel sowie ein sich dadurch 
wandelndes Kaufverhalten den örtlichen Einzelhandel un-
ter Druck. Verwunderlich sei, dass der Aufschrei in Politik, 
Verbänden und Gesellschaft mit Blick auf die Entwicklun-
gen der vergangenen Monate nicht noch größer ist.

Der stationäre Einzelhandel 
leiste einen fundamentalen Bei-
trag für die kommunale Infra-
struktur, die örtliche Daseinsvor-
sorge, die Versorgung mit Gütern 
des täglichen Bedarfs für alle so-
zialen Gruppen, das soziale Mit-
einander; er schaffe Arbeit und 
Lebensunterhalt für die Men-
schen in den Städten und Ge-
meinden und gewährleiste Res- 
sourcen- und klimaschonende 
Versorgungs- und Transportwe-
ge, betonte Brandl. Dabei handle 
es sich um einen dauernden Bei-
trag, den der Onlinehandel allein 
nicht zu leisten vermag.

Mit Blick auf eine pandemie-
bedingte Pleitewelle des statio- 
nären, örtlichen Einzelhandels 
und den damit verbundenen 
städtebaulichen und sozialen 
Auswirkungen fordert der Baye- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Wirtschaftsminister Hubert Ai-
wanger im GZ-Livestream Bild: GZ

Neuer Service für Bayerns Kommunen:

Wege durch den  
Förderdschungel

Ob Förderfragen zur Planung des Hochwasserschutzes, Nist-
kastenprojekte oder Personal(kosten)fragen bei Klimaschutz-
beauftragten: Dies sind nur einige Beispiele von Anfragen aus 
Bayerns Kommunen, die die „Kontaktstelle Kommunen“ im 
Bayerischen Staatsministerium für Umwelt und Verbraucher-
schutz täglich erreichen. Umwelt- und Verbraucherschutzmi-
nister Thorsten Glauber will damit den Weg durch den För-
derdschungel erleichtern.

„Mit unserer Kontaktstelle für Kommunen, bieten wir einen 
Wegweiser durchs Förderdickicht im Umweltbereich. Denn die 
Kommunen sind ein tragender Bestandteil des Freistaats Bay-
ern und sie sind der entscheidende Partner, um Umweltpolitik 
vor Ort umzusetzen und zu gestalten,“ so Glauber.

Die Kontaktstelle leistet dabei Hilfestellung durch maßge-
schneiderte Antworten auf jede Anfrage. Daneben bietet ei-
ne umfangreiche Internetplattform, das „Kommunen-Infopor-
tal“ einen umfassenden Themenüberblick sowie weiterführen-
de Informationen.

Ergänzt wird dieses Informationsangebot durch aktuelle 
Neuigkeiten, Nachrichten und Serviceangebote für Kommunen 
in jedem Quartal durch den „Kommunal-Newsletter“ – direkt 
und kostenlos zu bestellen über das Infoportal.

Ganz neu im Serviceprogramm des Ministeriums: das „Info-
paket für Kommunen“ mit einer Übersicht aller Fördermöglich-
keiten für bayerische Kommunen im Umweltbereich!

Die Broschüre „Umweltschutz kommunal und nachhaltig“ 
stellt Informationen und Fördermöglichkeiten in den Bereichen 
Wasser, Boden, Natur und Klima vor.
Kommunen-Infoportal auf der Website des StMUV: https://
www.stmuv.bayern.de/service/kommunal/index.htm

Nächster Termin
Nachdem die Online-Veranstal-
tung Mobilfunkausbau und 5G in 
nur zwei Tagen ausgebucht war, 
bieten wir am 22. April 2021 ei-
ne Zusatzveranstaltung an. Lei-
der gibt es auch hierfür nur noch 
Plätze auf der Warteliste. 
Link zur Anmeldung: https://
www.bayerisches-infrastruktur-
forum.de/besucheranmeldung 
Sollte die Nachfrage so hoch 
bleiben, sind Folgeveranstal- 
tungen möglich. Bis 19. April be-
steht die Möglichkeit, an news@
gemeindezeitung.de Fragen ein-
zusenden, die an die Referenten 
weitergeleitet werden.  DK

Dr. Uwe Brandl.  r

Präsidiumssitzung des Deutschen Landkreistags:

Den Teufelskreis durchbrechen
Das Präsidium des Deutschen Landkreistags hat die Län-
der aufgefordert, die Umsetzung des Pakts für den Öffent-
lichen Gesundheitsdienst gemeinsam mit den Landkrei-
sen voranzutreiben. Wie Präsident Landrat Reinhard Sager 
nach einer virtuellen Sitzung betonte, müssten die Länder 
den Landkreisen umgehend Gespräche anbieten.

Sager zufolge „könnten wir bei 
den Neueinstellungen von Ärz-
ten und weiterem Personal in 
den Gesundheitsämtern insge-
samt schon weiter sein, denn in 
einer Reihe von Ländern haben 
zielgerichtete Beratungen über 
eine dauerhafte Umsetzung der 
strukturellen und personellen 
Verbesserungen im öffentlichen 
Gesundheitsdienst noch nicht 
stattgefunden. Damit verbun-
den ist die Zusage der Länder, 
ihrerseits gegenüber den Land-
kreisen die aus dem Pakt entste-
henden kommunalen Mehraus-
gaben vollständig und dauerhaft 
auszugleichen.“

Bundeszusage: 4 Mrd. Euro

Die Erfüllung dieser aus-
schließlichen Länderverantwor- 
tung werde durch die vom Bund 
zugesagten insgesamt 4 Mrd. 
Euro erheblich erleichtert, kon-
statierte der Präsident. Das 
Grundproblem bestehe darin, 
dass es in kaum einem Land ei-
ne gemeinsame Strategie von 
Landkreisen und kreisfreien 
Städten sowie dem jeweiligen 
Land für die Struktur der Ge-
sundheitsämter gibt, um darauf 
aufbauend entsprechend Perso-
nal und technische Strukturen 
weiterzuentwickeln. Und auch 
zur Finanzierung durch die Län-
der bestehe Klärungsbedarf, da-
mit die Landkreise und kreisfrei-

en Städte überhaupt erst Plan-
stellen schaffen, ausschreiben 
und einstellen können.

Befristete Einstellungen

Einige Länder wollten wohl 
auch den notwendigen Perso-
nalaufwuchs (teilweise) durch 
befristete Einstellungen vorneh-
men. „Das ist einerseits in gewis-
sem Umfang sinnvoll, darf aber 
nicht der Regelfall sein. Denn 
andererseits wird es so proble-
matischer für die Landkreise, in 
einem ohnehin schwierigen Ar-
beitsmarkt geeignetes Perso-
nal zu finden“, so Sager. „Das, 
was wir in dieser Hinsicht hören, 
klingt jedenfalls nicht gerade er-
mutigend.“

Ausbau der  
Ganztagsbetreuung

Was die Ganztagsbetreuung 
anbelangt, so unterstützt der 
Deutsche Landkreistag nach-
drücklich das Ziel, die Angebo-
te für Schulkinder weiter aus-
zubauen. „Die Landkreise er-
warten aber eine belastbare 
und gesicherte Gegenfinanzie-
rung für die damit verbunde-
nen kommunalen Dauerlasten, 
gerade für die Betriebskosten. 
Sonst machen Bund und Länder 
eine Rechnung zulasten Drit-
ter auf“, erläuterte Sager. „Ge-
nerell hätten wir es für richtiger 

befunden, ganztägige Bildung 
über die in der inhaltlichen Ver-
antwortung der Länder stehen-
den Schulen zu realisieren und 
nicht über die Jugendämter. Es 
liegt auf der Hand, dass es nicht 
ideal ist, wenn der Schulalltag 
am Vormittag von anderer Stel-
le verantwortet wird als die Bil-
dungsinhalte am Nachmittag.“

Bund-Länder-Vereinbarung

Kurz vor Jahresende 2020 ist 
die Bund-Länder-Vereinbarung 
zur Umsetzung des Investitions-
programms für den Ausbau von 
Ganztagsschulen und Ganztags-
betreuung des Bundes unter-
zeichnet worden. Im Rahmen 
dieses Programms sollen zu-
nächst bundesweit 750 Mio. Eu-
ro in den Ausbau der Ganztags-
betreuung investiert werden, 
die bei entsprechenden Abruf-
quoten bis zur Verdoppelung 
aufgestockt werden können.

Rechtsanspruch

Parallel verhandeln Bund und 
Länder den im Koalitionsver-
trag verabredeten Rechtsan-
spruch auf Ganztagsbetreuung 
für Grundschulkinder ab 2025 im 
SGB VIII. Dem Vernehmen nach 
soll der Rechtsanspruch stufen-
weise eingeführt werden, begin-
nend 2025 für die ersten Klassen 
und dann aufwachsend bis 2028 
bis zur vierten Klassenstufe.

Der Deutsche Landkreistag 
unterstütze den Ausbau der 
Ganztagsangebote, unterstrich 
der DLT-Präsident. „Wir erwar-
ten hierfür aber eine dauer-
haft gesicherte Finanzierung. 

Für uns steht außer Frage, dass 
die Länder den Landkreisen die 
mit dem Rechtsanspruch ver-
bundenen Kosten auszugleichen 
haben. Die Finanzierung durch 
die Länder muss unabhängig 
von der gesetzlichen Ausgestal-
tung vollständig gesichert sein. 
Wenn sich der Bund gegenüber 
den Ländern finanziell beteiligt, 
kann uns dies nur recht sein. 
Denn es erleichtert den Län-
dern die Erfüllung ihrer gegen-
über den Kommunen bestehen-
den Pflicht zum finanziellen Be-
lastungsausgleich.“

Kommunale Dauerlasten

Die Landkreise würden fi-
nanziell sehr darunter leiden, 
dass neue Bundesgesetze oder 
Rechtsansprüche kommunale 
Dauerlasten verursachen, die 
nicht oder nicht vollständig 
ausgeglichen werden, hob Sa-
ger hervor. „Dieser Teufelskreis 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

http://www.gemeindezeitung.de
https://www.stmuv.bayern.de/service/kommunal/index.htm
https://www.stmuv.bayern.de/service/kommunal/index.htm
https://www.bayerisches-infrastrukturforum.de/besucheranmeldung
https://www.bayerisches-infrastrukturforum.de/besucheranmeldung
https://www.bayerisches-infrastrukturforum.de/besucheranmeldung
mailto:news%40gemeindezeitung.de?subject=Interesse%20Mobilfunkausbau%20und%205G
mailto:news%40gemeindezeitung.de?subject=Interesse%20Mobilfunkausbau%20und%205G


Wir gratulieren
ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Karl Söllner 

93164 Brunn 
am 8.4.

Bürgermeister Franz Hörner 
91801 Berolzheim 

am 13.4.

Bürgermeister Josef Wimmer 
83362 Surberg 

am 13.4.

Bürgermeister Josef Huber 
83547 Babensham 

am 14.4.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Peter Eisgruber-Rauscher 
84163 Marklkofen 

am 4.4.

Bürgermeister 
Thomas Salzberger 

86916 Kaufering 
am 9.4.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Hans Kienberger 

94357 Konzell 
am 5.4.

Bürgermeister Georg Neubauer 
97837 Erlenbach 

am 8.4.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Michael Reitberger 
94551 Lalling 

am 1.4.

Bürgermeister Tobias Blesch 
97537 Wipfeld 

am 6.4.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.
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Bayerns Haushalt: 

Landtag billigt 71,2 Milliarden Euro 
Mit mehr als 70 Milliarden Euro für das laufende Jahr hat das Par-
lament im Bayerischen Landtag die Etats für die Bereiche Wis-
senschaft und Kunst sowie Digitales mit der Koalitionsmehrheit 
von CSU und Freien Wählern final beschlossen. Insbesondere die 
Hightech-Agenda sei ein Konjunkturprogramm für die Zukunft, 
betonte die CSU-Fraktion.

Mit 71,2 Milliarden Euro um-
fasst der Haushalt 2021 nach der 
Debatte im Bayerischen Land-
tag eine Milliarde mehr als im 
ursprünglichen Regierungsent-
wurf geplant. An der maximalen 
Kreditaufnahme von 20 Milliar-
den Euro für die Jahre 2020 und 
2021 zusammen soll sich nichts 
ändern. Grund für die hohe Neu-
verschuldung ist die Corona-Kri-
se. Die Summe von bis zu 20 Mil-
liarden Euro hatte der Landtag 
vergangenes Jahr gebilligt.

Wissenschaft: Schwerpunkt 
Hightech-Agenda

Im Bereich Wissenschaft und 
Kunst mit einem Gesamtetat von 
8,2 Milliarden Euro liegt der Fo-
kus auf der Beschleunigung der 
Hightech-Agenda (517 Mio. Eu-
ro) und der Förderung von Thea-
tern, Museen und Kultureinrich-
tungen in Bayern (300 Mio. Eu-
ro). Zudem sind weitere 657,8 
Millionen Euro für Corona-Hil-
fen für Wissenschaft und Kunst 
– z.B. die Künstlerhilfsprogram-
me – im Sonderfonds Coro-
na-Pandemie im Haushalt ein-
geplant. Robert Brannekämper, 
wissenschaftspolitischer Spre-
cher der CSU-Fraktion und Vor-
sitzender des Wissenschaftsaus- 
schusses sagte: „Unser Ziel ist, 
dass Forschung, angewandte 
Wissenschaft und die bayerische 
Wirtschaft nach der Pandemie 
durchstarten können. Gleichzei-
tig wollen wir Künstler und Kul-
tureinrichtungen in der Corona- 
Krise unterstützen. Hier müssen 
wir alles tun, um einen Substanz-
verlust abzuwenden, der durch 
den langen Lockdown droht.“

Die Landtagsfraktion der Frei-
en Wähler macht sich zudem 
für ein ‚Gesamtbayerisches Kul-
turfestival‘ stark. Kerstin Rad-
ler, stellvertretende Vorsitzende 
und kulturpolitische Spreche-
rin der Freie-Wähler-Landtags-
fraktion sagte dazu: „Öffentlich-
keit und Sichtbarkeit spielen für 
die Förderung von Kulturschaf-
fenden eine zentrale Rolle. Mit 
der Etablierung eines staatlich 
geförderten, überregional wir-
kenden Kulturfestivals schaffen 
wir gerade für die junge Kreativ- 
und Kulturgeneration eine Platt-
form, um ihren Bekanntheits-
grad zu steigern und sie so nach-
haltig zu unterstützen.“

Unterstützung  
für ländlichen Raum

Die Freien Wähler stellen die 
Unterstützung zentraler Bran-
chen in Bayerns Wirtschafts-
landschaft in den Fokus. Deren 
wirtschaftspolitischer Fraktions- 
sprecher Manfred Eibl sagte: 
„Wir sind sehr glücklich, dass wir 
trotz aller widriger Umstände 
den Gesamtansatz für die Pro-
gramme der Kultur- und Krea-
tivwirtschaft im regulären Haus-
halt um 800.000 Euro vergli-
chen zum Vorjahr auf insgesamt 
3,3 Millionen Euro in 2021 stei-
gern konnten. Die aktuelle La-
ge der Kultur- und Kreativbran-
che können wir leider noch nicht 
im Detail überblicken. Aber vor 
der Corona-Pandemie haben im 
Freistaat annähernd 400.000 
Erwerbstätige von der Erschaf-
fung und Verbreitung kulturel-
ler oder kreativer Güter und 
Dienstleistungen gelebt. Daher 
sind die zusätzlichen 165.000 
Euro, die wir durch unseren po-
litischen Einsatz verhandeln 
konnten, gerade jetzt bestens 
angelegt.“

Neuer Campus Digital

Im Bereich Digitales mit ei-
nem Gesamtetat von 101,8 Mil-
lionen Euro setzt die CSU-Frak-
tion einen Schwerpunkt auf die 
ersten Pilotprojekte des neuen 
Campus Digital (760.000 Euro). 
Die Breitbandförderung und der 
Gigabit-Ausbau liegen im Haus-
haltsbereich des Finanzministe-
riums: Dort sind 225 Millionen 
Euro für schnelles Internet in 
ganz Bayern vorgesehen. 

Dazu kündigte Sandro Kirch-
ner, der wirtschaftspolitische 
Sprecher der CSU-Fraktion und 
Vorsitzende des Wirtschafts-
ausschusses im Bayerischen 
Landtag, an: „Wir werden unse-
re Mitarbeiter in den Behörden 
fortbilden, um die Chancen der 
digitalen Transformation aus-
zuschöpfen. Mit dem Kompe-
tenzzentrum Digitale Verwal-
tung der Hochschule Hof – in 
unmittelbarer Nähe zur Bayeri-
schen Verwaltungsschule – ist 
ein wichtiger Schritt getan. Zu-
dem werden wir die digitalen 
Services für die Bürger in Bayern 
weiter verbessern und neue Dy-
namik in die Digitalisierung der 
Staatsverwaltung bringen.“

Opposition fordert  
Investitionen in Klimaschutz

Die Opposition kritisierte die 
Haushaltsplanung. „Sie geben 
viel Geld aus, ohne strukturell 
was zu ändern“, warf die Grü-
nen-Haushaltsexpertin Claudia 
Köhler den Fraktionen von CSU 
und Freien Wählern vor. 

Die Grünen und die SPD for-
derten deutlich mehr Ausgaben 
für den Klimaschutz, für die Sa-
nierung der Infrastruktur so-
wie Investitionen in mehr Chan-
cengerechtigkeit. Die FDP-Land-
tagsfraktion plädierte für eine 
schnellere und konsequente-
re Rückzahlung der Schulden, 
die Landtagsfraktion der AfD 
beklagte den bisher „größten 
Schuldenturm“ in der bayeri-
schen Geschichte.  red

Bayerns Gesundheitsminister Klaus Holet-
schek hat anlässlich des „Tages des Gesund-
heitsamts“ die Bedeutung des Öffentlichen 
Gesundheitsdienstes (ÖGD) im Kampf gegen 
die Corona-Pandemie hervorgehoben: „Bay-
erns 71 staatliche und fünf kommunale Ge-
sundheitsämter leisten Beeindruckendes. 
Das gilt auch für die für Gesundheit zustän-
digen Sachgebiete der Regierungen und die 
entsprechenden Fachstellen im Landesamt 
für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit.“

Der Minister fügte hinzu: „Gerade jetzt in der 
Pandemie wird die Arbeit der Gesundheitsäm-
ter für alle sichtbar. Sie erfassen SARS-CoV-2-In-
fektionen, informieren Betroffene über not-
wendige Maßnahmen wie eine häusliche Iso-
lierung und beraten politische Entscheider vor 
Ort. Die wichtige Arbeit der übrigen Stellen im 
ÖGD von der AIDS-Prävention bis hin zur Trink-
wasserüberwachung geht weiter und bleibt 
der breiten Bevölkerung hingegen oft verbor-
gen. Mein Dank gilt anlässlich des Tages des 
Gesundheitsamtes allen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern in den bayerischen Gesundheits-
ämtern und dem gesamten ÖGD.“  

Vor zwei Jahren wurde erstmals der „Tag 
des Gesundheitsamtes“ begangen, um die Be-
deutung des Öffentlichen Gesundheitsdiens-
tes als unverzichtbarer Eckpfeiler gesamtstaat-
licher Daseinsfürsorge zu betonen. Zu diesem 
Zeitpunkt war eine weltweite Gesundheitskri-
se wie die Corona-Pandemie kaum vorstellbar. 
Holetschek unterstrich: „Heute muss die ele-

mentare Bedeutung unserer Gesundheitsäm-
ter für den Gesundheitsschutz unserer Bevöl-
kerung keinem mehr erklärt werden.“

Bayern hatte die Notwendigkeit von mehr 
Personal im ÖGD schon vor der Pandemie er-
kannt und gehandelt. Der Minister erläuter-
te: “Mit der Einführung der ÖGD-Quote ha-
ben wir ein Instrument geschaffen, um junge 
Menschen für eine spätere Tätigkeit in einem 
Gesundheitsamt oder einer anderen Stelle im 
ÖGD zu interessieren und langfristig zu bin-
den. Wir haben ein Prozent aller Medizinstu-
dienplätze für Studierende reserviert, die sich 
für eine anschließende berufliche Verwen-
dung im ÖGD verpflichten. Erstmals in diesem 
Jahr können so voraussichtlich 19 Studienplät-
ze an Interessierte vergeben werden.“

Unterstützung durch den Bund

Der Bund unterstützt darüber hinaus mit 
insgesamt 4 Mrd. Euro über die kommenden 
Jahre mit dem Pakt für den ÖGD deutschland-
weit den weiteren personellen Ausbau, die At-
traktivität sowie die Digitalisierung der Ge-
sundheitsämter und weiterer Gesundheitsbe-
hörden der Länder. „Bayern wird seinen Anteil 
der Mittel gut in den ÖGD investieren“, ergänz-
te Holetschek. In dem Haushaltsentwurf 2021 
des Freistaats, der sich derzeit im parlamenta-
rischen Verfahren befindet, sind erstmals aus 
dem Pakt zu finanzierende neue Stellen für 
den ÖGD enthalten.  r

Bayerns Gesundheits- und Pflegeminister Holetschek zum „Tag des Gesundheitsamtes“ 2021: 

Der Öffentliche Gesundheitsdienst in Bayern 
leistet in dieser Pandemie Beeindruckendes 

Rekordhaushalt für 
das soziale Bayern

Trautner: „Wir machen unseren Sozialstaat zukunftsfest“
Der Sozialhaushalt des Freistaats Bayern wird 2021 erstmals 
knapp über sieben Milliarden Euro betragen. Bayerns Sozial-
ministerin Carolina Trautner: „Wir setzen starke Impulse der 
Solidarität und des Miteinanders und machen damit unseren 
Sozialstaat zukunftsfest. Wir sind uns alle der erheblichen fi-
nanziellen Belastungen durch die Corona-Pandemie bewusst. 
Der Sozialhaushalt steigt erstmals auf über sieben Milliarden 
Euro. Denn gerade in schwierigen Zeiten ist es wichtig, dass 
sich die Menschen von Jung bis Alt mit ihren vielfältigen Be-
dürfnissen auf das soziale Netz in Bayern verlassen können. 
Unser Soziales Bayern ist in der Corona-Krise ein wertvoller 
Anker an Stabilität für unsere Gesellschaft.“

Der Schwerpunkt des Sozialhaushalts liegt wie im vergange-
nen Jahr im Familienbereich: Über 250 Millionen Euro mehr flie-
ßen in die Betriebskostenförderung, die Qualitätsentwicklung 
und den Beitragszuschuss in der Kindertagesbetreuung. Insge-
samt steigen die familienpolitischen Leistungen um mehr als 
400 Millionen Euro. „Die Corona-Pandemie hat sehr eindrück-
lich gezeigt, welch zentrale Bedeutung die Betreuung der Kin-
der für unser gesellschaftliches Leben hat“, so Trautner.

Der Haushaltsansatz für die Jugendhilfe steigt um 3,5 Millio-
nen Euro auf 15 Millionen Euro, damit sollen unter anderem Er-
ziehungsberatungsstellen ausgebaut werden. Ebenfalls erhöht 
hat sich der Betrag für die Jugendsozialarbeit, beispielsweise an 
Schulen, und den Jugendschutz; er beträgt nun über 28 Millio-
nen Euro. Die Mittel für die Jugendarbeit wurden auf 34,5 Milli-
onen Euro angehoben, damit wird unter anderem der „Aktions-
plan Jugend“ umgesetzt.

Das Hilfesystem für gewaltbetroffene Frauen und ihre Kinder 
wurde bereits im vergangenen Jahr mit rund 900.000 Euro zu-
sätzlich unterstützt, um Corona-bedingten Mehraufwand zu fi-
nanzieren. Für 2021 stehen hierfür noch einmal 200.000 Euro 
zur Verfügung.

400.000 Euro mehr wird außerdem für die Gleichstellungs-
arbeit aufgewendet. Dieser Betrag soll dabei helfen, die Bera-
tungsstrukturen für lesbische, schwule, bisexuelle, transgender, 
intersexuelle und queere Personen (LSBTIQ) zu verbessern.

„Wir zeigen mit dem Sozialhaushalt 2021 deutlich, dass sich 
die Bürgerinnen und Bürger auch in schwierigen Zeiten auf uns 
verlassen können!“, so Ministerin Trautner.  r

Pakt und Leitfaden sollen Ehrenamt stärken:

„Mehr Ehre, weniger Amt“
Mit weniger Bürokratie und einem Aufbau von Netzwerken soll 
ehrenamtliches Engagement in den Kommunen gestärkt werden. 
Die Staatsregierung hat dazu ein Maßnahmenpaket verabschie-
det und setzt künftig auf einen intensiveren Austausch mit ver-
schiedenen Verbänden, Vereinen und Partnern. Zusätzliche Un-
terstützung gibt ein neuer Leitfaden des Innenministeriums. Mit 
den darin enthaltenen Empfehlungen sollen die Potentiale der 
Zusammenarbeit mit den Akteuren im Freiwilligenmanagement 
verdeutlicht und Parallelstrukturen vermieden werden.

Mit sechs konkreten Maß-
nahmen will die Staatsregie-
rung das Ehrenamt stärken und 
attraktiver machen. Staats-
kanzleiminister Dr. Florian Herr-
mann und Sozialministerin Ca-
rolina Trautner gaben dazu den 
Startschuss für die neue Initia-
tive mit dem Titel „Pakt für das 
Ehrenamt – Bayerischer Weg zu 
weniger Bürokratie“. 

Sechs-Punkte-Programm

Diese bündelt folgende sechs 
Aktivitäten der Staatsregierung 
beim Bürokratieabbau im Be-
reich des Ehrenamts. Im Fokus 
steht dabei der kontinuierliche 
Dialog als zentraler Baustein für 
ein optimales Beratungsangebot.
1. Jour Fixe in der Staatskanzlei

Im Rahmen eines jährlichen 
Jour Fixe treffen sich die Pakt-
partner, um sich über aktuelle 
Anliegen auszutauschen, Maß-
nahmen zur Entlastung auf den 
Weg zu bringen und das Netz-
werk auszubauen.
2. Praxis-Check

Die Paktpartner unterstützen 
die Durchführung des deutsch-
landweit einzigartigen Praxis- 
Checks von Vorschriften durch 
Benennung interessierter Ehren- 
amtlicher. Durch Bildung eines 
Netzwerks von Ansprechpart-
nern soll das Ehrenamt künftig 
bei relevanten Regelungsvorha-
ben rechtzeitig vorab eingebun-
den werden kann.
3. Beratung und Ausbildung

Die Übernahme von Füh-
rungsaufgaben stellt viele Eh-
renamtliche vor Herausforde-
rungen. Deshalb sollen Maßnah-
men zur Qualifizierung ehren- 
amtlich Engagierter insbeson-
dere für Führungsfunktionen im 
Ehrenamt im Rahmen von Ver-
einstagen auf den Weg gebracht 
werden.
4. Verbindung zwischen 
Ehrenamt und Verwaltung

Um den Kontakt zwischen 
Verwaltung und Ehrenamt zu 
stärken und die Verwaltung wei-

ter für die Herausforderungen 
des Ehrenamts zu sensibilisie-
ren, sollen Mitarbeitern durch 
einen „Tag der Staatsverwal-
tung für Bürgerschaftliches En-
gagement“ einen Einblick in die 
Praxis der Ehrenamtler erhalten. 
Durch diesen Informations- und 
Erfahrungsaustausch zwischen 
Verwaltung und Ehrenamt soll 
das Verständnis auf beiden Sei-
ten weiterwachsen.
5. Steuern / Gemeinnützigkeit

Die Erhöhung des Übungslei-
terfreibetrags und der Ehren-
amtspauschale, die Anhebung der 
Grenze für vereinfachte Zuwen-
dungsbestätigungen, die Anpas-
sung der Besteuerungsgrenze für 
wirtschaftliche Geschäftsbetrie-
be von gemeinnützigen Organi-
sationen sowie die Schaffung ei-
ner Vertrauensschutzregelung zu-
gunsten steuerbegünstigter Kör-
perschaften, die gutgläubig Mittel 
an eine andere Körperschaft für 
steuerbegünstigte Zwecke weiter-
geben – das Ehrenamt soll mit sol-
chen Regelungen auf breiter Ba-
sis gestützt werden. Dazu will die 
Staatsregierung auch gemeinsam 
mit dem Bund unbürokratischere 
Rahmenbedingungen in den Be-
reichen des Steuerrechts und der 
Gemeinnützigkeit einsetzen.
6. Ehrenamtsanerkennung

„Mehr Ehre, weniger Amt“ – 
um dem Slogan gerecht zu wer-
den, macht sich die Staatsregie-
rung für die flächendeckende 
Ehrenamtskarte stark und un-
terstützt den Ehrenamtsnach-
weis Bayern. Zudem setzt sie 
sich für Ehrungen zur Anerken-
nung ehrenamtlichen Engage-
ments ein und plant freiwilli-
ges Engagement für die Gesell-
schaft durch das Zukunftskonto 
Engagement stärker zu honorie-
ren. Die Ehrenamtsversicherung 
wurde zudem als subsidiäre Auf-
fangversicherung eingerichtet.

Kommunen geben Freiräume

Staatskanzleiminister Herr-
mann betonte bei der Unter-

zeichnung des Paktes, wie wich-
tig die Unterstützung des Ehren-
amts in der aktuellen Situation 
sei: „Gerade in Zeiten neuer He-
rausforderungen und Verände-
rungen des Vereinslebens durch 
die Corona-Pandemie gebührt 
unseren Ehrenamtlern dafür 
höchster Respekt. Umso wichti-
ger ist, dass wir sie beim büro-
kratischen Aufwand entlasten 
und damit mehr Freiraum für 
ihr Engagement schaffen.“ So-
zialministerin Carolina Trautner 
hob hervor, dass Ehrenamt nicht 
selbstverständlich sei: „Das Eh-
renamt hat in Bayern eine lan-
ge Tradition und ist tief im bay-
erischen Bewusstsein verwur-
zelt. Ein Staat kann dieses En-
gagement weder einfordern 
noch ersetzen. Er kann aber da-
für sorgen, dass sich möglichst 
viele Menschen gerne engagie-
ren.“ Ehrenamtliches Engage-
ment brauche zudem Raum für 
Kreativität, Eigenverantwortung 
und Eigeninitiative. Trautner 
verdeutlichte deshalb, wie wich-
tig die Zusammenarbeit mit den 
Kommunen sei, um diese Ziele 
zu erreichen. Partner der Staats-
regierung im Pakt für das Ehren-
amt sind der Bayerische Blasmu-
sikverband e.V., der Bayerische 
Jugendring, der Bayerische Lan-
des-Sportverband e.V., der Bay-
erische Musikrat e.V., der Bay-
erische Trachtenverband e.V., 
die Bürgerallianz Bayern, die 
Freie Wohlfahrtspflege Bayern, 
der Paritätische Wohlfahrtsver-
band, Landesverband Bayern 
e.V., der Landesfeuerwehrver-
band Bayern e.V. und die Tafel 
Bayern e.V..

Zusammenarbeit  
mit Integrationslotsen

Ein weiterer Aspekt zur Stär-
kung des Ehrenamts ist dabei 
die Vernetzung der Integrati-
onslotsen in den Kommunen. 
Denn einen wesentlichen Fokus 
legen die Integrationslotsen in 
ihrer Arbeit auf die umfangrei-
che Ehrenamtskoordination: Et-
wa ein Drittel der Integrations-
lotsen arbeitet regelmäßig mit 
bis zu circa 50 Ehrenamtlichen 
zusammen, ein weiteres Drittel 
mit circa 50 bis 100 und ein letz-
tes Drittel mit 100 bis 300 oder 
sogar mehr Ehrenamtlichen. Für  
 (Fortsetzung nächste Seite)
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Broschüren und Flyer ge-
druckt auf Papier mit dem 
Blauen Engel, die umweltge-
rechte Beschaffung von Büro- 
material, E-Autos im Fuhr-
park und Solaranlagen auf 
dem Dach: Für die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter des 
Bezirks Oberbayern ist das 
selbstverständlich. Sie wissen, 
dass ihr Arbeitgeber dem Um-
weltschutz einen hohen Stel-
lenwert einräumt. Und sie fin-
den – vom durchdachten Kon-
zept zur Mülltrennung bis hin 
zum kostenfreien MVV-Ticket 
für die M-Zone – Strukturen vor, die ein umwelt-
bewusstes Handeln ermöglichen. Die neuesten 
Informationen dazu finden sie im Intranet.

Das war vor gut 20 Jahren, als der Bezirk 
Oberbayern in seiner Verwaltung ein Umwelt-
managementsystem einführte, keineswegs der 
Fall. Nach einem Einstieg mit dem Umweltpro-

gramm Ökoprofit haben wir uns 2002 für die 
Zertifizierung nach der strengeren europäi-
schen EMAS*-Norm entschieden. Um einen sol-
chen Prozess auf den Weg zu bringen, braucht 
es das Zusammenspiel von Verantwortlichen 
vieler Bereiche – vom Gebäudemanagement 
und der Arbeitssicherheit über die Bauverwal-
tung und IT bis hin zur Vergabestelle.   

Politik und Verwaltung geben die Umwelt-
leitlinien und -ziele vor. Für die Umsetzung sind 
unsere Umweltbeauftragten, das Umweltteam 
und die Fachreferate verantwortlich. Sie erstel-
len jährlich eine Ökobilanz und schreiben auf 
deren Grundlage die Maßnahmen für das Fol-
gejahr fest. Ein unabhängiger Umweltgutachter 
überprüft alle drei Jahre, ob die Bezirksverwal-
tung die Umweltziele in Handlungsfeldern wie 
Abfall, Energie oder Wasserverbrauch erreicht. 
Über die Ergebnisse informiert die Umwelter-
klärung, die wir im gleichen Turnus auf unserer 
Website veröffentlichen.

Wenn ich auf die vergangenen zwei Jahrzehn-
te zurückblicke, kann ich sagen, dass sich die 
freiwillige Verpflichtung zu den Vorgaben der 
EMAS-Verordnung für uns in jeder Hinsicht ge-
lohnt hat. Wir haben wertvolle Erfahrung dar-
in gesammelt, wie wir unsere Umweltauswir-
kungen wirksam reduzieren und im Sinne des 
Umweltschutzes immer besser werden können. 
Wenn ich mir beispielsweise die Ökobilanz von 
2019 ansehe – da konnten wir im Vergleich zum 

Vorjahr den Stromverbrauch 
um 16,2 Prozent, den Papier-
verbrauch um 13 Prozent und 
den Ausstoß von Kohlendio-
xid durch Dienstreisen um 17,4 
Prozent verringern – freue ich 
mich über die gemeinsam er-
brachte Leistung. 

Diesen Weg setzen wir mit 
herausfordernden Plänen für 
die Jahre 2021 bis 2023 fort. 
So möchten wir unter ande-
rem unseren Papierverbrauch 
durch die Einführung eines  
Datenmanagementsystems in 
der Sozialverwaltung um wei-
tere fünf Prozent reduzieren. 
Bei Baumaßnahmen setzen wir 
von vornherein auf ökologi-

sche Baumaterialien, nachwachsende Rohstof-
fe und erneuerbare Energien. Unsere Imkerei-
fachberatung, die regelmäßig bienenfreundli-
che Gemeinden in Oberbayern auszeichnet, soll 
die Biodiversität nun auch durch die Anlage von 
insektenfreundlichen Flächen in den Bezirks- 
einrichtungen fördern. Nicht zuletzt haben wir 
uns vorgenommen, ökologische Kriterien bei 
unseren Preisverleihungen und dem ZAMMA – 
Kulturfestival Oberbayern anzuwenden.

Darüber hinaus hat der Bezirk Oberbayern be-
reits das nächste große Ziel im Blick: den klima-
neutralen Bezirk Oberbayern bis 2030. Wir wol-
len unsere klimarelevanten Emissionen bis zum 
Jahr 2030 weitestgehend reduzieren – in der 
Verwaltung, aber auch in unseren zahlreichen 
Einrichtungen vom Freilichtmuseum Glentlei-
ten über das Kultur- und Bildungszentrum Klos-
ter Seeon bis hin zu den Schulen für Holz und 
Gestaltung in Garmisch-Partenkirchen. Dafür 
schaffen wir eigens eine Stelle für Klimaschutz-
management, die zu 75 Prozent vom Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz und nukle-
are Sicherheit gefördert werden kann. Ein Kli-
maschutzkonzept und der Aufbau eines Klima-
schutzmanagements werden auf diesem Weg 
die ersten Schritte sein. Ich bin sicher, dass uns 
die Erfahrungen der letzten Jahre dabei helfen 
werden.

Mit seinem nachhaltigen Wirtschaften hat 
der Bezirk in den vergangenen Jahren Ressour-
cen geschont und Geld gespart. Das machen wir 
nicht nur für uns, sondern auch, weil wir uns in 
der Verantwortung sehen: Zum einen den Land-
kreisen gegenüber, von denen wir als umlage-
finanzierte Behörde die Mittel für unsere Ar-
beit erhalten. Und zum anderen gegenüber den 
nachfolgenden Generationen, denen wir eine 
lebenswerte Heimat mit einer intakten Umwelt 
übergeben möchten.

* EMAS: Eco Management and Audit Scheme

GZ KOLUMNE
Josef Mederer

20 Jahre  
Umweltmanagement

Liebe Leserinnen
und Leser,

1. April 2021

Ihr Josef Mederer
Bezirkstagspräsident von Oberbayern

Mehr Ehre, weniger ...
(Fortsetzung von Seite 2)
diese Ehrenamtlichen fungieren 
die Integrationslotsen als An-
laufstelle, u. a. für Gespräche 
und Rahmenbedingungen, wie 
Begegnungsräume und Schu-
lungen. Letztere sind für die Eh-
renamtlichen, aber auch für das 
Freiwilligenmanagement erfor-
derlich.

Leitfaden für  
Integrationslotsen

Laut einer Evaluation des Pro-
gramms „Bayerische Integra- 
tionslotsen steht „schulische Un-
terstützung und Nachhilfe“ aktu-
ell auf Platz eins und wird nach 
Einschätzungen der Integrati-
onslotsen auch in Zukunft eines 
der wichtigsten Themen blei-
ben. Um Akteure besser zu ver-
netzen, initiierte das Bayerische 
Staatsministerium des Innern, 
für Sport und Integration in Zu-
sammenarbeit mit der lagfa bay-
ern e.V. ein Tandem-Projekt. Die 
Teilnehmer setzten sich mit der 
Frage auseinander, welche Rah-
menbedingungen, Prozesse und 
Erfolgsstrategien für eine Zu-
sammenarbeit der Freiwilligen-
agenturen und Koordinierungs-
zentren Bürgerschaftlichen En-
gagements (FA/ FZ/ KoBE) sowie 
hauptamtlichen Integrationslot-
sen erfolgsversprechend sind. 
Die Ergebnisse fasst ein Leitfa-
den zusammen und gibt Emp-
fehlungen für eine noch stärke-
re Vernetzung der Integrations-
lotsen in den Kommunen.

Ressourcen effizient nutzen

„Sämtliche Ressourcen sollen 
effizient und bestmöglich ge-
nutzt werden“, sagte Bayerns 
Innen- und Integrationsminis-
ter Joachim Herrmann. Hierzu 
zählten beispielsweise eine ge-
meinsame Netzwerk- und Öf-
fentlichkeitsarbeit, gemeinsa-
me Veranstaltungen und Pro-
jektarbeit. Auch das Prüfen von 
Fördermöglichkeiten sowie der 
regelmäßige, persönliche Aus-
tausch werden als wichtige Bau-
steine gesehen. Die praxisorien-
tierte Analyse belege, dass Kom-
munikation und Kooperations-
wille auf Augenhöhe elementar 
für eine gute Zusammenarbeit 
seien, betonte Herrmann. „Der 
Leitfaden setzt hierfür positive 
Impulse, von denen alle Betei-
ligte vor Ort und insbesondere 
die Ehrenamtlichen profitieren“, 
erklärte der Minister. 
Weitere Informationen bietet 
die Internetseite des Innenmi-
nisteriums: www.innenministe-
rium.bayern.de/mui/integrati-
onspolitik/integrationslotsen/
index.php  red

ORH-Jahresbericht 2021:

Gefülltes Corona-Portemonnaie 
wirksam nutzen

Auch für das Haushaltsjahr 2019 bestätigt der Bayerische Obers-
te Rechnungshof der Staatsregierung eine insgesamt geordne-
te Haushalts- und Wirtschaftsführung. Wie ORH-Präsident Chris-
toph Hillenbrand bei der Vorstellung des Jahresberichts 2021 
ausführte, „hat der Landtag mit einem Finanzierungsrahmen von 
78 Milliarden Euro im Jahr 2020 der Staatsregierung das Porte-
monnaie im Ländervergleich am besten gefüllt, um die immen-
sen negativen Auswirkungen der Corona-Pandemie schnell ab-
mildern zu können. Der ORH hält die dafür genutzte Ausnahme 
von der Schuldenbremse auch 2021 für vertretbar. Freilich dür-
fen mit den neuen Krediten nur durch die Corona-Krise veranlass-
te Ausgaben finanziert werden.“

Hillenbrand zufolge belasten 
diese Schulden dann kommen-
de Haushalte und Generationen 
noch auf Jahrzehnte. Schon des-
halb müssten die kreditfinan-
zierten Ausgaben transparent, 
zielgerichtet und wirksam ein-
gesetzt werden. Dies nehme der 
ORH bei Corona-Soforthilfen 
und -programmen bereits unter 
die Lupe.

Nach Angaben des ORH kann 
die Staatsregierung zur Bewäl-
tigung der Corona-Pandemie 

im Staatshaushalt neue Schul-
den von bis zu 20 Milliarden Eu-
ro aufnehmen; ergänzend sei 
außerhalb des Haushalts das 
Sondervermögen BayernFonds 
mit Kreditermächtigungen von 
ebenfalls bis zu 20 Milliarden 
Euro ausgestattet. Rechne man 
die im Staatshaushalt und im 
BayernFonds jeweils geschaf-
fenen Bürgschaftsrahmen und 
Gewährleistungsermächtigun-
gen von zusammen 38 Milliar-
den Euro dazu, betrug 2020 der 
finanzielle Corona-Handlungs-
spielraum der Staatsregierung 
beachtliche 78 Milliarden Euro. 
Hiervon wurden bis Ende 2020 
rund 10 Prozent in Anspruch ge-
nommen. 2021 werden voraus-
sichtlich noch mehr als 70 Mil-
liarden Euro zur Verfügung ste-
hen.

Ausnahme von der  
Schuldenbremse

Der Bayerische Oberste Rech-
nungshof erkennt an, dass die 
Corona-Pandemie als Naturka-
tastrophe auch 2021 eine Aus-
nahme von der in der Bayeri-
schen Verfassung verankerten 
Schuldenbremse zulässt. Aller-
dings weist er mit Nachdruck 
darauf hin, dass es zwischen 
der Nettokreditaufnahme und 
der Notlage einen begründeten 
und nachvollziehbaren Veran-
lassungszusammenhang geben 
muss.

Nicht überzeugt ist der ORH, 
dass die im Entwurf zum Haus-
haltsgesetz 2021 enthalte-
nen 400 Millionen Euro für die 
Hightech Agenda Bayern Plus 
unmittelbar mit der Not der  
COVID-19-Pandemie begründet 
werden können. Die dafür vor-
gesehenen 400 Millionen Eu-
ro ergänzten und beschleunig-
ten nämlich das schon 2019 be-
schlossene Sonderprogramm.

Massive Belastung  
auf Jahrzehnte

Da die kommenden Haushal-
te aus Sicht des ORH durch die 
jetzt aufgenommenen Schul-
den über mehrere Jahrzehn-
te hinweg massiv belastet wer-
den, hält er es für geboten, alle 
Möglichkeiten zu nutzen, um die 
Nettokreditaufnahme möglichst 
gering zu halten. Wirtschaftli-
ches und sparsames Handeln 
sowie eine Priorisierung der 
Ausgaben dürften gerade in der 
Notsituation nicht vernachläs-
sigt werden. Schnelle und unbü-
rokratische Hilfe sei bei solchen 
Krisen wichtig, genauso wichtig 
sei aber, dass die Hilfen in der 
richtigen Höhe und an die rich-
tigen Empfänger gehen.

2019 fielen die Einnahmen 
des Freistaates dank der damals 
kontinuierlich steigenden Steu-
ereinnahmen erneut höher aus 
als die Ausgaben. Zum neun-
ten Mal in Folge schloss Bayerns 
Staatshaushalt mit einem po-
sitiven Finanzierungssaldo ab. 
Die Haushaltssicherungsrückla-
ge stieg auf 10,3 Milliarden Euro 
an. Der ORH merkt an, dass die 
Ausgaben 2019 im Vergleich zu 
den Einnahmen weitaus stärker 
gestiegen sind und die Steige-
rungsrate erneut deutlich über 
3 Prozent lag. Der Schuldenab-
bau von 50 Millionen Euro er-
schien ihm als eher gering ange-

sichts der prosperierenden Ein-
nahmen und der noch immer 
nicht vollständig zur Schuldentil-
gung verwendeten Kapitalrück-
zahlungen der BayernLB aus den 
Jahren 2016 und 2017.

15 Prüfungsergebnisse

Mit dem aktuellen Jahresbe-
richt hat der ORH unter ande-
rem 15 Prüfungsergebnisse vor-
gelegt. Mit diesen wird sich der 
Landtag im Einzelnen beschäfti-
gen und dazu ggf. beschließen, 
welche Maßnahmen die Staats-
regierung einleiten soll.

Mängel im Vollzug des Waffen-
rechts hat der Rechnungshof bei 
den zuständigen Landratsäm-
tern und kreisfreien Gemeinden 
festgestellt. Sie würden den an 
sie gestellten Anforderungen, 
etwa bei Kontrollen oder Do-
kumentation, nicht immer ge-
recht, heißt es. Nicht alle dafür 
eingesetzten Beschäftigten ver-
fügten über die nötigen Fach-
kenntnisse im Umgang mit Waf-
fen und Munition. Die zuständi-
gen Aufsichtsbehörden hätten 
zudem keine aktuellen Infor-
mationen zum dafür erforderli-
chen Personal, obwohl das we-
sentliche Voraussetzung eines 
korrekten Vollzugs ist, moniert 
der ORH nach einer Prüfung des 
sensiblen Themenfelds: „Das 
Waffenrecht hält schließlich Ge-
fahren von der Allgemeinheit ab 
und sollte deshalb strikt umge-
setzt werden.“

Sehr hohe Fehlerquote

Ein weiterer Kritikpunkt: Ge-
schätzt 12 Millionen Euro Steu-
ern entgehen dem Freistaat pro 
Jahr, weil den Finanzämtern bei 
der Einkommensteuer immer 
noch zu viele Fehler bei der Be-
rücksichtigung von Unterhalts-
aufwendungen unterlaufen. Das 
Steuerausfallrisiko liegt nach 
Einschätzung des ORH sogar 
noch um jährlich 42 Millionen 
Euro höher. Schon 2012 hatte 
der ORH eine sehr hohe Fehler-
quote festgestellt, die sich nun 
nach den Ergebnissen einer neu-
en Prüfung sogar auf 55 % er-
höht hat. Die vom Finanzminis-
terium längst versprochene Ver-
besserung der Bearbeitungsqua-
lität sei nicht eingetreten. Jetzt 
hält es der ORH für dringlich, 
konkrete Maßnahmen in An-
griff zu nehmen, um die Situati-
on nachhaltig zu verbessern: Die 
Prüfung der Unterhaltsleistun-
gen brauche erheblich mehr Zu-
wendung der Steuerverwaltung.

Nicht zum ersten Mal ging der 
ORH der Frage nach, ob die Re-
gierungen bei der Förderung 
kommunaler Hochbauten aus-
reichend prüfen, wie die Kom-
munen die staatlichen Zuwei-
sungen verwenden. Es geht da-
bei um jährlich über eine halbe 
Milliarde Euro staatlicher Haus-
haltsmittel. Der ORH untersuch-
te nun 498 kommunale Projekte 
aus ganz Bayern mit einem För-
dervolumen von 312 Millionen 
Euro. Und wie schon öfter in der 
Vergangenheit, stellte er auch 
diesmal zahlreiche Mängel fest. 
Obwohl sich sogar der Land-
tag bereits mehrfach mit dem  
Problem befasst hatte, konn-
te der ORH immer noch keine 
durchgreifenden Verbesserun-
gen feststellen. Nach seiner Auf-
fassung ist deshalb der zweck-
entsprechende und wirtschaftli-
che Einsatz der Haushaltsmittel 
nicht sichergestellt.

Mit 96 Millionen Euro förder-
te der Freistaat zwischen 2012 
und 2019 öffentliche touristi-
sche Infrastruktureinrichtungen 
von Kommunen. Dadurch soll-
te die Tourismusinfrastruktur 
attraktiver und qualitativ bes-
ser sowie der Erholungswert 

und letztlich die Wirtschafts-
kraft gesteigert werden. Doch 
bei keiner der geprüften Maß-
nahmen konnte nach Angaben 
des Bayerischen Obersten Rech-
nungshofs nachgewiesen wer-
den, dass sich die Tourismusin-
frastruktur tatsächlich verbes-
sert hat.

Förderprogramme stehen 
nicht auf den Prüfstand

Parameter, an denen hätte 
bestimmt werden können, ob 
der Förderzweck erreicht wur-
de, hätten durchgängig gefehlt. 
Sogar Verbesserungen der Bar-
rierefreiheit seien nicht kon-
sequent eingefordert worden. 
„Dazu passt, dass selbst die 
Wirksamkeit des Förderpro-
gramms bislang noch nie auf 
den Prüfstand gestellt wurde, 
obwohl der Staat damit die tou-
ristische Infrastruktur bereits 
seit den 1970er Jahren fördert. 
Dabei empfiehlt sich eine solche 
Evaluation schon vor dem Hin-
tergrund des Klimawandels und 
der damit zusammenhängen-
den ökologischen Auswirkungen 
auf den Tourismus.“ Darüber hi-
naus kritisiert der ORH auch 
zahlreiche Fehler bei der Ab-
wicklung des Förderprogramms.

„Auch 15 Jahre nach dem 
Start der Verwaltungsreform 
V21 lassen damit fest beabsich-
tigte Vereinfachungen und Ein-
sparungen bei der Projektför-
derung im kommunalen Stra-
ßenbau weiter auf sich warten. 

Gerade die Bündelung der För-
derverfahren ist bislang erst bei 
einer Regierung vollständig er-
reicht“, moniert der ORH über-
dies. Er hält es für überfällig, die 
Reform der Projektförderung 
nun endlich komplett durchzu-
ziehen, um die erwartete Divi-
dende wirklich erzielen zu kön-
nen. Außerdem sei es längst an 
der Zeit, nach 50 Jahren und mil-
liardenschweren Zuwendungen 
an die Kommunen - zwischen 
2000 und 2020 flossen über 3 
Milliarden Euro -, den Erfolg die-
ses Förderprogramms zu eva-
luieren. Die durchgängig hohe 
Nachfrage der Kommunen nach 
den Fördermitteln ist aus Sicht 
des ORH noch kein Nachweis da-
für, dass diese auch zielgerich-
tet, wirksam und wirtschaftlich 
eingesetzt werden.

Herrmann kritisiert  
Prüfbericht

In einer ersten Reaktion hat 
Bayerns Innenminister Joachim 
Herrmann die Kritik des ORH an 
den bayerischen Waffenbehör-
den zurückgewiesen: „Sie leis-
ten hervorragende Arbeit beim 
Vollzug des Waffenrechts. Sie 
arbeiten effizient und tragen en-
gagiert dazu bei, dass Bayern ei-
ne Spitzenposition im Bereich 
der Sicherheit und Ordnung im 
Ländervergleich einnimmt.“

Herrmann sieht insbesondere 
erhebliche Schwachstellen bei 
der Erstellung des Prüfberichts: 
„Die Analyse des ORH ist metho-

disch sehr fragwürdig, denn der 
Bericht beruht auf einer stich-
probenartigen Prüfung mittels 
Fragebogen bei lediglich einem 
Drittel der Waffenbehörden.“ 
Ein sonst üblicher Einblick in die 
Akten habe nicht stattgefun-
den. Die Abfrage sei in die ers-
te Hochphase der Corona-Pan-
demie im März/April 2020 ge-
fallen. „In dieser Zeit mussten 
die Kreisverwaltungsbehörden 
ganz andere Prioritäten setzen“, 
machte der Minister deutlich.

Der Fokus der Staatsregierung 
liege in der Bekämpfung des 
„problematischen“ Waffenbe-
sitzes. „Hier nimmt Bayern bun-
desweit eine Vorreiterrolle ein“, 
so Herrmann. Die Zahl der mit 
legalen Waffen in Bayern be-
gangenen Straftaten sei äußerst 
gering. Die Anzahl der Strafta-
ten mit erlaubnispflichtigen und 
legalen Waffen sei im Berichts-
zeitraum deutlich zurückgegan-
gen: Von 61 Straftaten im Jahr 
2016 über 65 im Jahr 2017 und 
36 im Jahr 2018 auf nur noch 17 
Straftaten im Jahr 2019.

Mit Blick auf die Beschäftig-
tensituation stellte Herrmann 
klar: „Wie in anderen Aufga-
benbereichen auch, beispiels-
weise beim Umwelt-, Jagd- Aus-
länder- oder Baurecht, fällt es 
in den Verantwortungsbereich 
und die Organisationshoheit je-
des Landrats oder jedes Ober-
bürgermeisters, über den Ein-
satz des Personals selbst zu be-
stimmen. Wir haben hier keiner-
lei Weisungsbefugnis.“  DK
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Suchkreis und 80 halten mittler-
weile einen Förderbescheid in 
Händen.

„Da an der Stelle die Dinge al-
lerdings jetzt nicht mehr so rich-
tig vorwärts gehen und wir des-
halb nachsteuern müssen“, ha-
be der Freistaat Überlegungen 
angestellt, in Sammelausschrei-
bungen zu gehen, um gezielt ei-
ne größere Gruppe ins Ziel zu 
bringen, fuhr Aiwanger fort. 
Zwar wurde in den vergange-
nen Monaten noch kein Mas-
ten mit dem Bayerischen Mobil-
funk-Förderprogramm errichtet, 
jedoch konnten über den eigen-
wirtschaftlichen Ausbau immer-
hin „400 Mobilfunksituationen“ 
vor Ort optimiert werden.

Über Abstimmungsprozesse 
zwischen Kommunen und Mo-
bilfunkunternehmen informier-
te Hilmar Möhlmann (Telefóni-
ca Germany GmbH & Co. OHG). 
Das Unternehmen zählt neben 
Telekom Deutschland, Vodafo-
ne und 1&1 Drillisch zu den Un-
terstützern des Informations-
portals www.informationszent-
rum-mobilfunk.de.

Möhlmann zufolge können 
die Kommunen bei der Stand-
ortsuche auf Basis des Such-
kreises, dem räumlichen Kom-
promissspielraum für die Positi-
on des neuen Standorts, mitwir-
ken. Innerhalb von 30 Tagen ist 
eine kommunale Rückmeldung, 
ob das Mitwirkungsangebot 
aufgegriffen wird, erforderlich. 
Innerhalb von 60 Tagen müssen 
konkrete kommunale Standort-
vorschläge erfolgen. Die Prü-
fung durch Netzbetreiber muss 
innerhalb von 15 Tagen durch-
geführt werden. Sie erfolgt vor-
nehmlich hinsichtlich funktech-
nischer Eignung und wirtschaft-
licher Verhältnismäßigkeit. Eine 
erneute Konsenssuche ist mög-
lich, auch sind „Runde Tische“ in 
Großstädten denkbar.

Filme in hoher Qualität strea-
men, große Datenmengen über-
tragen, beim autonomen Fah-
ren, im Gesundheitswesen oder 
in der Landwirtschaft – das al-
les soll durch 5G schneller und 
zuverlässiger funktionieren. Bis 
das Netz all das flächendeckend 
hergibt, wird es aber wohl noch 
eine Weile dauern, wie Jennifer 
Pohl (Deutsche Telekom Tech-
nik GmbH) berichtete. Zwischen 
2025 und 2030 soll fast jeder 
Mobilfunkstandort mit 5G fun-
ken. Ab diesem Jahr ist eine wei-
tere Schließung verbliebener 
Lücken an Verkehrswegen vor-
gesehen, zudem sollen ein wei-

terer Ausbau von 5G auf 3,x 
GHz (Beamforming) in größeren 
Städten und einzelnen Schwer-
punkten des Datenverkehrs 
ebenso erfolgen wie ein wei-
terer Ausbau von 5G über DSS 
(4G/5G-Kombination) in kleine-
ren Städten und auf dem Land.

Eines von sechs Forschungs-
projekten, die im Rahmen des 
5G-Innovationsprogramms des 
Bundesministeriums für Verkehr 
und digitale Infrastruktur geför-
dert werden, ist 5G4Healthcare. 
Ziel ist es, die Machbarkeit, die 
Möglichkeiten sowie die Gren-
zen der Verbesserung der Effek-
tivität und Effizienz in der länd-
lichen Gesundheitsversorgung 
durch die 5G-Technologie aus-
zuloten und Handlungsempfeh-
lungen für skalierbare Lösun-
gen abzuleiten. Unter Führung 
der Ostbayerischen Technischen 
Hochschule OTH Amberg-Wei-
den wird laut Prof. Dr. rer. pol. 
Steffen Hamm, Digital Healthca-
re Management, der Einsatz von 
5G in den beiden Use Cases „In-
tegrierte Versorgung“ und „Ho-
mecare“ konzipiert (Phase 1), 
modellhaft implementiert (Pha-
se 2), erprobt und evaluiert 
(Phase 3).

Grundlage für innovative  
medizinische Versorgung

Der neue Mobilfunkstandard 
5G bildet dabei die Grundlage für 
innovative medizinische Versor-
gung und Dienste wie beispiels-
weise EKG-Echtzeitübertragung 
aus dem Rettungswagen, robo-
tergestützte Operationen und 
Fernüberwachung und -analyse 
der Vitaldaten von Patienten. Aus 
den Ergebnissen des Projektes 
sollen neue Lösungen entwickelt 
werden, die als Blaupause eines 
konsequent Digital-Health-ge-
stützten medizinischen Versor-
gungsansatzes in ländlichen Regi-
onen dienen sollen.

Handynutzer wollen mög-
lichst überall Empfang haben, 
gleichzeitig aber wünschen 
sich die meisten Bürger, dass 
die elektromagnetischen Feld-
stärken der Mobilfunk-Basis-
stationen (MBS) möglichst ge-
ring sind. Nach Angaben von Dr. 
Rudolf Gulich (LfU/Landesamt 
für Umwelt) ergibt sich aus der 
Vielzahl an Forschungsprojek-
ten keine belastbare Evidenz, 
dass unterhalb der Grenzwerte 
gesundheitliche Risiken beste-
hen. Die Felder ausgehend von 
Rundfunksendeanlagen oder 
von Mobilfunk-Basisstationen 
liegen deutlich niedriger als die-
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rische Gemeindetag ein Ge-
setz zur Sicherung des stationä-
ren Handelns und zum Erhalt le-
bendiger Innenstädte. Konkret 
gehe es darum, die Innenent-
wicklungsinstrumente des Bau-
gesetzbuchs zu stärken, Städte- 
bauförderungsmittel mit Blick 
auf die Aufenthaltsqualität und 
den Liegenschaftserwerb in den 
Innenstädten auszuweiten und 
verlässliche Sonntagsöffnungs-
zeiten zu schaffen.

Die Erreichbarkeit der Innen-
städte mit intelligenten Ver-
kehrskonzepten sei ebenso för-
derungswürdig wie die digitale 
Infrastruktur in den Innenstäd-
ten. Zudem müsse der statio-
näre Einzelhandel mit Blick auf 
seine gesamtgesellschaftlichen 
Funktionen kostenseitig entlas-
tet werden. Auch gelte es, die 
kostenseitige und soziale Be-
lastung des Onlinehandels für 
die kommunale Infrastruktur, 
die kommunale Daseinsvorsor-
ge sowie die Sozialfunktionen in 
den Städten und Gemeinden zu 
untersuchen und auf regulato-
rischer Ebene mit Lenkungswir-
kung zu belasten.

Brandl zufolge „brauchen wir 
ein entschiedeneres Handeln 
der Politik, das über die frei-
lich auch begrüßenswerten Ge-
sprächsrunden und Dialogforen 
hinausgeht. Ich vernehme aus 
der Politik eine breite Bereit-
schaft – auch aus ökologischen 
Gründen – über eine Art Paket-
versandbesteuerung nachzu-
denken. Jetzt ist die Zeit dafür!“

Mit Blick auf die Energiewen-
de fordern die Gemeinden ei-
ne finanzielle Beteiligung am  
Ertrag von Freiflächen-Photovol-
taikanlagen. Damit könnte örtli-
cher Widerstand gegen solche 
Projekte vermindert oder ge-
löst werden. Nach Brandls Wor-
ten „gibt es bei der Windenergie 
jetzt eine Wertschöpfungsbetei-
ligung der Standortgemeinden. 
Warum weigert sich das Bundes-
wirtschaftsministerium, das glei-
che auch für Solaranlagen zu er-
möglichen? In einer bundesweit 
regulierten Gemeindebeteili-
gung sehen wir die Möglichkeit, 
Akzeptanz und Vertrauen für die 
Energiewende zu schaffen.“

Mittlerweile, so der Verbands- 
chef, gebe es kaum noch Solar-
kraftwerk-Projekte, gegen die 
noch keine Bürgerinitiative ge-
bildet worden sei. Warum soll-
te die Gemeinde beim Nutzer-
kampf um Flächen Photovol-
taikanlagen zulassen, wenn die 
Erträge nicht in der Gemeinde 
ankommen? „Was bei der Wind- 
energie erlaubt ist, muss auch 
für die Solarenergie gelten. Bun-
deswirtschaftsminister Altmai-
er hat es in der Hand, die bisher 
nur für Windkraftprojekte vor-
gesehene Wertschöpfungsbe-
teiligung von Gemeinden auch 
auf die Photovoltaik auszudeh-
nen. Wir fordern ihn auf, dies zu 
tun“, unterstrich Brandl.

Nach langem Ringen werden 
Gemeinden und Städte jetzt an 
den Erträgen von Windkraftan-
lagen auf ihrem Gebiet betei-
ligt. Dies dürfte die Akzeptanz 
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muss durchbrochen werden.  
Anschubfinanzierungen des Bun-
des bei Begründung von laufen-
den kommunalen Kosten sind 
strukturelles Gift für die Kom-
munen.“

Mit Blick auf das Thema 
Kommunalfinanzen wies der 
DLT-Präsident darauf hin, dass 
zur verfassungsrechtlichen Ga-
rantie kommunaler Selbstver-
waltung auch der Anspruch auf 
eine finanzielle Mindestausstat-
tung gehöre. 

Dies sei folgerichtig, da oh-
ne eine aufgabenbezogene Un-
terlegung des Selbstverwal-
tungsrechts mit Finanzmitteln 
die tatsächlichen kommunalen 
Handlungsmöglichkeiten im-
mer mehr schwinden und eine 
Schuldenspirale droht. „Deshalb 
unterstützen wir nachdrück-
lich die Verfahren des Landkrei-
ses Kaiserslautern und der Stadt 
Pirmasens beim Bundesverfas-
sungsgericht. Die Frage der fi-
nanziellen Mindestausstattung 
der Kommunen hat grundsätzli-
che Bedeutung für die gesamte 
kommunale Ebene in Deutsch-
land. Wir erwarten von Karls-
ruhe klare Aussagen zu diesem 
Fundament kommunaler Selbst-
verwaltung, dem sich dann die 
Landesregierungen nicht mehr 
entziehen können.“

Die Länder seien und blieben 
aufgefordert, für eine ordentli-
che finanzielle Mindestausstat-
tung der Landkreise und Ge-

dieser Anlagen in der Bevölke-
rung erhöhen. Jedoch gibt es 
bislang keine Wertschöpfungs-
beteiligung von Gemeinden an 
Solarkraftwerken im Gemeinde-
gebiet. Dabei wäre es aus Sicht 
des Bayerischen Gemeindetags 
so einfach: Die Bundesregierung 
müsste lediglich eine Option im 
novellierten Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz ziehen. § 95 Nr. 3 
EEG sieht vor, dass der Bund die 
bisher nur für Windkraftpro-
jekte vorgesehene Wertschöp-
fungsbeteiligung von Gemein-
den auch auf andere erneuer-
bare Energien, also auch auf die 
Photovoltaik, ausdehnen kann. 
Bislang weigere sich das Bun-
deswirtschaftsministerium al-
lerdings, davon Gebrauch zu 
machen.

Anlässlich des Weltwasser-
tags wies Präsident Brandl 
schließlich darauf hin, dass der 
Grundgedanke multifunktiona-
ler, wassersensibler Flächen-
nutzungen bereits in den ers-
ten Überlegungen zur Entwick-
lung von Städten und Gemein-
den enthalten sein müsse. Das 
Prinzip der Schwammstadt sei 
Kern einer nachhaltigen Stadt-
planung. Schwammstädte wür-
den so geplant und gebaut, dass 
sie Wasser wie ein Schwamm 
aufnehmen und speichern kön-
nen und dieses in Phasen der 
Trockenheit wieder an die Um-
gebung abgeben.

Das Bündnis „Wassersensibles 
Planen und Bauen“, dem neben 
dem Bayerischen Gemeindetag 
auch die Bayerische Architek-
tenkammer, der Bayerische In-
genieurekammer-Bau und der 
DWA Landesverband Bayern an-
gehören, fordert einen nach-
haltigen Umgang mit den be-
grenzten Wasserressourcen im 
Zuge einer vorausschauenden, 
zukunftsfesten Siedlungsent-
wicklung. Dazu zählen:
1. Nachhaltiger Umgang mit 
Regen
2. Regenwasser in Bauleitpla-
nung und Baugenehmigung be-
rücksichtigen
3. Sensibilisierung der Öffent-
lichkeit und Beratung der Bau-
herren verstärken
4. Wassersensibles Planen und 
Bauen als Baustein für Identität 
und Baukultur
5. Förderung nachhaltiger was-
ser- und klimasensibler Lösun-
gen
6. Honorarordnung anpassen
7. Gesplittete Abwassergebüh-
ren bayernweit einführen

„Der gesplittete Gebühren-
maßstab für Schmutz- und Nie-
derschlagswasser kann einen 
Anreiz für die Entsiegelung von 
Flächen und den Regenrück-
halt auf den Grundstücken set-
zen“, erklärte hierzu Dr. Julia-
ne Thimet, stellvertretende Ge-
schäftsführerin des Bayerischen 
Gemeindetags.

Auch verwies sie darauf, dass 
Bauleitplanung mehr denn je be-
deute, nicht nur überbaubare 
Flächen, also Baurechte, zu ver-
geben, sondern ganz genau fest-
zulegen, wie mit Oberflächen-
wasser umgegangen wird. Von 
vornherein müsse klar sein, wel-
che Anforderungen dazu auf je-
dem einzelnen Grundstück er-
füllt werden müssen und wie 
ein Baugebiet insgesamt zur Re-
genwasserrückhaltung beiträgt. 
„Deshalb plädiere ich für verbes-
serte Festsetzungsmöglichkei-
ten für sog. multifunktional ge-
nutzte Flächen und Zisternen.“

Auch in Einzelgenehmigungs-
verfahren gehöre der zukunfts-
orientierte Umgang mit dem 
Niederschlagswasser zu einer 
gesicherten Erschließung. Ohne 
den Nachweis einer ordnungs-
gemäßen Niederschlagswasser-
beiseitigung dürfe es in Bayern 
keine Baugenehmigung mehr 
geben. „Überlegtheit beim Pla-
nen, Tempo beim Bauen“, fasste 
Thimet ihre Position zusammen. 
 DK

meinden zu sorgen. „Sie müssen 
ihre Kommunen mit dem Nöti-
gen zur Bewältigung ihrer Aufga-
ben ausstatten, so dass sie nicht 
dauerhaft Kredite aufnehmen 
müssen. Es geht konkret darum, 
den rheinland-pfälzischen Kom-
munen insgesamt mehr Geld zu 
geben.“ Das Land stelle sich hin-
gegen auf den Standpunkt, die 
Kommunen müssten die zu ge-
ringen Finanzmittel nur anders 
untereinander verteilen. „Die 
Bettdecke ist aber insgesamt zu 
kurz, egal wo man sie hinzieht“, 
machte Sager deutlich und ver-
wies darauf, dass dieses Prob-
lem auch in anderen Ländern 
bestehe. Das Verfahren in Karls- 
ruhe habe daher bundesweite 
Bedeutung.

Ausreichende Finanzmittel 
auch für freiwillige Aufgaben

Eine ausreichende finanziel-
le Grundausstattung sollte laut 
Sager auch für freiwillige Auf-
gaben selbstverständlich sein. 
„Diese Selbstverständlichkeit 
muss aber leider immer und im-
mer wieder vor Gericht einge-
fordert werden. Das ist nicht 
nur entwürdigend, sondern 
auch zeit- und kraftraubend. Mit 
dem Gang vor das Bundesver-
fassungsgericht sind wir somit 
hoffentlich am richtigen Ort an-
gelangt, um diese Frage ein für 
alle Mal zum Wohle aller Land-
kreise und Gemeinden zu klä-
ren“, so der DLT-Präsident.  DK

Den Teufelskreis ...

Bundeskonferenz Kommunales Bildungsmanagement 2021:

Ob Bildung gelingt,  
entscheidet sich vor Ort

Bei der diesjährigen digitalen Bundeskonferenz Kommunales Bil-
dungsmanagement standen u.a. die kulturelle und nachhaltige 
Bildung ebenso im Mittelpunkt wie das datenbasierte kommuna-
le Bildungsmanagement. Dazu wurden Aspekte wie die Veranke-
rung in den Verwaltungen und die Potenziale für die Gestaltung 
einer chancengerechten Stadt- und Regionalentwicklung be-
leuchtet. Zudem boten unterschiedliche Fachforen die Möglich-
keit, sich über aktuelle wissenschaftliche Diskurse zu informieren 
und ihre Erfahrungen und Ideen einzubringen.

„Die Kommunen spielen in 
unserem Bildungsföderalismus 
eine wichtige Rolle“, erklärte 
Bundesbildungsministerin An-
ja Karliczek. Gerade sie könn-
ten den digitalen Wandel in der 
Bildung mitgestalten und ent-
schieden vorantreiben. Als Trä-
ger vieler Bildungseinrichtun-
gen trügen sie eine große Ver-
antwortung. „Dabei werden sie 
vom Bund bestmöglich und be-
darfsgerecht unterstützt.“

Erfolgreiche Modelle

Seit 2014 habe die „Transfer- 
initiative Kommunales Bildungs-
management“ des BMBF da-
zu beigetragen, dass deutsch-
landweit erfolgreiche Modelle 
kommunaler Bildungssteuerung 
etabliert und verbreitet wur-
den. Das digitale Zeitalter ver-
lange nun, dass das Bildungssys-
tem weiterentwickelt wird. Da-
für werde das BMBF das kom-
munale Bildungsmanagement 
mit neuen Programmen unter-
stützen und so die kommuna-
len Bildungslandschaften von 
morgen mitgestalten. „Ziel ist, 
dass die Kommunen ihren Bür-
gerinnen und Bürgern in allen 
Lebensphasen passgenaue Bil-
dungsangebote machen können 
und so die Bildungschancen für 
alle ausbauen. Sie verbessern 
ihre Standortattraktivität und 
stärken eine positive Stadt- und 
Regionalentwicklung“, machte 
Karliczek deutlich.

„Lebenslanges Lernen wird 
für uns alle immer wichtiger. 
Die Erwartungen der Menschen 
an bestmögliche Bildungsan-
gebote steigen. Ob Bildung ge-
lingt, entscheidet sich vor Ort, 
dort, wo die Menschen leben“, 
unterstrich Burkhard Jung, Prä-

sident des Deutschen Städte-
tags. „Die Städte engagieren 
sich für vielfältige und zeitge-
mäße Bildungsformate für uns 
alle. Dabei kommt es auf quali-
fiziertes Personal und anregen-
de Lernorte mit einer zeitge-
mäßen Ausstattung an. Egal ob 
in Kitas, Schulen oder Bibliothe-
ken, bei der beruflichen Ausbil-
dung oder der Weiterbildung 
an den Volkshochschulen: Die 
Städte schaffen ein dichtes Netz 
aus Bildungsangeboten für alle 
Lebensphasen.“

Jung zufolge „brauchen wir 
ein kommunales Bildungsma-
nagement vor Ort, das klare 
Ziele verfolgt und uneitel do-
kumentiert, was erreicht wird. 
Wenn wir wissen, wie vorhan-
dene Lernangebote wirken, las-
sen sich bildungspolitische Zie-
le und konkrete Maßnahmen in 
den Städten besser miteinander 
verknüpfen. Gemeinsam und im 
transparenten Austausch kön-
nen wir Bildungsprozesse ver-
bessern.“

Digitalisierungsphänomene 
sind kulturelle Prozesse

Perspektiven für das Kom-
munale Bildungsmanagement 
zeigte Prof. Dr. Benjamin Jöris-
sen von der Friedrich-Alexan-
der-Universität Erlangen-Nürn-
berg im Fachforum „Digitali-
sierung, Kulturelle Bildung und 
kommunales Bildungsmanage-
ment“ auf. Aus seiner Sicht müs-
sen Akteure und Stakeholder in 
Bildung und Kultur lernen, Di-
gitalisierungsphänomene nicht 
nur als Tool, Technik und Ent-
fremdung, sondern als kultu-
relle Prozesse wahrzunehmen, 
zu explorieren und auf ihre Ar-
beitsfelder zu beziehen. Bil-

dungsmanagement sei dafür 
verantwortlich, die Bildungsma-
nager entsprechend zu professi-
onalisieren.

„Daten“ seien keine Frage der 
Digitalität, sondern der Definiti-
on von Datenformaten, fuhr Jö-
rissen fort. Ein „teilhabegerech-
tes“ datenbasiertes kommuna-
les Bildungsmanagement stelle 
keinen kybernetischen Vernet-
zungs-Automatismus, sondern 
einen partizipatorischen Prozess 
dar, der folgende Fragen auf-
werfe: Was ist standardisiert er-
fassbar? Was wird ausgeschlos-
sen? Was soll, was kann und 
was wird schließlich sichtbar ge-
macht? Und: Für wen werden 
Daten sichtbar und verwendbar 
gemacht?

Im Fachforum zum Thema 
„Digitalisierung nachhaltig den-
ken. Herausforderungen für Po-
litik, Kommunen und Schulen“ 
verwies Prof. Dr. Kai Maaz vom 
Leibniz-Institut für Bildungsfor-
schung und Bildungsinformati-
on darauf, dass es für eine nach-

jenigen körpernah betriebener 
Geräte (z.B. Handy beim Telefo-
nieren, Smartphone-Nutzung). 
Maßgeblich für die Feldstärke, 
der ein Mensch ausgesetzt ist, 
ist die Sendeleistung des eige-
nen Geräts. Gesundheitliche Ri-
siken bei der intensiven Lang-
zeitnutzung von Mobiltelefonen 
am Körper sind noch nicht ab-
schließend geklärt. Die Reduk-
tion der persönlichen Immissio-
nen und Vorsorge ist in erster Li-
nie durch das eigene Nutzungs-
verhalten möglich.

In Ausgabe 9 der Bayerischen 
GemeindeZeitung, die am 29. 
April 2021 erscheint, wird eine 
Sonderdokumentation der Ta-
gung veröffentlicht.  DK

haltige Digitalisierung des Bil-
dungssystems u.a. verlässliche, 
über 2024 hinausgehende Fi-
nanzierungssicherheiten sowie 
eine personelle Absicherung vor 
Ort in den Schulen braucht. Not-
wendig seien auch eine Vernet-
zung zwischen Schulen und mit 
dem Umfeld und eine Qualifizie-
rungsoffensive, zudem eine Ge-
staltung schulischer Rahmenbe-
dingungen, dass das Lernen mit 
digitalen Medien tatsächlich ei-
nen Mehrwert für Lernprozesse 
und Lernergebnisse bietet, von 
dem alle Kinder und Jugendli-
chen profitieren.

Gemeinsame Visionen

Schulleitungen empfahl Maaz, 
eine gemeinsame schulische Vi-
sion sowie ein gemeinsames 
Verständnis digital gestützten 
Lehrens und Lernens zu entwi-
ckeln und die schulische Arbeit 
vor dem Hintergrund gestiege-
ner Digitalisierungsansprüche 
im Schulbereich qualitäts- und 
kompetenzorientiert zu steu-
ern. Zudem sei es wichtig, In-
novationsgeist zu ermöglichen 
und zu unterstützen sowie die 
Schule über die aktuelle Eupho-
rie und die aktuellen IT-Aus-
stattungsprogramme hinaus zu-
kunftsfähig zu gestalten.  DK

Mobilfunkausbau ...

Taten statt Worte ...

http://www.informationszentrum-mobilfunk.de
http://www.informationszentrum-mobilfunk.de
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ABC des kommunalen Breitbandausbaus

Die Durchführung eines Markterkundungs-
verfahrens (MEV) ist Teil der Erfassung der Rah-
menbedingungen für einen geförderten Breit-
bandausbau. Ziel eines MEV ist die Feststellung 
der öffentlichen Hand, dass im betreffenden Ge-
biet in den kommenden drei Jahren keine eigen-
wirtschaftliche Erschließung durch private Anbie-
ter zu erwarten ist. Daneben soll das MEV auch 
zur Ermittlung des Status quo der Versorgungssi-
tuation herangezogen werden. Dabei werden die 
Ausbauplanungen aller regional tätigen und inte-
ressierten Anbieter durch die öffentliche Hand 
abgefragt, um einen Überblick zu technischen 
und wirtschaftlichen Möglichkeiten der lokalen 
Breitbandversorgung zu erhalten und einen Aus-
bau aus dem Wettbewerb des Marktes heraus 
festzustellen oder auszuschließen.

Nach dem MEV das IBV?

Im Anschluss an eine negative Markterkun-
dung kann ergänzend ein Interessenbekun-

dungsverfahren (IBV) durchgeführt werden. Ein 
IBV dient der Information und Abfrage poten-
zieller Anbieter, ob und zu welchen Konditionen 
sie ihre Leistung für das Gebiet anbieten wür-
den. Es sollte vor allem dann durchgeführt wer-
den, wenn sich im Rahmen des MEV kein Anbie-
ter findet, der den Ausbau ohne (kommunalen) 
Zuschuss bzw. anderweitige öffentliche Unter-
stützung vornehmen kann. Neben der Vergabe 
direkter Zuschüsse können als Unterstützungs-
leistung der öffentlichen Hand auch passive In-
frastrukturen bereitgestellt oder Bürgschaften 
(Übernahme von Haftungsrisiken) gewährt wer-
den.

Und was bedeutet passive Infrastruktur?

Eine passive Netzinfrastruktur ist ein Breit-
bandnetz ohne aktive Komponenten. Es umfasst 
in der Regel Bauinfrastruktur, Leerrohre, unbe-
schaltete Glasfaserleitungen und Straßenvertei-
lerkästen. 

In Kooperation mit atene KOM GmbH  
www.gemeindezeitung.de/ABC 

GZ KOMMUNAL-

Was versteht man unter einem MEV?

Falls Ihr Interesse und Wissen rund um den Breitbandausbau erweitert werden konnte, freuen Sie 
sich auf weitere Beiträge dieser Art in den kommenden Ausgaben. Zum vertieften Nachlesen eig-
net sich außerdem das umfangreiche, stets aktualisierte Nachschlagewerk der atene KOM, erhält-
lich auf der Website: https://atenekom.eu/wissen/loseblattsammlung/. r

Zusammen mit der atene KOM wird die Bay-
erische GemeindeZeitung Leser:innen künftig 
Expertenwissen zum Breitbandausbau auf ei-
ne leicht verständliche Art näherbringen. Die-
se Ausgabe greift Grundlagen und erste Schritte 
des kommunalen Breitbandausbaus auf. 

Bayernweit –  
Gemeinsam für mehr 
Geschwindigkeit

Bayernweit –  
Gemeinsam für mehr 
Geschwindigkeit

breitbandausbau@m-net.de
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GZ-Interview mit Judith Gerlach, Bayerische Staatsministerin für Digitales:

Multitalent BayernApp
GZ: Frau Ministerin, die Bay-

ernApp ist vor kurzem an den 
Start gegangen. Was kann sie 
leisten?

Gerlach: Über die BayernApp 
können die Bürgerinnen und 
Bürger verschiedenste Informa-
tionen zu Behörden sowie zu 
staatlichen und kommunalen 
Verwaltungsdienstleistungen 
abrufen. Die App greift dabei auf 
einen Datenbestand mit über 
2.500 Verwaltungsleistungen zu, 
wie beispielsweise die Beantra-
gung der Geburtsurkunde oder 
die Wohnsitzanmeldung. Zu vie-
len dieser Verwaltungsleistun-
gen werden bereits jetzt On-
line-Dienste angeboten. Diese 
sind direkt aus unserer App her-
aus aufrufbar. Sie dient quasi als 
Fernbedienung und ist der mo-
bile Zugang zu staatlichen und 
kommunalen Serviceleistungen 
– sofern diese bereits online ver-
fügbar sind.

Darüber hinaus können über 
die BayernApp auch die neues-
ten Meldungen und Informatio-
nen aus verschiedensten Berei-
chen der öffentlichen Verwal-
tung abgerufen werden – falls 
gewünscht mittels Push-Nach-
richten. Und über eine Kar-
te finden unsere Bürgerinnen 
und Bürger schnell den nächst-
gelegenen kostenlosen Bayern-
WLAN-Hotspot.

GZ: Was soll alles erledigt 
werden können und welche 
zeitlichen Erwartungen sind an 
den Aufbau geknüpft?

Gerlach: Das Onlinezugangs-
gesetz fordert, dass bis zum Jahr 
2022 alle Verwaltungsleistun-
gen auch online angeboten wer-
den. Wir gehen aber noch wei-
ter. Unser Ziel ist, dass zukünftig 
die Verwaltungsdienstleistun-
gen für Bürgerinnen und Bürger 
genau so einfach erledigt wer-
den können, wie beispielsweise 
Online-Shopping übers Smart-
phone.

Um die Online-Dienste in der 
Fläche und damit wirklich allen 
Bayerinnen und Bayern zur Ver-

zusätzlicher digitaler Service für 
unsere Bayerinnen und Bayern.

GZ: Welche und wie viele 
Kommunen sind angeschlossen 
und wie aufwändig ist der Pro-
zess für Kommunen, Dienstleis-
tungen über die BayernApp an-
zubieten?

Gerlach: An unsere BayernApp 
sind alle bayerischen Kommu-
nen bereits angeschlossen. Denn 
über das Redaktionssystem des 
Bayern Portals (www.freistaat.
bayern) können die Kommunen 
bereits seit mehreren Jahren In-
formationen dort veröffent-
lichen. Nun erscheinen die Ver-
waltungsleistungen für Bürge-
rinnen und Bürger, die dort ein-
gestellt werden, automatisch 
auch in der BayernApp, ohne zu-
sätzlichen Pflegeaufwand.

Kommunen bzw. deren IT- 
Dienstleister können die Infor-
mationen zu den angebotenen 
Online-Diensten auch automa-
tisiert per Webservice in das Re-
daktionssystem einspielen.

Für die Redakteure, die vor Ort 
mit dem Redaktionssystem ar-
beiten, bieten wir zudem regel-
mäßig Webinare zur Pflege der 
Daten an.

GZ: Welche Vision wird mit 
der App verfolgt, soll irgend-
wann beispielsweise Bürger-
kommunikation untereinander 
möglich sein?

Gerlach: Mein Ziel mit der 
BayernApp ist, den Zugang für 
die Bürgerinnen und Bürger zu 
digitalen Verwaltungsleistungen 
von Staat und Kommunen deut-
lich zu vereinfachen und die On-
line-Kommunikation mit den Be-
hörden zu erleichtern. Die Nut-
zer können beispielsweise unmit-
telbar aus der BayernApp heraus 
über das sichere Kontaktformu-
lar mit zahlreichen Behörden in 
Kontakt treten – und eine ver-
schlüsselte Nachricht versenden.

Für die Kommunikation der 
Bürgerinnen und Bürger unter-
einander gibt es dagegen be-
reits etablierte Dienste auf dem 
Markt. r

fügung stellen zu können, brau-
chen wir die tatkräftige Un-
terstützung der Kommunen. 
Denn sie sind für einen Großteil 
der Verwaltungsleistungen zu-
ständig. Seit dem Jahreswech-
sel stellt der Freistaat Bayern 
den Kommunen für die wich-
tigsten Top-Leistungen passge-
naue Lösungen für Online-An-
träge zur Verfügung. Diese kön-

Judith Gerlach, Staatsministerin 
für Digitales. Bild: Kurt Krieger

nen jetzt von den Kommunen 
Schritt für Schritt übernommen 
werden und sind dann auch für 
die Bürgerinnen und Bürger über 
die BayernApp aufrufbar. Viele 
Kommunen leisten schon heute 
bei der Digitalisierung der Ver-
waltung einen vorbildlichen Bei-
trag. Wir unterstützen sie dabei 
unter anderem mit dem Förder-
programm „Digitales Rathaus“ 
(www.digitales-rathaus.bayern). 
Für die erstmalige Bereitstellung 
von Online-Diensten kann darü-
ber jede Kommune bis zu 20.000 
Euro Förderung erhalten.

Ferner bauen wir das staatli-
che Zusatzangebot der App wei-
ter aus. Als Nächstes wollen wir 
regionalisierte Statistikdaten in-
tegrieren. Damit können zu-
künftig interessante Zahlen, Da-
ten und Analysen zu jedem ge-
wünschten bayerischen Land-
kreis abgerufen werden – ein 

Startschuss zur Umsetzung der 
bayerischen 6G-Initiative

Der Freistaat Bayern hat mit der konkreten Umsetzung seiner 6G-Ini-
tiative für die mobile Kommunikation der Zukunft begonnen. Im Rah-
men einer virtuellen Veranstaltung gab Bayerns Wirtschaftsstaats-
sekretär Roland Weigert den Startschuss für das Thinknet 6G. Die 
Themenplattform soll alle relevanten Akteure im Freistaat und dar-
über hinaus frühzeitig miteinander vernetzen, damit 6G durch einen 
intensiven Austausch aktiv aus Bayern mitgestaltet werden kann.

Laut Weigert werden die von 
6G zu erwartenden Innovations-
sprünge bedeutende Auswir-
kungen auf bayerische Kernkom-
petenzen wie den Automobilbau 
oder den Gesundheitssektor ha-
ben. „Mit unserer 6G-Initiati-
ve nehmen wir schon heute die 
mobile Kommunikation der Zu-
kunft in den Blick, um die bayeri-
sche Wirtschaft optimal auf den 
Einsatz von 6G mit dem Zielho-
rizont im Jahr 2030 vorzuberei-
ten. Bayern soll beim Thema 6G 
international Vorreiter sein.“

Das vom Bayerischen Wirt-
schaftsministerium ins Leben ge-
rufene und bei Bayern Innovativ 
unter dem Dach des Zentrums 
für Digitalisierung. Bayern ange-
siedelte Thinknet 6G ist gleich-
zeitig eine Experten-Denkfabrik 

und ein Netzwerk für alle Orga-
nisationen und Akteure, die In-
teresse an 6G haben.

Prof. Dr. Wolfgang Kellerer,  
Lehrstuhlinhaber des Lehrstuhls 
für Kommunikationsnetze der 
TU München und Sprecher der 
Wissenschaft bei Thinknet 6G, 
betonte: „Für die Wissenschaft 
ist es von großer Bedeutung, zu 
erfahren, welche Anforderun-
gen die künftigen Nutzerinnen 
und Nutzer an das 6G-Netz ha-
ben. Dann können wir die ent-
scheidenden Forschungsfragen  
so formulieren, dass die neue 
Mobilfunkgeneration ein großer 
Wurf wird, der zahlreiche High- 
tech-Anwendungen wie etwa 
Assistenzroboter oder fernge-
steuerte medizinische Operatio-
nen ermöglichen wird.“

Thinknet 6G ist eine von drei 
eng miteinander verzahnten Säu-
len der bayerischen 6G-Initiative, 
für die der Freistaat allein in die-
sem und den kommenden bei-
den Jahren mindestens 5 Mio. 
Euro Fördermittel zur Verfügung 
stellt. Die zweite Säule bildet das 
Grundlagenforschungsprojekt 
„6G Zukunftslabor Bayern“ an 
der TU München. Zwölf Lehrstüh-
le und Professuren werden ein-
gebunden, um grundlegende Er-
kenntnisse zum Mobilfunkstan-
dard der nächsten Generation für 
weitere wissenschaftliche Unter-
suchungen sowie die Weiterent-
wicklung und Standardisierung in 
der Wirtschaft aufzubereiten. 

Die dritte Säule nimmt den 
Transfer von Know-how aus der 
Wissenschaft in die Wirtschaft in 
den Fokus. Mit Hilfe von Förder-
aufrufen sollen Ideen für innova-
tive Verbundforschungsvorhaben 
im Bereich 6G gesammelt wer-
den. Hiervon können vor allem 
kleine und mittelständische Un-
ternehmen über ganz Bayern hin-
weg profitieren. r

Diskussionspapier des Deutschen Städtetags:

Digitale Souveränität  
von Kommunen stärken

Mit welchen Mitteln werden Städte selbstbestimmter, handlungsfä-
higer und digital souveräner? Das Diskussionspapier „Digitale Sou-
veränität von Kommunen stärken“ des Deutschen Städtetags be-
antwortet diese Frage mit einem politischen Leitbild für digitale 
Unabhängigkeit auf kommunaler Ebene und leitet daraus politische 
Forderungen ab. Entstanden ist das Papier innerhalb der gemeinsa-
men Initiative „Digitale Souveränität“ von Deutschem Städtetag und 
KGSt. „Wir wollen den politisch-strategischen Blick des Städtetages 
innerhalb dieser Initiative mit dem anwendungsorientierten Ansatz 
der KGSt verbinden“, so Hauptgeschäftsführer Helmut Dedy.

Digitale Souveränität darf laut  
Deutschem Städtetag nicht nur in 
seinen verschiedenen Dimensio-
nen erfasst werden, sondern muss 
vor allem auch in ihren Auswirkun-
gen erkannt werden. Eine nicht  
arbeitsfähige Kommunalverwal-
tung, der Ausverkauf der öffent-
lichen Daseinsvorsorge oder die 
digitale Spaltung der Gesellschaft 
seien schwerwiegende Folgen feh-
lender digitaler Souveränität. 

Um gleichwertige Lebensver-
hältnisse und Chancengerechtig-
keit zu schaffen, braucht es Res-
sourcen. Wichtig sei auch, das 
Maß an Abhängigkeit im Ge-
samten zu beachten. Auch die 
Beschaffung von Laptops oder 
Smartphones könne zu einem 
großen Problem werden. Fast al-
le Hersteller produzierten in den 
USA oder Asien. Hier brauche es 
einen größeren Einsatz in der In-
dustrie- und Wirtschaftspolitik, 
um Abhängigkeiten zu verringern. 
Deshalb ist es aus Sicht der Städ-
te dringend geboten, dass Bund 
und Länder ihre Bemühungen zur 
Stärkung der Digitalen Souveräni-
tät ausbauen.

Dazu gehört vor allem:
• Lösungen und Expertise be-
reitstellen. Nicht jeder muss das 
Rad neu erfinden. Das vom Bun-
desministerium des Innern ge-
plante Zentrum für Digitale Sou-
veränität ist ein guter Schritt. 
Wichtig wäre es, wenn hier auch 
explizit Austausch, Vernetzung 
und Kompetenzaufbau gefördert 
wird. Hierfür sollte die Expertise 
aus den Kommunen immer aktiv 
einbezogen werden, damit das 
Ergebnis mit den Bedürfnissen 
vor Ort zusammenpasst. 
• Offenheit einfordern. Bund 
und Länder müssen sich konse-
quent für offene Standards und 
Schnittstellen einsetzen.
• Einen passenden Rechtsrah-
men schaffen. Dieser muss über-
sichtlich und praktikabel in der 
Umsetzung sein. Gleichzeitig 
braucht es Flexibilität, um vor 
Ort gestalten zu können. Recht-
liche Regelungen sollten Experi-
mentierräume eröffnen und den 
Ansatz des Ausprobierens stär-
ken. Handlungshilfen bei der Be-
schaffung können außerdem ei-
ne wichtige Hilfestellung bieten.

• Den Kulturwandel unterstüt-
zen. Prozesse neu zu denken, er-
fordert bestimmte Einstellun-
gen. Der notwendige Kulturwan-
del muss flankiert werden durch 
Ressourcen und Hilfestellungen. 
Kommunen müssen in die La-
ge versetzt werden, qualifizier-
tes Personal zu gewinnen. Für 
IT-Fachkräfte können neue For-
men von Personalgewinnung und 
-einsatz, zum Beispiel über Poo-
ling, eine Lösung sein.
• Eine auskömmliche Finanzie-
rung gewährleisten. Digitalisie-
rung kostet Geld. Kommunen 
müssen abseits von Förderpro-
grammen in die Lage versetzt 
werden, genug Geld für Digitali-
sierung zu haben. Auch beim The-
ma Digitalisierung gilt es, ein sich 
verstärkendes Gefälle zwischen 
den Kommunen zu verhindern.
• Innovation fördern. Neue Tech-
nologien wie Blockchain oder die 
Nutzung von KI müssen über 
bundesweite Projekte entwi-
ckelt werden. Ziel muss sein, dass 
Bund, Länder und Kommunen die 
Technologien nach gleichen Stan-
dards und Rahmenbedingungen 
nutzen können. Die verschiede-
nen Dimensionen digitaler Souve-
ränität aus Sicht der Kommunen 
zu reflektieren und zu diskutie-
ren, ist ein langfristiger Prozess.

Der Deutsche Städtetag wird 
Positionierungen erarbeiten und 
bei Bund und Ländern weiter-
hin darauf hinwirken, die digitale 
Souveränität der Kommunen zu 
stärken. DK

https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/component/search/?searchword=Markterkundungsverfahren&searchphrase=all&categ_id=&article_id=203-188-187-186-65-361-360-215-214-213-212-62-61-60-59-196-195-194-193-365-364-192-191-190-68-3318&Itemid=143
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/component/search/?searchword=Markterkundungsverfahren&searchphrase=all&categ_id=&article_id=203-188-187-186-65-361-360-215-214-213-212-62-61-60-59-196-195-194-193-365-364-192-191-190-68-3318&Itemid=143
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/component/search/?searchword=passive%20Netzinfrastruktur&searchphrase=all&categ_id=&article_id=203-188-187-186-65-361-360-215-214-213-212-62-61-60-59-196-195-194-193-365-364-192-191-190-68-3318&Itemid=143
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/component/search/?searchword=passive%20Netzinfrastruktur&searchphrase=all&categ_id=&article_id=203-188-187-186-65-361-360-215-214-213-212-62-61-60-59-196-195-194-193-365-364-192-191-190-68-3318&Itemid=143
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/3786-gz-3-2021-abc-des-kommunalen-gesundheitswesens
https://atenekom.eu/wissen/loseblattsammlung/
http://www.gemeindezeitung.de/ABC
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/component/search/?searchword=Markterkundungsverfahren&searchphrase=all&categ_id=&article_id=203-188-187-186-65-361-360-215-214-213-212-62-61-60-59-196-195-194-193-365-364-192-191-190-68-3318&Itemid=143
https://atenekom.eu/wissen/loseblattsammlung/
https://atenekom.eu/
mailto:breitbandausbau%40m-net.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
http://www.freistaat.bayern
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Social Media-Nutzung 
in Kommunen*

Das Thema beschäftigt PolitikerInnen und Verwaltungen. Schon 
2016 hat es die Süddeutsche Zeitung aufgegriffen. Seither wird es 
öffentlich diskutiert. Fast immer unter dem Blickwinkel des „Best 
practise“ und der Frage „How-to-use-social-media“. Aber das 
geht am eigentlichen Thema vorbei.

32 Millionen Deutsche nut-
zen Facebook. Jugendliche lie-
ben Youtube und Instagram. Mit 
Herzchen und Likes folgt man den 
großen Vorbildern. Doch was su-
chen Nutzer? Und sind sie bereit 
mehr zur Diskussion beizutragen, 
als nur ihre (oft undifferenzierte) 
Sichtweise?

Betrachten wir die social Media 
einmal aus der Perspektive der 
besonderen Verantwortung, die 
BürgermeisterInnen zu tragen ha-
ben. Und aus der Perspektive der 
Verwaltung, die inhaltliche Priori-
täten setzt.

Warum Misstrauen  
gegenüber Facebook & Co?

Facebook & Co. sind keine 
harmlosen Plattformen. Ihre Be-
treiber greifen Daten ab. Nicht ir-
gendwelche und nicht sparsam, 
sondern klar gewinnorientiert 
und verdeckt politisch. Mit den 
Daten der User lassen sich Mas-
sen beeinflussen. Daten werden 
an die Meistbietenden verkauft. 
Wer ein Facebook-Plugin auf der 
eigenen kommunalen Websei-
te installiert, öffnet dem ameri-
kanischen Konzern Tür und Tor, 
um das Nutzerverhalten auf der 
kommunalen Webseite auszule-
sen. Und zwar so, dass der User 
der Webseite davon nichts mitbe-
kommt. Hier alleine setzt bereits 
die besondere Verantwortung 

der Kommune für ihre Bürger 
ein. Das bedeutet, dass sich die 
Kommunen am Datensammeln 
beteiligen. Mehr dazu: https://
www.datenschutz-bayern.de/6/ 
SocialPlugins.html

Dient die Nutzung der sozialen 
Netzwerke wirklich der Transpa-
renz? Kann man Bürgereinbin-
dung über soziale Netzwerke er-
ledigen? Nicht wirklich! Schon 
2016 hat die SZ folgende Fra-
gen aufgeworfen: „Bürgermeis-
ter und Bürger kommunizieren 
über Facebook wann immer sie 
wollen. Und über Dinge, die bis 
vor kurzem unvorstellbar wa-
ren. Selbst Persönliches rückt ins 
Bild… Ist ein Bürgermeister, der 
auf Facebook für jeden greifbar 
ist, schon bürgernah? Wird dort 
informiert oder Stimmung ge-
macht?“ Diese Fragen sind heute 
noch aktuell. Mehr denn je. Die-
se Undurchsichtigkeit ist auch 
der Grund, weshalb PolitikerIn-
nen ihre Position in diesem Spiel 
überdenken sollten.

(Auch) so denken BürgerInnen

Folgende Kommentare folg-
ten auf einen Artikel über Bür-
germeisterInnen in Social Me-
dia (Nürnberger Nachrichten, No-
vember 2020): „Kann man das 
Zeug (kommunale Themen) wirk-
lich nur auf diesen grauenhaften 
Portalen veröffentlichen? Ein Dis-

kussionsforum ist heute schnell 
eingerichtet. Kostet nicht mal 
was.“(Klaus5) oder „Ah ja. Face-
book. Um Transparenz zu schaf-
fen?! Gib diesen Leuten (face-
book) alle deine Daten, und wir 
(die Kommune) sagen dir, wie es 
um die Gemeinde steht – vorbild-
lich! Echt mal. Was bitte ist so 
schwer daran, dass alles in einer 
eigenen Webseite zu veröffentli-
chen, deren Besuch nicht den Ge-
schäftsinteressen irgendwelcher 
Kasper dienlich ist?“ (derUli)

Betrachtet man den Inhalt der 
Aussagen, so erkennt man dar-
an exemplarisch, dass die Bürge-
rInnen zwischen der Person „Bür-
germeisterIn“ und der Aufgabe  
„Verwaltungsführung“ keinen Un- 
terschied mehr machen. Mit die-
ser Übertragung von Verwal-
tungsleistung auf politische Per-
son (und umgekehrt) geht eine 
Imageübertragung einher. Und 
das ist problematisch. Für alle Be-
teiligten.

Rollen-Verteilung zwischen 
Politik und Verwaltung

Die BürgermeisterInnen sind in 
verschiedenen Rollen unterwegs: 
als politische Person, als Funktio-
näre einer Partei, als Moderato-
ren im Gemeinderat und als Che-
fInnen einer Verwaltung. Das al-
les wird gerne mal vermischt. So 
entsteht das Gegenteil von Trans-
parenz. Wer nicht klar kommuni-
ziert, in welcher Rolle er sich äu-
ßert, macht sich leicht angreifbar. 
Die Wahlkampfaussagen einer-
seits und das, was schließlich im 
Alltag der demokratischen Ent-

scheidungsfindung kommuniziert 
werden muss, führt in der Öffent-
lichkeit zu der Vermutung, dass 
da jemand vor (oder nach) der 
Wahl offenbar sein Mäntelchen 
nach dem Wind gehängt hat. Ei-
ne Vermischung der Rollen führt 
selten zu Anerkennung und engt 
die Bewegungsfreiheit der Poli-
tiker ein. Deshalb sollte man die 
Kommunikationskanäle trennen.

Für Kommunen wäre es sinn-
voll, einen Kanal des Bürgermeis-
ters (als politische Person inklusi-
ve seiner Ansichten und Fragen) 
zu führen und gleichzeitig einen 
Verwaltungskanal zu betreiben. 
Der Bürgermeister kann als Pri-
vatperson dabei facebook & Co. 
nutzen, die Verwaltung sollte ei-
nen anderen Weg suchen.

Alternative Wege für 
ein Gemeinschaftsgefühl

Kommunen müssen über Ver-
waltungshandeln informieren. Das 
heißt aber nicht, dass sie soziale 
Netzwerke nutzen müssen. Wer 
seine BürgerInnen erreichen will, 
kann das über eine kommuna-
le App ebenfalls tun. Diese App 
kann außerordentlich sinnvoll 
sein, wenn sie gut bespielt wird 
und die BürgerInnen über Push- 
nachrichten auf dem Laufenden 
hält. Hier ist sogar das Gefühl, zu 
einer besonderen Gruppe zu ge-
hören deutlich gesteigert. 

Auch die Nutzung von eigenen 
Blogs (als Teilbereiche der kom-
munalen Website) ist denkbar. 
Damit hätten tatsächlich alle Bür-
ger Zugriff auf die kommunalen 
aktuellen Nachrichten, ohne ih-
re Daten an Facebook abgeben 
zu müssen. Keiner wäre ausge-
schlossen. Diskussionen könnten 
deutlich besser und inhaltsreicher 
geführt werden und damit wäre 
der Blog auch der perfekte Ort, 
um große Bürgerbeteiligungs-
maßnahmen zu begleiten.

Und was bedeutet das für die 
politischen Köpfe: Sie könnten auf 
ihren privaten Kanälen alles pos-
ten, was für sie Sinn macht und 
immer wieder auf die kommunale 
Webseite, den kommunalen Blog, 
oder die App verweisen. Auf diese 
Weise würden Verwaltungsleis-
tung und lokale Diskussion nicht 
der öffentlichen Meinungsmache 
einer Plattform wie Facebook un-
terworfen. Und den Bürgern wäre 
es klarer, dass zwischen der politi-
schen Person und dem Chef einer 
Verwaltung, in der Haltung den 
Bürgern gegenüber, Unterschiede 
möglich und nötig sind.

*Der Text stammt als Vorab-
druck (gekürzt) aus dem Buch 
„Kommunale Kommunikation“ 
von Gisela Goblirsch. Das Fach-
buch wird Ende 2021 im Haufe- 
Verlag erscheinen. Vorbestellun- 
gen oder Anfragen sind unter 
medienstelle@pr-competence.
de möglich. r

Verlässlich in punkto 
Datenschutz

Kommunen haben inzwischen eine große Auswahl an  
sicheren Netzwerken

Zu Recht gehen Kommunen vorsichtig zu Werke, wenn sie überle-
gen, ob und wie sie digitale Medien nutzen. Klassische Netzwer-
ke schließen sich aus, denn sie sind nicht datenschutzkonform. 
Doch es gibt inzwischen gute Alternativen. So nutzt Freiburg seit 
April 2020 die digitale Plattform „SoNaTe“. Die sechs Buchstaben 
stehen für „Soziale Nachbarschaft und Technik“. Bei der Plattform 
selbst handelt es sich um ein Forschungsprojekt, das an der Evan-
gelischen Hochschule Freiburg angesiedelt ist.

Dass Daten abgegriffen wer-
den, sollten Kommunen mit al-
len Mitteln zu verhindern su-
chen. „Auch in unserer Digita-
lisierungsstrategie wird auf Da-
tenschutz großen Wert gelegt“, 
sagt Solveig Schwarz vom Frei-
burger Amt für Digitales und IT. 
Digitalisierung soll dieser Stra-
tegie zufolge gemeinwohlori-
entiert, nachhaltig und vertrau-
ensbildend eingesetzt werden. 
Bürger, die SoNaTe nutzen, kön-
nen sicher sein, dass ihre ins 
Netzwerk eingespeisten Daten 
nicht verkauft werden. Konkret 
genutzt wird SoNaTe zum Bei-
spiel von Nachbarschaftshilfen. 
Alisa aus der Freiburger Altstadt 
etwa bietet hierüber gerade an, 
für ihre Mitbürger einkaufen zu 
gehen oder zu kochen.

Freiburg musste sich nicht 
lange den Kopf darüber zergrü-
beln, welches Netzwerk zum 
Einsatz kommen sollte: Dass an 
der Hochschule just an SoNaTe 
gebastelt wurde, entpuppte sich 
für die Kommune als Glücksfall. 
Sie wurde Partner innerhalb des 
Forschungsprojekts und baute 
auf SoNaTe ihr Stadtnetzwerk 
#freiburghältzusammen auf. Al-
lerdings läuft die Forschungsin-
itiative im April aus. Wie es da-
nach weitergeht, ist noch nicht 
ganz sicher. Momentan ist ge-
plant, die Nachbarschaftsplatt-
form als Genossenschaft zu be-
treiben.

Nicht alle wollen wechseln

Kommunen müssen zum Teil 
viel Überzeugungsarbeit leisten, 
um ihre Bürger dazu zu brin-
gen, sich über ein neues, siche-
res Netzwerk auszutauschen. 
Schließlich sind die meisten be-
reits auf etablierten, kommer-
ziellen Plattformen unterwegs. 
Vereinsmitglieder kommunizie-
ren seit Beginn der Corona-Kri-
se zum Beispiel über WhatsApp, 
Sitzungen werden via Zoom or-
ganisiert. In Freiburg ist es ge-
lungen, etliche Organisationen 
für SoNaTe zu gewinnen. Ver-
eine verbreiten hierüber offen 
neueste Informationen, man 
kann aber auch im geschützten 
Raum miteinander diskutieren. 
Ebenso können Newsletter ver-
schickt werden.

SoNaTe wurde bisher vor al-
lem von Ehrenamtlichen gut ak-
zeptiert. Insbesondere ältere 
Menschen, die es bislang nicht 
gewohnt waren, digitale Me-
dien zu nutzen, können damit 
in Corona-Zeiten kommunika-
tiv mitgenommen werden, sagt 
Solveig Schwarz. „Aber auch 
unsere Feuerwehr möchte ei-
ne Austauschplattform, auf die 
sie sich in puncto Datenschutz 
verlassen kann“, erklärt die Be-
triebswirtin. Wünschenswert wä-
re für viele Organisationen und 
Initiativen, dass sie sich in einem 
sicheren Netzwerk auch per Vi-
deo austauschen könnten. Das 
ist über SoNaTe noch nicht mög-
lich. Freiburg plant derzeit, Vi-
deokonferenzen über BigBlue-
Button anzubieten.

Während sich früher auf dem 
Schreibtisch die Akten zu Ber-
gen türmten, wird heute in den 
Kommunen immer mehr papier-
los abgewickelt. Gerade in den 
letzten Monaten, als es auf die 
Pandemie zu reagieren galt, ent-
standen in vielen Städten und 
Gemeinden digitale Schreiben, 
Checklisten und Dienstanwei-

sungen. Über die Austausch-
plattform „Netzwerk Kommu-
nen“ des Deutschen Städte- 
und Gemeindebundes (DStGB) 
können diese Dokumente der 
kommunalen Familie zur Verfü-
gung gestellt werden. Auch die-
se Plattform wird nach höchsten 
Sicherheitsstandards auf Ser-
vern in Deutschland betrieben. 
Alle Inhalte und Daten bleiben 
in der Hand des DStGB.

Gemeindeapp BayernFunk

Vor allem Bürger, die bisher 
einen großen Bogen um digitale 
Medien machten, nicht zuletzt 
aus Datenschutzgründen, sollen 
mit dem Projekt „BayernFunk“ 
gewonnen werden. 97 Gemein-
den nutzen die Gemeindeapp in-
zwischen. „Die App ist auch oh-
ne Werbeeinnahmen kostenlos 
und nutzt keine Algorithmen“, 
erklärt Edith Strauß von der Ver-
sicherungskammer Bayern, die 
beim Projekt „BayernFunk“ mit 
dem Bayerischen Roten Kreuz 
und Fraunhofer IESE kooperiert. 
Eine weitere Besonderheit sei 
die regionale Verankerung: „Die 
App hat keinen ‚Social Media für 
alle‘-Ansatz, sondern ist ein sozi-
ales Medium für die Region oder 
die Kommune.“

Damit Datenschutz nicht zur 
Streitfrage wird, beschlossen 
mehrere Kommunen, die kos-
tenlose App Notify der Münch-
ner MessengerPeople GmbH zu 
nutzen. Nürnberg verwendet 
diesen Messenger zum Beispiel 
seit zwei Jahren neben Tele-
gram. Die Akzeptanz allerdings 
ist laut Robert Hackner von der 
Stadt Nürnberg „mäßig“: „Wir 
haben rund 400 Nutzer über 
Notify.“ Über Telegram erreicht 
die Kommune inzwischen rund 
4.200 User: „Der Vergleich zeigt, 
dass Notify von manchen ger-
ne als Newsletterdienst genutzt 
wird, die jetzt vielleicht bewusst 
nicht einen zweiten Messenger 
neben WhatsApp verwenden 
wollen.“

Dass man in diesen Zeiten zu-
mindest über den Computer-
bildschirm miteinander in Kon-
takt bleiben kann, schätzt Mar-
tin Metko, Vorsitzender des 
Obst- und Gartenbauvereins der 
Marktgemeinde Painten in Nie-
derbayern. Er nutzt das für klei-
nere Kommunen entwickelte 
Netzwerk Villageapp des Mar-
burger Start-ups Blue Village 
Innovations UG, um Tipps und 
Tricks rund um den heimischen 
Graten unter den Mitgliedern 
seines Vereins zu verbreiten. Für 
besonders tolle Tipps erhalt er 
Likes.

Hohe Datensicherheit

Während es so mancher Paint-
ner Bürger riskiert, dass man 
seine Daten abgreift, wollte die 
Gemeinde eine App anbieten, 
die höchste Datensicherheit ga-
rantiert. „Da bei der Anmeldung 
für die App so gut wie keine per-
sönlichen Angaben notwendig 
sind und die Server in Deutsch-
land stehen, ist die Datensicher-
heit sehr hoch“, sagt Bürger-
meister Michael Raßhofer. Die 
App sei sofort äußerst gut an-
genommen worden: „Vor allem 
die Vereine waren von Anfang 
an davon überzeugt.“ Nach vier 
Monaten Laufzeit nutzen be-
reits 42 Prozent der Paintner die 
Applikation. Pat Christ

Künstliche Intelligenz in Kommunen:

Potenziale für die Verwaltung
Um die Lebensqualität der Bürger nachhaltig zu verbessern, set-
zen Kommunen immer häufiger auf neue Technologien. Die Frage 
nach dem politischen, rechtlichen und gesellschaftlichen Rahmen 
für technische Verfahren wie Künstliche Intelligenz (KI) ist deshalb 
zu einem zentralen Thema geworden. Vor diesem Hintergrund 
startete das Co:Lab (Denklabor & Kollaborationsplattform für Ge-
sellschaft & Digitalisierung) die Initiative „#KoKI – Künstliche Intel-
ligenz in Kommunen“. Hier kamen Experten aus Zivilgesellschaft, 
Wirtschaft, Wissenschaft sowie Verwaltung und Politik zusammen, 
um auf Grundlage ihrer Expertise aktuelle Chancen und Herausfor-
derungen von KI im kommunalen Bereich zu beleuchten. Bei einer 
Abschlussveranstaltung wurden nun die erarbeiteten Ergebnisse 
anhand eines Arbeitsberichts präsentiert und diskutiert.

Grundsätzlich rief die Initiative 
„Künstliche Intelligenz in Kom-
munen“ zu einem sensiblen Um-
gang mit KI in Städten und Ge-
meinden auf. Gerade bei hoheit-
lichem Einsatz der Technologie 
müssten wichtige gesellschaftli-
che Werte wie Diskriminierungs-
freiheit und Diversität von An-
fang an mitgedacht werden.

KI- und Datenethik-Strategie

Darüber hinaus sollten Kom-
munen sich mit einer KI- und Da-
tenethik-Strategie auseinander-
setzen, „die sich aus der kommu-
nalen Gesamtstrategie ableitet 
und entsprechend dort einbet-
tet.“ So entstünden ein politi-
scher Diskurs und partizipativer 
Aushandlungsprozess über die 
Frage, „wo wir als Gesellschaft 
gemeinsam stehen und wie wir 
dabei miteinander agieren wol-
len und welche Rolle dabei KI 
spielt beziehungsweise welche 
Grenzen gesetzt werden“.

Zudem sei es insbesondere bei 
KI-Anwendungen im kommu-
nalen Kontext wichtig, über die 
rechtlichen Forderungen hinaus 
die Datenhoheit bei den Kom-
munen bzw. den Bürgern zu be-
lassen. Die Einwilligung der Bür-
ger in die Verwendung der Da-
ten sei von zentraler Bedeutung.

Die zunehmende „Symbio-
se“ von Mensch und Maschine, 
häufig mit KI als nächste Dimen-
sion bezeichnet, ist laut Bericht 
ein „Entwicklungsturbo“ für die 

Digitalisierung, der neue Ver-
antwortung mit sich bringt. Da-
bei gebe es kein „schwarz oder 
weiß”, „gut oder schlecht”. Es 
brauche einen differenzierten 
Blick. Kommunen müssten ei-
nen verantwortungsvollen und 
gerechten Einsatz von KI für ih-
rer örtliche Gemeinschaft ge-
währleisten und sicherstellen. 
Dabei sei die Kommune zum ei-
nen in der Rolle der Anwend-
erin, „zum anderen ermöglicht, 
fördert und reguliert sie die 
Nutzung von KI“.

Der Umgang mit KI benötige 
neue Lern- und Begegnungsräu-
me. Dazu zählten auch Experi-
mentierräume, die unterschied-
liche Akteure vernetzen und ih-
nen einen Denk- und Arbeits-
raum bieten.

In regionalen 
Strukturen denken

„Kommunen müssen mehr zu-
sammenarbeiten und in regio- 
nalen Strukturen denken und 
handeln“, lautet eine weite-
re Handlungsempfehlung. För-
dermittel sollten entsprechend 
verstärkt für regionale Projek-
te, die mehreren Kommunen zu-
gutekommen, eingesetzt wer-
den, so dass ein Konkurrieren 
um die unterschiedlichen Pro-
gramme gehemmt wird. Auch 
sollte die ebenenübergreifen-
de Zusammenarbeit (Bund, Län-
der, Kommunen) gestärkt wer-
den, damit ein entsprechender 

Wissensaustausch möglich wird 
und Kompetenzen und Wissen 
miteinander geteilt werden.

Zudem wird darauf verwiesen, 
dass „der Fokus der Handlungs-
felder aktuell noch zu stark auf 
Politik und Verwaltung liegt“. Es 
gebe zu viele „weiße Flecken” 
(beispielsweise Bildung, Pflege), 
unter anderem weil potenzielle 
Lösungen teilweise schlichtweg 
nicht bekannt sind.

Verwaltungsverfahren  
effizienter gestalten

„Die Automatisierung von Ver-
fahren mittels Künstlicher Intelli-
genz kann die Kommunalverwal-
tung bei Routineaufgaben ent-
lasten und dazu beitragen, Ver-
waltungsverfahren effizienter zu  
gestalten. Sei es beispielsweise 
bei der auf Algorithmen basie-
renden automatisierten Stra-
ßenunterhaltung oder der Ver-
zahnung von Meldedaten mit 
der Haushaltsplanung, um jeder-
zeit ‚auf Knopfdruck‘ tagesaktu-
elle Entscheidungsgrundlagen 
abrufen zu können“, erklärte der 
kommunalpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion und KPV-Bundesvorsitzen-
de Christian Haase. Für eine ef-
fiziente und effektive kommuna-
le Selbstverwaltung müsse bei 
solchen Routineaufgaben Künst-
liche Intelligenz als Chance ge-
nutzt werden.

Gleichwohl gebiete es die Ver-
antwortung vor den Bürgern, 
dass bei Anträgen mit Ermes-
sensspielraum die letztendli-
chen Entscheidungen von Mit-
arbeitern getroffen würden und 
nicht von Algorithmen. Haa-
se: „Auch der beste Algorith-
mus wird keinen Bauantrag prü-
fen und genehmigen können. 
Die Einschaltung der zwischen-
menschlichen Ebene erst im Wi-
derspruchsverfahren ist im Sin-
ne einer bürgerfreundlichen 
Kommunalverwaltung nicht ziel-
führend und nicht anzustreben.“

Der digitalpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Fraktion Tankred 
Schipanski fügte hinzu: „KI bietet 
für die Verwaltung große Poten-
ziale. Bedingung ist hierfür eine 
gute Digitalisierung der Verwal-
tung. Diese schieben wir mit der 
Umsetzung des Onlinezugangs-
gesetzes voran. Knapp 600 Ver-
waltungsleistungen werden zu-
sammen mit den Ländern bis En-
de 2022 digitalisiert.“ Dafür habe 
der Bund im Koalitionsausschuss 
vom 3. Juni 2020 noch einmal die 
Mittel für die Digitalisierung der 
Verwaltungen in den Kommunen 
um 3 Mrd. Euro erhöht, betonte 
Schipanski.

Meilenstein

Das im März 2021 verab-
schiedete Registermodernisie-
rungsgesetz sei für die Vernet-
zung und die erleichterte Abru-
fung personenbezogener Daten 
ein Meilenstein. „Damit haben 
wir eine wichtige Grundlage zur 
Nutzung Künstlicher Intelligenz 
auch in den Kommunalverwal-
tungen gelegt.“ DK 

https://www.datenschutz-bayern.de/6/SocialPlugins.html 
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Bitkom-Positionspapier zum Thema Digitale Bezahllösungen:

Städte und Regionen 
smarter machen

Das nächste Car-Sharing-Auto buchen, Eintritt für Museum oder 
Oper zahlen: Digitale Payment-Lösungen können die intelligente 
Vernetzung von Städten und Regionen unterstützen und Verwal-
tungsangebote effizienter und bürgerfreundlicher gestalten. Dies 
geht aus dem Positionspapier „Digitales Bezahlen in der Smart Ci-
ty und Smart Region“ des Digitalverbands Bitkom hervor.

Aus Sicht von Kevin Hackl, Re-
ferent Digital Banking & Financi-
al Services, „können Kommunen 
von der Zusammenarbeit mit digi-
talen Zahlungsdienstleistern pro-
fitieren, aber dieser weit über das 
Abwickeln von Bezahlvorgängen 
hinausreichende Nutzen wird in 
den Digitalstrategien vieler Kom-
munen im Gegensatz zu ausländi-
schen Vorreitern bislang kaum be-
rücksichtigt. Das geht nicht nur an 
den Bedürfnissen der Bürger vor-
bei, sondern lässt auch Moderni-
sierungspotenziale ungenutzt.“

Laut Bitkom-Positionspapier 
sind digitale Bezahllösungen ein 
grundlegender Baustein der Di-
gitalisierung und Modernisierung 
der öffentlichen Verwaltung und 
ihrer Services. Im Zuge der Um-
setzung des Onlinezugangsge-
setzes werden gerade zahlreiche 
Umsetzungsinitiativen für einzel-
ne kommunale Online-Services 
realisiert. Für diese sollte der An-
spruch eines Ende-zu-Ende-digi-
talisierten Prozesses bestehen – 
„eine digitale, europaweit nutz-
bare Bezahloption ist hierfür ein 
wichtiger Bestandteil, denn Bür-
gerinnen und Bürger der Euro-
päischen Union dürfen in der Ab-
wicklung digitaler Behördengän-
ge nicht diskriminiert werden“.

Auch innerhalb der Verwaltung 
sollte der Prozess der Bezahlung 
im Fachverfahren durchdigitali-
siert sein, beispielsweise durch 
die E-Rechnung. Bezahllösungen 
würden derzeit jedoch zu wenig 
bei der Konzeption von digitalen 
Verwaltungsleistungen berück-
sichtigt. Die dadurch entstehen-
den Medienbrüche verhinderten 
effizientes Datenmanagement, 
was wiederum Potenzial für  
Effizienzsteigerung und Nutzer-
freundlichkeit brach liegen lässt.

„Zahlungsdienstleister können 
lokale Entscheidungsträger da-
bei unterstützen, Digitalisierungs-
vorhaben zentral und zielgerich-
tet umzusetzen“, heißt es weiter. 
Durch ihre technologische und in-
frastrukturelle Expertise ermög-
lichten sie einen ganzheitlichen 
Zugang anstelle von Insellösun-
gen. Die Bezahlfunktion bilde ei-
ne zentrale Schnittstelle zwischen 
Bürgerinnen und Bürgern, Ser-
vice-Leistung und Verwaltung. So 
könnten Informations-, Identitäts- 
und Datenmanagement zentral 
gesteuert und digitale Dienstleis-
tungen weiterer kommunaler Ser-
viceanbieter zentral abgebildet 
werden. Die Nutzerfreundlichkeit 
werde dabei durch einen höhe-
ren Individualisierungsgrad gestei-
gert. Der kommunale Point of Sa-
le (PoS) soll laut Bitkom auch mit 
Bargeld bedient werden können, 
um Bürgerinnen und Bürgern ei-
ne entsprechende Wahlfreiheit 
beim Check-Out kommunaler 

Dienstleistungen zu gewähren.
Die Möglichkeit für erleichter-

te Abwicklung und Individualisie-
rung von Bürgerservices bleibe 
heute allerdings noch weitestge-
hend ungenutzt. „Dabei ist kaum 
nachvollziehbar, warum Eltern 
heute noch einen Antrag auf Kin-
dergeld stellen müssen, wenn es 
bereits eine Schnittstellendienst-
leistung gibt, die berechtigte An-
tragstellerinnen und Antragstel-
ler automatisiert identifizieren, 
verifizieren und eine entspre-
chende Zahlung auslösen.“

In einer sich rasch entwickeln-
den digitalen Welt sei die Cyber-
kriminalität eine ernstzunehmen-
de Bedrohung für den digitalen 
Staat und seine Bürgerinnen und 
Bürger. Zahlungsdienstleister hät-
ten sich zu Experten auf dem Feld 
der Cybersicherheit entwickelt, 
da globale Zahlungsnetzwerke 
stetig Angriffen im Cyberraum 
ausgesetzt sind und regulatorisch 
dazu verpflichtet sind, höchste 
ITK-Sicherheitsstandards zu im-
plementieren. Zahlungsdienstleis-
ter könnten Kommunen und Regi-
onen bei der Implementierung ei-
nes Cyberrisiken-Rahmenwerks 
unterstützen, das Industriestan-
dards und regulatorische Bestim-
mungen berücksichtigt, um Cy-
berrisiken zu identifizieren, vorzu-
beugen und zu bekämpfen.

Europäisch denken

Ein digitaler Bürgerservice 
macht noch keine smarte City: 
„Eine zentrale und digitale Platt-
form für die medienbruchfreie 
Nutzung aller kommunalen An-
gebote wie Mobilität, Gesundheit 
und Verwaltung entspricht den 
Ansprüchen der ‚smarten Kom-
mune‘. Die Verwendungen von 
kommunalen Services – ob online 
vom Sofa aus oder im Bürgeramt 
– kann durch digitales Bezahlen 
erheblich an Sicherheit und Nut-
zerfreundlichkeit gewinnen. So 
können kommunale Services zen- 
tral genutzt, bezahlt und weitere 
Angebote von Drittanbietern in-
tegriert werden, beispielsweise 
im Bereich des ÖPNV, beim Par-
ken oder beim Laden von Elekt-
roautos.“

Auch hier gelte es, europäisch 
zu denken und eine digitale, euro-
paweit nutzbare Bezahloption zu 
implementieren, um einen wei-
teren Schritt hin zur integrativen 
Smart City zu schaffen. Techno-
logieunternehmen wie Zahlungs-
dienstleister könnten Kommunen 
dabei unterstützen, als Plattform 
zu agieren, beispielsweise im Be-
reich der Mobilität, Bildung oder 
Kultur. „Damit wird ein Mehrwert 
geschaffen und kommunalgesteu- 
erte Angebote bleiben konkur-
renzfähig.“ DK

Deutsche Glasfaser und M-net planen  
Glasfasernetz für Langweid am Lech

Home-Office oder Staustrecke? Top-Filme im Internet-Stream oder alte 
Schinken im Fernsehen? Videotelefonate mit den Enkeln oder allein zu 
Hause? Langweid am Lech hat in den kommenden Wochen die Chance 
auf den Ausbau eines reinen Glasfasernetzes, über das die Bürgerinnen 
und Bürger mit Lichtgeschwindigkeit im Internet surfen können.

Deutsche Glasfaser und M-net 
haben für das gemeinsame Pro-
jekt eine Kooperationsvereinba-
rung mit der Kommunalverwal-
tung geschlossen. Jetzt ist die 
Entscheidung der Bürger in Lang-
weid für einen der beiden Anbie-
ter gefragt, damit der Glasfaser-
ausbau umgesetzt werden kann. 

Bis zum 31. Mai können sie ei-
nen Vertrag entweder mit Deut-

sche Glasfaser oder mit M-net 
abschließen, um einen kosten-
freien Glasfaseranschluss bis ins 
Haus oder die Wohnung zu er-
halten. Einzige Voraussetzung: 
Mindestens 40 Prozent der an-
schließbaren Haushalte in Lang-
weid, Stettenhofen und Foret zie-
hen mit und werden bei einem 
der beiden Anbieter Kunde. Wird 
diese Quote bis zum Stichtag er-

reicht, steht dem Netzausbau 
nichts mehr im Wege.

Die neue Infrastruktur berück-
sichtigt alle Haushalte im An-
schlussgebiet und schafft die Vor- 
aussetzung, dass auch Nach-
zügler noch angeschlossen wer-
den können – dann allerdings 
müssen diese Haushalte die An-
schlusskosten von derzeit min-
destens 750 Euro selbst tragen. 

Auf digitalen Infoabenden in- 
formieren Deutsche Glasfaser  
und M-net ausführlich über den  
Netzausbau, ihre jeweiligen Pro-
duktangebote sowie den Pro-
jektverlauf. r

Digitaler Tag 2021
Deutschland und weitere EU-Länder vereinbaren 

Initiativen für Europas digitale Dekade

Die EU-Mitgliedstaaten wollen die Förderung der internationalen 
Konnektivität bündeln, gemeinsam Anreize für saubere Digitaltech-
nik schaffen und das Regulierungsumfeld für Start-ups verbessern. 
Dazu haben die Minister mehrerer Staaten, darunter auch Deutsch-
land, am Digitalen Tag 2021 drei Erklärungen unterzeichnet.

„Die eingegangenen neuen Ver-
pflichtungen stärken unsere ge-
meinsamen Bemühungen um ei-
nen auf den Menschen ausgerich-
teten Digitalisierungsansatz“, er-
klärte Exekutiv-Vizepräsidentin 
Margrethe Vestager. „Mit den Un-
terschriften mehrerer Mitglied-
staaten bekräftigen die Erklärun-
gen unsere Verpflichtungen in 
drei Bereichen, nämlich Konnekti-
vität, Start-up-Unternehmen und 
saubere Digitaltechnik.

Der für den Binnenmarkt zu-
ständige EU-Kommissar Thierry 
Breton ergänzte: „Der Digitale Tag 
ist eine wichtige Veranstaltung, 
auf der die Mitgliedstaaten zu-
sammenkommen, um wichtige di-
gitale Ziele zu erreichen. Die neu-
en Verpflichtungen, die die Mit-
gliedstaaten eingegangen sind, 
bekräftigen unsere Entschlossen-
heit in der EU, zusammen mehr di-
gitale Führungsstärke bis 2030 an-
zustreben.“

Zum vierten Digitalen Tag, der 
von der Kommission und dem 
portugiesischen Ratsvorsitz aus-
gerichtet wird, kommen Mitglie-
der des Europäischen Parlaments, 
Minister aus den Mitgliedstaa-
ten, Führungskräfte aus der Wirt-
schaft und mehrere andere Inter-
essenträger zusammen.

Europa stärkt weltweite Netze 
mit seinen Datenzugangstoren

27 europäische Länder haben 
die Erklärung über europäische 
Datenzugangstore als Schlüssele-
lement für Europas digitale De-
kade unterzeichnet. Darin ver-
pflichten sie sich, die Konnekti-
vität zwischen Europa und sei-
nen Partnern in Afrika, Asien, 
der europäischen Nachbarschaft 
und Lateinamerika zu verbes-
sern. Der Schwerpunkt liegt da-
bei auf terrestrischen und unter-
seeischen Kabeln, Satelliten und 
Netzverbindungen für einen ver-
stärkten und sicheren Datenaus-
tausch. Die EU hat bereits stren-
ge Datenschutzstandards und ei-
ne hochwertige innere Konnekti-
vität geschaffen. Mit dem Ausbau 
ihrer weltweiten Konnektivitäts-
netze kann sie nun zu einem glo-
balen, sicheren und agilen Daten-
zentrum werden.

25 europäische Länder haben 
die Erklärung über Exzellenzstan-
dards für start-up-freundliche na-
tionale Maßnahmen (EU Startup 
Nations Standard) unterzeichnet, 
damit bewährte Verfahren, die in 
erfolgreichen Start-up-Ökosys-
temen angewandt werden, allen 
europäischen Start-ups und Sca-
le-ups zugutekommen. Dazu hat 
die Kommission gemeinsam mit 
den Mitgliedstaaten und Interes-
senträgern aus der Wirtschaft ei-
ne Reihe bewährter Verfahren er-

mittelt, die zu einem wachstums-
freundlichen Umfeld beitragen. 
Dabei geht es um die Bearbeitung 
der Visumanträge von Talenten 
aus Drittländern genauso wie die 
steuerliche Behandlung von Ak-
tienoptionen und die Erhöhung 
und Diversifizierung des privaten 
Kapitals. Ziel ist es, solche Verfah-
rensweisen zur allgemeinen Re-
gel beim Übergang der EU zu ei-
ner nachhaltigen, digitalen und 
resilienten Wirtschaft zu machen.

Mobilisierung von  
Investitionen in 
saubere Digitaltechnik

26 europäische Länder haben 
die Erklärung über einen ökolo-
gischen und digitalen Wandel in 
der EU unterzeichnet, um den 
Einsatz umweltfreundlicher Digi-
taltechnik zu beschleunigen. Die 
Mitgliedstaaten werden zusam-
menarbeiten, um die Entwicklung 
und Einführung modernster Digi-
taltechnik wie 5G und 6G, Glasfa- 
sertechnik, Hochleistungsrechnen 
und Internet der Dinge als Schlüs-
sellösungen für die Verwirklichung 
der Klimaneutralität und den öko-
logischen und digitalen Wandel in 
vorrangigen Wirtschaftszweigen 
wie Energie, Verkehr, Fertigung, 
Land- und Nahrungsmittelwirt-
schaft sowie Bauwesen in Europa 
zu beschleunigen. 

Weitere Handlungsbereiche sind  
die Förderung umweltfreundlicher 
Cloud-Dienste, künstlicher Intelli-
genz (KI) und von Blockchain-Tech-
nik und nachhaltiger Hardware, 
aber auch die umweltgerech-
te Vergabe öffentlicher Aufträ-
ge sowie die Unterstützung von 
Start-ups und KMU, die sich auf 
umweltfreundliche Technik spe-
zialisiert haben. Zudem schlos-
sen sich 26 Firmenchefs aus der 
IKT-Branche der europäischen 
Koalition für grüne Digitaltech-
nik an und verpflichteten sich im 
Namen ihrer Unternehmen, ihren 
CO2-Fußabdruck bis 2030 deut-
lich zu verringern und bis 2040 
klimaneutral zu werden. 

Zu möglichen Lösungen hierfür 
gehören Investitionen in die Ent-
wicklung energie- und material- 
effizienterer Digitaltechnik, die 
Zusammenarbeit mit einschlägi-
gen nichtstaatlichen Organisatio-
nen und Fachverbänden bei der 
Messung und Kontrolle der Net-
toauswirkungen grüner digitaler 
Lösungen auf die Umwelt und vie-
les mehr. Außerdem haben sie zu-
gesagt, gemeinsam mit anderen 
führenden Unternehmen Leitlini-
en für die Einführung grüner di-
gitaler Lösungen aufzustellen, um 
die nachhaltige Umstellung wich-
tiger Sektoren wie Energie, Ver-
kehr, Bauwesen und Landwirt-
schaft zu beschleunigen. r

Corona-App darfichrein 
knackt neue Rekordmarke

Der Marktführer für Apps zur Kontaktnachverfolgung darfichrein.
de hat deutschlandweit die Marke von 2,5 Millionen Check-Ins im 
Echtbetrieb überschritten. Obwohl Gastronomie, Museen, Thea-
ter, etc. seit Wochen geschlossen sein müssen, ist die Nutzerzahl 
gestiegen. 

Die App ist nämlich auch in 
sensiblen Bereichen von Verwal-
tungen, Universitäten oder Ge-
richten stark verwurzelt, die be-
sonders hohe Ansprüche an die 
IT-Sicherheit stellen müssen. Bei 
Benutzern findet der bisher ein-
zigartige „privacy-by-design“-An-
satz großen Anklang: So müssen 
beispielsweise keine personen-
bezogenen Daten auf den Be-
nutzer-Smartphones gespeichert 
werden; damit ist ein Missbrauch 

durch Hacking oder nach Dieb-
stahl bzw. Verlust des Smartpho-
nes ausgeschlossen. 

Hinter der App stehen die 
kommunalen IT-Dienstleister 
AKDB und krz, die den komplet-
ten IT-Produktionsbetrieb in ih-
ren sicherheitszertifizierten Re-
chenzentren in Deutschland ab-
wickeln. Außerdem eröffnet die 
flexible Architektur viele Wege, 
die Gesundheitsämter anzubin-
den. r

Digitalisierung 
mit Strategie!

Ein digitaler Fahrplan für die Zukunftsfähigkeit Ihrer Region
Der Zugang zu einer schnellen, gigabitfähigen Netzinfrastruktur – 
das zeigt gerade die aktuelle Situation – ist nicht mehr nur ein 
Standortvorteil, sondern eine Notwendigkeit für die Zukunftsfä-
higkeit einer Region. Der Breitbandausbau schreitet bundesweit 
voran und technologische Neuerungen wie 5G, Cloud Lösungen 
oder künstliche Intelligenz nehmen heute zunehmend Einfluss 
auf unser tägliches Leben. Der Weg in eine digitale Transformati-
on stellt jedoch vielerorts Kommunen, Gemeinden und Landkrei-
se noch immer vor große Herausforderungen.

Wie aktuelle Studien des Bit-
kom und des DStGB, sowie der 
Initiative Stadt.Land.Digital zei-
gen, sind es gerade die kleineren 
Städte und Gemeinden, die trotz 
reger Bemühungen weitere Un-
terstützung bei der erfolgreichen 
Umsetzung der Digitalisierung 
benötigen. Dies betrifft vor allem 
den Aufbau von Infrastrukturen, 
die Finanzierung digitaler Projek-
te sowie den Aufbau von Know-
how für regionale Akteure. 

Digitale Transformation

Die digitale Transformation 
ist ein komplexer, dynamischer 
und integrierter Prozess. Vor 
Ort braucht er die Akzeptanz 
der Bevölkerung sowie ein ge-
nerelles Verständnis für die Um-
setzung innovativer Konzepte. 
Mit Hilfe einer kommunalen Di-
gitalstrategie können zahlreiche 
Hürden schon frühzeitig iden-
tifiziert und überwunden wer-
den. Ein solcher Fahrplan kann 
Orientierung bieten und einen 
möglichen Weg in eine sektor- 
übergreifende Digitalisierung der 
Kommune aufzeigen. Er kann 
helfen, politische Handlungser-
fordernisse zu priorisieren, Di-
gitalisierungsaktivitäten aufein-
ander abzustimmen und Syner-
gien effektiv zu nutzen. 

Ein koordiniertes Vorgehen 
im Sinne der Strategie kann ef-
fektiven Ressourceneinsatz er-
möglichen und wichtige Innova- 
tionsprozesse befördern. Um 
die technischen Potenziale der 
modernen Netzinfrastruktur 
bestmöglich zu nutzen, die Le-
bens- und Standortqualitäten 
vor Ort zu steigern und den Res-
sourceneinsatz nachhaltiger zu 

gestalten, sollte eine Digitalstra-
tegie immer auch gemeinsam 
mit den Bürger*innen für die 
Region entwickelt werden. 

Individueller Ansatz

Jede Region, jede Kommune 
bringt eigene Voraussetzungen 
und Vorstellungen mit. Für die 
Strategieentwicklung muss da-
her ein individueller Ansatz ge-
funden werden, der alle Aspek-
te berücksichtigt. Dies bringt 
vor allem kleine Städte und Ge-
meinden nicht selten an ih-
re finanziellen und personellen 
Grenzen. Auch die genannten 
wissenschaftlichen Studien zei-
gen: Sowohl für die Implemen-
tierung als auch für die Umset-
zung von digitalen Prozessen ist 
in der Regel professionelle ex-
terne Hilfe notwendig. 

Im Dialog mit den  
Akteuren vor Ort

Das Team „Smart Regions“ 
der atene KOM entwickelt im 
Dialog mit den Akteuren vor Ort 
individuelle digitale Transfor-
mationsprozesse, begleitet die 
Kommunen auf ihrem Digitali-
sierungsweg und unterstützt sie 
mit Fördermittelberatung, Stra-
tegieentwicklung und partizipa-
tiven Beteiligungsprozessen.

Das Kernteam aus Expert*in-
nen der Bereiche Stadt- und Re-
gionalplanung, Technik und Tech-
nologie, Recht sowie den The-
menfeldern Mobilität, Energie, 
Bildung und Nachhaltigkeit steht 
auch für die Kommunen des Frei-
staats mit einem Regionalbüro 
am Standort München jederzeit 
zur Verfügung. Das Angebot zum 
Thema Digitale regionale/lokale 
Transformation ist dabei vielsei-
tig: Die Gemeinde Kirchheim bei 
München wurde durch die atene 
KOM erfolgreich bei der Antrag-
stellung für das BMI Förderpro-
gramm „Modellprojekte Smart 
Cities“ begleitet, die Gemeinde 
Münnerstadt konnte in der Be-
werbung um eine Projektförde-
rung im Rahmen der Pilotpha- 
se Kleinstadtakademie des BBSR 
unterstützt werden.

Auch die übergeordnete Pro-
jektsteuerung hat die atene KOM 
für dieses Vorhaben übernom-
men; gemeinsam mit dem Zent-
rum Digitalisierung. Bayern rich-
tet die atene KOM Workshops 
zum Thema „Smart Cities and 
Regions“ aus. 
www.atenekom.eu. r

http://www.atenekom.eu
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StimUp – Sicher abstimmen 
in virtuellen Versammlungen

Von Erich Holzinger, StimUp-Initiator
Der Gesetzgeber hat Abstimmungen in vielen Bereichen nun auch 
ohne physische Anwesenheit erlaubt. Doch wie führt man eine 
Abstimmung manipulationssicher und eventuell auch anonym 
in virtuellen Versammlungen sicher? Ein Münchener StartUp er-
möglicht dies durch den Einsatz von Blockchain-Technologie und 
hat damit einen Innovationpreis der Stadt München gewonnen. 
Die Lösung erlaubt auch Laien, unkompliziert und sicher eine Ab-
stimmung durchzuführen und manipulationssicher zu dokumen-
tieren. Die Stadt München testet die Lösung bereits in verschie-
denen Bereichen.

Die Idee hinter StimUp

In Zeiten der Corona-Pande-
mie müssen Abstimmungen und 
Beschlussfassung ohne die phy-
sische Anwesenheit der Abstim-
menden funktionieren. Aber  
bei digitalen Übertragungswe-
gen gilt es, insbesondere den Da-
tenschutz zu beachten und tech-
nische Betrugsmöglichkeiten zu 
minimieren. Zudem müssen die 
Anforderungen an Anonymität, 
Transparenz und Nachvollzieh-
barkeit sichergestellt werden. 

Aus Begeisterung für die Block-
chain-Technologie haben wir,  
Erich Holzinger und Mitglieder 
des Vereins Blockchain Bayern 
e.V., die App StimUp initiiert. Da-
raus entstanden ist eine Lösung, 
die mit Unterstützung der Stadt 

München betrieben wird und 
frei genutzt werden kann.

Sicher, schnell und einfach:  
Abstimmen mit Blockchain- 
Technologie

Viele Menschen assoziieren 
Blockchain immer noch mit der 
2009 veröffentlichten Krypto- 
währung Bitcoin und werfen die 
Technologie und ihre Anwen-
dungsgebiete leicht mal in die 
Finanzprodukt-Schublade. Doch 
die Blockchain-Technologie eig-
net sich für jede Art der digita-
len Zusammenarbeit. Die Auf-
gabe der Überwachung und Ab-
sicherung übernimmt hierbei 
die Gesamtheit aller dezentra-
len Blockchain-Knoten, da jede 
kleinste Änderung an den Daten 

sofort bemerkt werden würde.
Die Technologie ist ideal für 

Abstimmungen, weil sie den An-
sprüchen der Nutzenden – wie 
zum Beispiel Ausschüsse oder 
Gremien – gerecht wird. Gerade 
weil Abstimmungen
• in einer Gruppe stattfinden, 

abgestimmt werden kann sowie 
die E-Mail-Adresse aller berech-
tigten Wählerinnen und Wähler.

Mithilfe der StimUp-Applika-
tion unter https://blueorion.cc/
vote_de tragen Sie alle Daten in  
das dafür vorgesehene Formu-
lar im Web ein. Sie erhalten ei-
ne E-Mail mit dem Link für die 
Abstimmenden und einen Link 
zum Abrufen des Abstimmungs-
ergebnisses. Diese Links verschi-
cken Sie zusammen mit der Ein-
ladung zum virtuellen Meeting. 
Die Abstimmenden müssen sich 
mit diesem Link und ihrer E-Mail- 
adresse authentifizieren und be-
kommen daraufhin ihren persön-
lichen Link zur Abstimmung per 
E-Mail zugeschickt. Jede Wähle-
rin und jeder Wähler kann nun 
einmalig eine Stimme abgeben.

Manipulationssichere 
Signatur

Nach Beendigung der Abstim-
mung erhält der Wahlleiter ein 
signiertes PDF-Dokument mit 
dem Abstimmungsergebnis. Die 
Signatur ist in der Blockchain ab-
gelegt und damit ebenfalls mani-
pulationssicher.

Dank der Blockchain-Techno- 
logie ist für alle nachprüfbar, 
welche Stimmabgaben erfolgt 
sind. Die Abstimmenden können 
zudem auch bei einer anonymen 
Abstimmung über die persönli-
che Abstimm-ID prüfen, ob ih-
re Stimme korrekt in der Block-
chain vermerkt wurde. Eine 
nachträgliche Manipulation der 
Abstimmung ist ausgeschlossen. 

StimUp ist derzeit kostenfrei 
nutzbar. Der Betrieb wird von 
der Stadt München finanziert.

Wir freuen uns über Feedback 
und Erfahrungsberichte! Gerne 
helfen wir ihnen bei einer Test-
wahl. Nehmen Sie gerne Kon-
takt mit uns auf – per E-Mail mit  
erich.holzinger@planetscrum.
de.

Viel Erfolg beim Abstimmen 
und Beschlussfassen! r

Erich Holzinger. r

in der alle das gleiche Ziel ver-
folgen – über ein Thema abzu-
stimmen oder einen Beschluss 
zu fassen.
• manipulationssicher abgehal-
ten und dokumentiert werden 
müssen
• manchmal anonym durchge-
führt werden müssen
• virtuell durchführbar sein 
müssen, da nicht immer alle per-
sönlich anwesend sein können.

StimUp jetzt schon einsetzen

Wenn Sie eine digitale Ab-
stimmung durchführen wollen, 
benötigen Sie dafür eine Be-
schreibung des Abstimmungs-
inhalts und der Abstimmungs-
optionen, den Zeitraum, in dem 

Kommunal-Navigator startet mit 
93 Kommunen und 172 Projekten
Der Deutsche Landkreistag hat eine Online-Landkarte, den „Kom-
munal Navigator“ eingerichtet. Eine einfache und übersichtliche 
Datenbank, die aktuelle Projekte der digitalen Daseinsvorsorge 
beschreibt. Welche Ziele werden damit verfolgt? Vor allem haben 
Landkreise einen schnellen Zugriff auf aktuelle digitale Projekte 
in den Kommunen. Interkommunaler Austausch aber auch Nach-
nutzung sollen damit gezielt gefördert werden. Schließlich stehen 
alle Landkreise vor den gleichen Herausforderungen, welche ge-
meinsam am besten bewältigt werden können.

Der Kommunal Navigator ist 
im März 2021 in Betrieb gegan-
gen. 93 Kommunen haben be-
reits zum Start 164 Projekte be-
schrieben und es steht zu er-
warten, dass sich die Datenbank 
kontinuierlich weiter füllen wird. 
„Der Landkreis Donau-Ries ist 
unter den ersten dabei und be-
schreibt gleich sechs Projekte 
aus dem im Dezember vergan- 
genen Jahres beschlossenen  
Digitalisierungskonzept“, erklärt 
Landrat Stefan Rößle.

Über verschiedene Filter las-
sen sich Projekte nach Bundes-

ländern, Landkreisen oder über 
eine Stichwortsuche auffinden. 
Für die anspruchsvollen Digita-
lisierungsprojekte des Landkrei-
ses erhofft sich Dr. Gabriele Thei-
ler, Koordination Digitalisierung 
von der Stabstelle Kreisentwick-
lung und Nachhaltigkeit am Land-
ratsamt Donau-Ries, einen regen 
Austausch, um die Erfahrungen 
aus den bereits angestoßenen 
Projekten in die Fläche zu tragen.

Die Landkarte ist frei zugäng-
lich und unter dem Link www.
kommunalnavigator.de zu errei-
chen. r

Holetschek forciert 
Digitalisierung der Pflege

Bayerns Gesundheits- und Pflegeminister Klaus Holetschek treibt 
die Digitalisierung der Pflege voran. Bei der Übergabe des För-
derbescheids für das Projekt CARE REGIO an der Hochschule 
Kempten betonte Holetschek: „Es ist wichtig, dass wir die Chan-
cen der Digitalisierung für die Pflege nutzen – zum Wohl der Pfle-
gebedürftigen und um die Pflegekräfte bei den täglichen Her-
ausforderungen zu entlasten. Ich freue mich deshalb, dass das 
Projekt CARE REGIO in Schwaben digitale Lösungen für die Her-
ausforderungen der Pflege entwickelt und mit Partnern aus der 
Praxis auch gleich testet.“

CARE REGIO ist ein Leucht-
turmprojekt, das die Digitalisie-
rung in der Pflege bayernweit vo-
ranbringen soll. Im schwäbischen 
Hochschuldreieck erarbeiten die 
Hochschule Kempten, die Hoch-
schule Neu-Ulm sowie die Hoch-
schule Augsburg mit der Uni-
versität Augsburg und dem Uni-
versitätsklinikum Augsburg seit 
2019 Strategien für den Einsatz 
digitaler Lösungen in der Pfle-
ge. Die einjährige Theoriepha-
se hat das bayerische Gesund-
heits- und Pflegeministerium be-
reits mit 450.000 Euro gefördert. 
Jetzt geht das Verbundprojekt 
unter der Leitung der Hochschu-
le Kempten in die praktische Um-
setzung: Hierfür fließen bis 2024 
weitere Fördermittel in Höhe von 
6,1 Millionen Euro.

Holetschek erläuterte: „Neue 
Technologien bieten viele Chan-

cen für Pflegekräfte, Pflegebe-
dürftige und Angehörige. Digi-
tal gestützte Systeme lassen sich 
zum Beispiel für die Sturzpräven-
tion nutzen und können dazu bei-
tragen, dass Pflegebedürftige 
länger selbstbestimmt zu Hause 
leben. Auch für die Pflegeeinrich-
tungen verspricht die Digitalisie-
rung Vorteile: Sie kann die Doku-
mentation erleichtern.“

Im Mittelpunkt steht 
immer der Mensch

Der Minister fügte hinzu: „Bei 
all den Vorteilen neuer Technolo-
gien ist es mir aber wichtig zu be-
tonen, dass im Mittelpunkt der 
Pflege immer der Mensch steht. 
High-Tech soll das Miteinander 
nicht ersetzen, sondern mehr 
Freiräume für menschliche Zu-
wendung schaffen.“ r

Bayerns digitale Ausrufezeichen
Mit dem Digital.Campus Bayern bringt Digitalministerin Judith 
Gerlach nun auch die Qualifizierungsplattform zur Fort- und Wei-
terbildung in der digitalen Verwaltung auf den Weg: „Ganz ent-
scheidend ist, dass wir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter un-
serer Verwaltung fit für die Herausforderungen der digitalen Welt 
machen. Denn sie sind die ersten Ansprechpartner vor Ort für un-
sere Bevölkerung. Wir wollen den Bürgerservice auch im Digita-
len weiter verbessern. Mit dem Digital.Campus nehmen wir die 
Beschäftigten bei der Digitalisierung mit, vermitteln ihnen – indi-
viduell zugeschnitten – das passende Know-how und stärken ihr 
digitales Mindset.“

Der Digital.Campus Bayern ist 
eine Informations-, Buchungs- 
und Lernplattform, auf die alle 
Verwaltungsmitarbeiter Zugriff 
haben sollen. Die modularen Bil-
dungsinhalte reichen von kurzen 
Lerneinheiten über Blended Le-
arning Maßnahmen, Tagessemi-
naren, einer Ausbildung zum Digi-
tallotsen (mehrere Wochen) oder 
zum Digitalwirt (einige Monate) 
bis hin zum berufsbegleitenden 
Bachelorstudiengang Digitale Ver-
waltung. Hierfür sind 760.000 Eu-
ro im Haushalt eingeplant. Der Di-
gital.Campus Bayern wird schritt-
weise aufgebaut. Der Start erfolgt 
mit Pilotprojekten an der Bayeri-
schen Verwaltungsschule und der 
Hochschule Hof.

Registermodernisierung

Ein Riesensprung bei der Ver-
waltungsmodernisierung hierzu-
lande wurde nunmehr mit der Zu-
stimmung des Bundesrats zum 
Registermodernisierungsgesetz 
gemacht. Laut Judith Gerlach, die 
sich im Bundesrat für das Gesetz 
stark gemacht hatte, „fordern un-
sere Bürgerinnen und Bürger zu 
Recht serviceorientierte, digita-
le Behörden. Durch die Register-
modernisierung ersparen wir ih-
nen beispielsweise den Aufwand, 
Nachweise wie etwa eine Ge-
burtsurkunde, bei jedem Antrag 
erneut vorzulegen. Das ist dann 
möglich, wenn aktuelle Daten 
vorliegen und den Bürgerinnen 

und Bürgern zweifelsfrei zugeord-
net werden können. Es freut mich 
sehr, dass wir im Bundesrat den 
Weg dafür bereiten konnten.“

Derzeit verfügt die deutsche 
Registerlandschaft über mehr 
als 375 Registertypen. Diese sind 
zum Teil zentral, aber auch dezen-
tral geführt. Qualität und Aktua-
lität der Daten sind über die ver-
schiedenen Register hinweg sehr 
unterschiedlich. Für die klare Iden-
tifizierung einer Person wird künf-
tig als zentrales Merkmal die Steu-
eridentifikationsnummer verwen-
det. Durch das Gesetz wird damit 
ein registerübergreifendes Identi-
tätsmanagement ermöglicht, um 
so die Verwaltungsdigitalisierung 
datenschutz- und verfassungskon-
form voranzutreiben.

Datencockpit 
schafft Transparenz 

Gerlach zufolge ist für sie ein 
hohes Datenschutzniveau ent-
scheidend, das durch das Regis-
termodernisierungsgesetz erfüllt 
wird. Bei Datenübermittlungen 
über verschiedene Verwaltungs-
bereiche hinweg prüften unab-
hängige Stellen im Voraus, ob ei-
ne Abfrage und die dazugehörige 
Übermittlung gestattet sind. Die 
Bürger könnten zudem über ein 
sogenanntes Datencockpit nach-
träglich Auskunft erhalten, welche 
konkreten Daten zwischen Be-
hörden übermittelt wurden. Dies 
schaffe Transparenz. „Wir neh-

men zur Umsetzung der Register-
modernisierung die Einwilligung 
und damit Beteiligung der betrof-
fenen Bürgerinnen und Bürger 
klar in den Fokus. Das neue Regis-
termodernisierungsgesetz erleich-
tert damit auch ihnen den Um-
gang mit ihren eigenen Daten.“

Pilotprojekt 
„Digitaler Werkzeugkasten“

Wie die Ministerin weiter mit-
teilte, wird das erfolgreiche Pilot-
projekt „Digitaler Werkzeugkas-
ten“ deutlich ausgeweitet. Insge-
samt werden 24 Landratsämter 
aus allen bayerischen Regierungs-
bezirken an dem neuen Projekt 
„Digitaler Werkzeugkasten 2.0“ 
teilnehmen. Dabei handelt es 
sich um Bad Tölz-Wolfratshau-
sen, Dachau, Ebersberg, Mühldorf 
am Inn, Neuburg-Schrobenhau-
sen, Rosenheim, Starnberg, Weil-
heim-Schongau, Freyung-Grafe-
nau, Passau, Cham, Neustadt a.d. 
Waldnaab, Regensburg, Tirschen-
reuth, Bayreuth, Kulmbach, Fürth, 
Roth, Weißenburg-Gunzenhau-
sen, Aschaffenburg, Bad Kissin-
gen, Schweinfurt, Augsburg und 
Neu-Ulm.

Die Landratsämter erhalten je-
weils 6.000 Euro zur technischen 
Umsetzung eines extra erstellten 
Leitfadens für die Digitalisierung 
von Verwaltungsdienstleistungen, 
zur Qualitätssicherung der Ange-
bote und zur Schulung von Mitar-
beitern. Ein besonderer Schwer-
punkt liegt dabei auf Services für 
Unternehmen, da diese mit rund 
200 Behördenkontakten pro Jahr 
wesentlich häufiger mit der Ver-
waltung zu tun haben als der ein-
zelne Bürger. Alle Verfahren, die 
im Werkzeugkasten 2.0. digitali-
siert werden, sollen auch den je-
weils anderen Landkreisen sowie 
interessierten Städten und Ge-
meinden zur Verfügung gestellt 
werden. DK

Bis zu 100 Gbit/s  
Kapazität pro Anschluss

LEW TelNet bindet neues Gewerbeareal TONI Park in 
Augsburg mit Glasfaserdirektanschlüssen für Unternehmen an
LEW TelNet, das Telekommunikationsunternehmen der LEW-Gruppe, 
baut die Breitband-Infrastruktur des neuen Gewerbeareals TONI Park 
auf, das derzeit in Augsburg zwischen Hochfeld und Universitätsvier-
tel entsteht: Der TONI Park wird mit einer leistungsstarken Glasfaser-
zuführung an den Hochgeschwindigkeits-Backbone von LEW TelNet 
angebunden.

LEW TelNet integriert die einzel-
nen Gebäude in das lokale Glas-
fasernetz. Damit können alle Un-
ternehmen, die sich im TONI Park 
ansiedeln, einen Highspeed-In-
ternetzugang mit symmetrischen 
Bandbreiten von bis zu 5 Gbit/s im 
Up- und Download sowie eine di-
rekte Anbindung an das Rechen-
zentrum von LEW TelNet nutzen. 
„Auf Anfrage können wir sogar 
Anbindungen mit bis zu 100 Giga-
bit pro Sekunde realisieren.

Damit stehen den Unterneh-
men alle Optionen für Aufbau und 
Nutzung moderner IT-System-
landschaften offen, insbesondere  
beispielsweise der Zugriff auf un-
sere Rechenzentrumskapazitäten  
und Cloud-Lösungen“, erklärt Gab- 
riele Wagner-Hörterer, Key Ac- 
count Managerin Geschäftskun-
den bei LEW TelNet.

IT-Rundum-Sorglos-Paket 
für Unternehmen

Aus dem umfangreichen Ange-
bot von LEW TelNet können die 
Mieter im TONI Park genau die 
Leistungen wählen, die sie für 
Internet und Telefonie benöti-
gen, beispielsweise Sprachdienst,  
Veeam Cloud Backup oder Mana-
ged Security Gateways.

Darüber hinausgehende IT- 
Dienstleistungen oder eine Stand-
ortbetreuung für Unternehmen 
ohne eigene IT-Abteilung leis-
ten Systemhaus-Partnerunter-
nehmen von LEW TelNet. Somit 

erhalten die Unternehmen eine 
IT-Rundum-Versorgung entspre-
chend ihrer Anforderungen.

Schnelles Internet zieht 
IT-Unternehmen an

Mit der Entscheidung für ei-
ne leistungsstarke Glasfaseran-
bindung am Gewerbeareal TONI 
Park legte die TONI IMMOBILIEN 
Dr. Krafft KG den Grundstein für 
einen neuen IT-Standort in Augs-
burg. „Auf unserem Gelände wol-
len sich eine ganze Reihe von 
IT-Unternehmen ansiedeln. Die 
extrem hohen Übertragungskapa-
zitäten, die LEW TelNet bereitstel-
len kann, sind ein entscheidender 
Standortvorteil – nicht nur für Un-
ternehmen der IT-Branche“, be-
tont Andreas Lesser, persönlich 
haftender Gesellschafter der TONI 
IMMOBILIEN Dr. Krafft KG. 

Der erste von insgesamt sechs 
geplanten Bürokomplexen im TO-
NI Park ist schon voll bezogen. 
Derzeit laufen die Bauarbeiten 
für ein Gebäude mit 15.000 Qua-
dratmetern Bürofläche an. Fast 
ein Drittel davon hat bereits IGEL 
Technology angemietet. Für wei-
tere Neubauten stellt die TONI KG 
die Bauanträge in diesem Jahr.

Hohe Ausfallsicherheit, siche-
re Datenübertragung LEW TelNet 
betreibt ein eigenes, rund 4.500 
Kilometer langes Glasfasernetz in 
Bayerisch-Schwaben und Teilen 
Oberbayerns. Die im TONI Park 
ansässigen Unternehmen haben 
eine direkte und schnelle Anbin-
dung an den Hochgeschwindig-
keits-Backbone von LEW TelNet. 
Durch die am Standort vorhande-
ne, sogenannte knoten- und kan-
tendisjunkte Glasfaserversorgung 
kann auf Anfrage jede Anbindung 
auch über getrennte Wege ge-
schalten werden. Der redundante 
Aufbau bietet hohe Ausfallsicher-
heit: Fällt die Hauptverbindung 
aus, übernimmt, je nach Variante 
automatisch, der Zweitzugang die 
Versorgung.

IT-Infrastruktur auslagern

Ein weiterer Vorteil der Glasfa-
serversorgung im TONI Park be-
steht in der direkten Glasfaser-
anbindung an das Augsburger Re-
chenzentrum von LEW TelNet: 
Statt ihre erforderliche IT-Infra-
struktur selbst aufzubauen, kön-
nen Unternehmen im TONI Park 
Kapazitäten im Rechenzentrum 
von LEW TelNet nutzen.

Dabei bieten sich verschiedene 
Möglichkeiten: Unternehmen kön-
nen einzelne Höheneinheiten, gan-
ze Racks oder auch virtuelle Ser-
ver mieten oder ihre Server-Land-
schaft komplett auslagern. Die 
Nutzung externer Rechenzent-
rumskapazität ist aufgrund der 
hohen Anforderungen und Aufla-
gen an den Betrieb von IT-Infra-
struktur gerade für kleinere und 
mittlere Unternehmen in der Re-
gel kostengünstiger und sicherer. 
Das LEW TelNet- Rechenzentrum 
ist nach ISO 27001, ISO 14001 und 
vom TÜV SÜD zertifiziert.

Rund um die Gebäudekomple-
xe im TONI Park soll ein parkähn-
liches Areal mit Ruheoasen ent-
stehen. Ideal für das Arbeiten im 
Freien: LEW TelNet stellt dafür ein 
flächendeckendes W-LAN im ge-
samten Außenbereich zur Verfü-
gung. Im Innenbereich entwickelt 
die TONI KG rund 50.000 Quad-
ratmeter Gesamtmietfläche für 
Büro und Arbeitswelt. Auch ein 
Fitnessstudio, Gastronomie und 
ein Kindergarten sollen zu den zu-
künftigen Mietern gehören. r

https://blueorion.cc/vote_de
https://blueorion.cc/vote_de
mailto:erich.holzinger%40planetscrum.de?subject=
mailto:erich.holzinger%40planetscrum.de?subject=
http://www.kommunalnavigator.de 
http://www.kommunalnavigator.de 
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Wir schreiben im Rahmen von Einzel- 
oder Bündelausschreibungen Ihre ther-
mische Klärschlammentsorgung aus:

Ziele der Ausschreibung 

 ▪ Umsetzung der AbfKlärV 2017 und
 ▪ günstigere Verwertungspreise durch 

mehr Wettbewerb für die ausschrei-
benden öff entlichen Auftraggeber

Vorteile der Ausschreibung 

 ▪ Entlastung der Verwaltung
 ▪ Gewährleistung eines rechtskonfor-

men Ausschreibungsverfahrens
 ▪ digitalisierter Ausschreibungsprozess 

mit geringem Verfahrensaufwand

KLÄRSCHLAMMENTSORGUNG

NEU!

V.l.: Umweltminister Thorsten Glauber, Dr. Cecilia Scorza und  
Prof. Dr. Harald Lesch. Bild: stmuv.bayern

Gewinnerschulen der 200 Klimakoffer stehen fest:

Bonuspreis geht 
nach Oberbayern

Knapp 500 weiterführende Schulen in Bayern haben an der Verlo-
sung der Klimakoffer teilgenommen. Nun stehen die 200 Gewin-
ner fest. Bayerns Umweltminister Thorsten Glauber betonte bei 
der Auslosung in München: „Der Klimawandel ist längst in Bay-
ern spürbar. Der aktuelle Klima-Report zeigt, dass die mittlere 
Temperatur in Bayern bis 2100 um bis zu maximal 4,8 Grad Celsi-
us gegenüber dem Zeitraum von 1971 bis 2000 ansteigen könnte, 
wenn wir keine Klimaschutzmaßnahmen ergreifen. Umso wichti-
ger ist es, dass sich bereits die junge Generation intensiv mit dem 
Thema auseinandersetzt. Wir müssen jetzt handeln.“

„Mit den Klimakoffern bringen 
wir den Klimaschutz an Bayerns 
Schulen. Die Schülerinnen und 
Schüler können ganz konkret erle-
ben, wie der Klimawandel funkti-
oniert. Vom Kopf direkt ins Herz: 
Die Schülerinnen und Schüler kön-
nen konkret erleben, wie der Kli-
mawandel funktioniert und Ideen 
mitnehmen, wie er sich meistern 
lässt“, erläuterte Glauber.

Sonderverlosung

Zusätzlich zu den 200 Klima-
koffern gab es im Rahmen einer 
Sonderverlosung eine Diskus-
sionsveranstaltung mit Minis-
ter Glauber und Prof. Dr. Harald 
Lesch an einer der teilnehmen-
den Schulen zu gewinnen. Die 
Gewinnerin dieses Bonuspreises 
ist die Maria-Ward-Realschule in 
Burghausen.

Die Verlosung der 200 Klima-
koffer ist Teil des Projekts „Klima-
wandel: verstehen und handeln“ 
der Fakultät für Physik der LMU 
München um Dr. Cecilia Scorza, 
Koordinatorin für Öffentlichkeits-
arbeit und Schulkontakte, und As-

trophysiker Prof. Dr. Harald Lesch. 
„Mit dem Klimakoffer ist es uns 
gelungen, die wissenschaftlichen 
Hintergründe, Ursachen und Aus-
wirkungen des Klimawandels für 
den MINT-Unterricht experimen-
tell zu elementarisieren“, betonte 
Scorza. Lesch ergänzte: „Ich bin 
ziemlich stolz auf unser Projekt. 
Der Klimakoffer ist große Klasse. 
Er funktioniert und macht klar, 
worum es geht.“

Anleitungen und Materialien

In den Klimakoffern sind Anlei-
tungen und Materialien für zahl-
reiche Experimente enthalten, 
mit denen an den Schulen die 
Ursachen und Folgen des Klima-
wandels unmittelbar erforscht 
werden können. Die Klimakoffer 
werden aktuell noch von einer 
Caritaswerkstätte fertig gestellt, 
im Anschluss verpackt und an die 
Gewinnerschulen verschickt.

Alle Gewinnerschulen und wei-
tere Informationen zum Klima-
koffer gibt es unter: www.stmuv.
bayern.de/klimakoffer.htm und 
www.klimawandel-schule.de  r

Neue Broschüre zur Biodiversität 
„Natur.Vielfalt.Oberpfalz“

Auf dem Gelände des ca. drei Kilometer östlich von Bodenwöhr ge-
legenen ehemaligen Truppenübungsplatzes konnte sich eine Wald- 
und Heidelandschaft entwickeln, die zu einem der schutzwürdigsten 
Sandlebensräume im Landkreis Schwandorf zählt. Dieses Natur-
schutzgebiet ist das jüngste im Regierungsbezirk der Oberpfalz. Ge-
nau dort präsentierten Regierungspräsident Axel Bartelt und der 
Schwandorfer Landrat Thomas Ebeling die neue Broschüre zur Biodi-
versität „Natur.Vielfalt.Oberpfalz“. 

Drei-Punkte-Plan 
für Klimaanpassung 

in Kommunen
Bundesumweltministerin Svenja Schulze und die Präsidenten der 
kommunalen Spitzenverbände haben einen schnell wirksamen 
Drei-Punkte-Plan zur Anpassung an den Klimawandel vereinbart. 
Dieser soll noch vor der Sommerpause umgesetzt werden.

Die wesentlichen Elemen-
te sind erstens ein bundeswei-
tes Beratungszentrum für Städ-
te, Landkreise und Gemeinden, 
das bis zum Sommer 2021 seine 
Arbeit aufnehmen wird. Kom-
munen aus ganz Deutschland 
sollen in diesem Zentrum Infor-
mationen und Anregungen für 
Strategien und Projekte zur Kli-
maanpassung erhalten. Zwei-
tens fördert der Bund den Ein-
satz von lokalen Anpassungsma-
nagern. So wird sichergestellt, 
dass die Strategien auch in der 
Praxis ankommen. Drittens wer-
den besonders innovative Lö-
sungen von Kommunen über 
den Wettbewerb „Blauer Kom-
pass“ prämiert.

Laut Bundesumweltministe-
rin Svenja Schulze „profitieren 
Kommunen doppelt, denn kli-
maangepasste Städte und Land-
kreise sind lebenswert: Begrün-
te Dächer und Gebäudefassa-
den, Wasserflächen und ver-
schattete Plätze lindern Hitze, 
bereichern die Vielfalt in der 
Stadt und steigern die Aufent-
haltsqualität. Anpassung sichert 
die ökonomischen Grundlagen 
und ist ein Mehrwert für die Le-
bensqualität der gesamten Ge-
sellschaft.“

Klimawandel  
konsequent mitdenken

„Wie wir heute bauen, be-
stimmt auf lange Sicht das Le-
ben in unseren Städten. Denn 
Brücken, Wohngebiete, Rad- 
und Schienenwege ebenso wie 
Infrastrukturen der Wasserver-
sorgung und Abwasserentsor-
gung haben lange Lebenszei-
ten“, betonte Burkhard Jung, 
Präsident des Deutschen Städ-
tetages und Oberbürgermeister 
von Leipzig. „Wir müssen heu-
te konsequent den Wandel des 
Klimas mitdenken und für eine 
nachhaltige Entwicklung in den 
Städten vorsorgen… Der Drei-
Punkte-Plan greift Forderungen 
aus den Städten auf und un-

terstützt ihren Einsatz für eine 
nachhaltige Klimafolgenanpas-
sung. Das ist ein erster Schritt, 
dem in der nächsten Legisla-
turperiode weitere folgen müs-
sen.“

Nach den Worten von Rein-
hard Sager, Präsident des Deut-
schen Landkreistags und Land-
rat des Kreises Ostholstein, 
„sind die Landkreise mit viel 
Engagement dabei, ihren Bei-
trag für eine nachhaltige Ent-
wicklung zu leisten. Da sich die 
Auswirkungen und Herausfor-
derungen des Klimawandels in 
den Landkreisen bundesweit 
betrachtet sehr unterschied-
lich darstellen, ist dies auch ei-
ne Frage im Zusammenhang mit 
der Beförderung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse. Dabei kann 
der vereinbarte Drei-Punkte-
Plan einen Beitrag leisten. Wich-
tig ist es, dass die Kommunen 
zielgenau die notwendige Bera-
tung und Unterstützung bei der 
Anpassung an die unterschied-
lichen Folgen des Klimawandels 
erhalten.“

Ruf nach klarer Strategie

Wie Ralph Spiegler, Präsident 
des Deutschen Städte- und Ge-
meindebunds und Bürgermeis-
ter der Verbandsgemeinde Nie-
der-Olm, darlegte, „erfordern 
Hitze und Dürre, aber auch  
Starkregenereignisse und Hoch-
wasser eine klare Strategie. 
Für Kommunen zahlt sich da-
her eine klimagerechte Stadt- 
entwicklung, die insbesondere  
mehr Freiflächen, eine ener-
gieeffiziente Bauweise, erneu-
erbare Energien und eine kli-
magerechte Mobilität umfasst, 
aus. Wir brauchen zudem mehr 
‚Grün und Blau‘ in unseren Städ-
ten und Gemeinden. Um die-
se Herausforderungen zu meis-
tern, bedarf es einer finanziellen 
Unterstützung von Maßnahmen 
sowie einem engen Zusammen-
wirken von Bund, Länder und 
Kommunen.“ DK

Landkreis Wunsiedel ist  
Radon-Vorsorgegebiet

Radon ist ein im Boden natürlich vorkommendes radioaktives 
Edelgas, das im Niedrigdosisbereich therapeutisch von jeher An-
wendung findet und dessen heilende Wirkung bereits seit Jahr-
hunderten bekannt ist. Allerdings kann ein zu intensiver und un-
kontrollierter Einfluss von Radon auch zu Erkrankungen führen. 
Um dem vorzubeugen, ist der Landkreis Wunsiedel i. Fichtelgebir-
ge als sogenanntes Radon-Vorsorgegebiet ausgewiesen worden.

Laut Bayerischem Umweltministerium wird das Thema Radon 
in Bayern durch das LfU behördlich betreut. Auf der Internetsei-
te des LfU steht ein umfassendes Informationsangebot zum The-
ma Radon bereit. Darüber hinaus startet das LfU im Landkreis 
Wunsiedel i. Fichtelgebirge begleitend zur Festlegung als Ra-
don-Vorsorgegebiet ein neues Pilotprojekt zu Radonmessungen 
am Arbeitsplatz. Ziel ist es, die Datenlage zu verbessern und wei-
tere Informationen zu sammeln. Hierzu können Arbeitgeber die 
Messergebnisse ihrer Radonmessungen und weitere Daten zu den 
jeweiligen Gebäuden und Arbeitsplätzen übermitteln. Mit Über-
mittlung der Daten kann eine Kostenerstattung für die Radonmes-
sungen am Arbeitsplatz beantragt werden.

Von den aus diesen Daten möglichen Schlussfolgerungen sollen 
in der Folge viele andere Regionen, die vergleichsweise hohe Ra-
donwerte aufweisen, lernen, profitieren und dann auch adäquate 
Maßnahmen für die dortige Bevölkerung entwickeln können. Hin-
tergrund für die Ausweisung von Radonvorsorgegebieten ist das 
neue Strahlenschutzgesetz des Bundes, das vorsieht, dass die Län-
der solche Gebiete ausweisen.

„Ich begrüße das sehr“, betonte Landrat Peter Berek. „Denn 
durch diesen Schritt werden wir Vorreiter bei diesem viel dis-
kutierten Thema und packen die Chance der Prävention beim 
Schopf. Denn dass es in vielen Landkreisen in Oberbayern, aber 
auch in Oberfranken hohe Radonbelastungen gibt, ist seit vie-
len Jahren bekannt. In den neu eingerichteten Vorsorgegebie-
ten werden nun auch umfangreiche Untersuchungen und Sicher-
heitsvorkehrungen getroffen. Davon können wir hier im Land-
kreis nur profitieren.“ DK

Weißenhorn:

Müllheizkraftwerk wird noch  
sauberer und wirtschaftlicher

Rauchgasreinigung wird optimiert – Amortisation der 
Investition von 300.000 Euro in vier Jahren erwartet

Die Rauchgasreinigung des Müllheizkraftwerks (MHKW) in Wei-
ßenhorn, die bereits jetzt die Grenzwerte deutlich unterschreitet, 
wird weiter optimiert. Möglich wird dies durch Eindüsung von 
Natriumbicarbonat (das ist handelsübliches Backpulver) statt wie 
bisher von Kalkmilch. Der Werkausschuss des Landkreises Neu-
Ulm beschloss jetzt einstimmig, eine entsprechende Umrüstung 
an der Verbrennungsanlage vorzunehmen. 

Die Inbetriebnahme des neu-
en Systems soll im Septem-
ber 2022 sein. Gerechnet wird 
mit Investitionskosten in Hö-
he von rund 300.000 Euro (net-
to). Im laufenden Betrieb erwar-
tet Werkleiter Thomas Moritz 
eine Kostenersparnis von cir-
ca 95.000 Euro (netto) pro Jahr, 
so dass sich die Investition nach 
spätestens vier Jahren amorti-
siert. 

Dafür bekommt Weißenhorn 
neben noch saubererer Abluft 
auch eine größere Energieeffi-
zienz des MHKW. So können bei 
gleichem Müllverbrennungsvo-
lumen pro Jahr bis zu zwei Me-
gawatt mehr für die Fernwär- 
meversorgung in der Fugger- 
stadt ausgekoppelt werden. Das  
MHKW kann damit noch wirt-
schaftlicher als bisher betrieben 
werden. 

Hinzu kommt, dass das Sorp-
tionsmittel SOLVAir zwar deut-

lich teurer in der Beschaffung 
ist als Kalkmilch; dies wird je-
doch durch den geringeren Ver-
brauch im Einsatz und die gerin-
geren Betriebskosten aufgewo-
gen. Nicht zuletzt lässt sich die 
neue Sorptionstechnik leichter 
handhaben. 

Langjährig erprobtes  
Einsatzmittel 

In Anbetracht all dessen zeig-
ten sich die Kreisrätinnen und 
Kreisräte im Werkausschuss 
von der Neuerung geradezu be-
geistert. Zumal auch das techni-
sche Betriebsrisiko überschau-
bar gering ist, denn „SOLVAir ist 
ein langjährig erprobtes Einsatz-
mittel in der Rauchgasreinigung 
verschiedener thermischer Ab-
fallbehandlungsanlagen“, be-
richtete ABW-Leiter Thomas 
Moritz im Werkausschuss des 
Neu-Ulmer Kreistages. r

Die von der Regierung der 
Oberpfalz neu aufgelegte Info- 
broschüre bietet einen informati-
ven, fundierten und bilderreichen 
Einblick in die Biodiversität des Re-
gierungsbezirks. Rund 30.000 ver- 
schiedene Pflanzen, Tiere, Pilze 
und Flechten prägen die Natur-
landschaft der Oberpfalz. Jede 
Art hat spezielle Ansprüche an 
ihren Lebensraum. Doch die Le-
bensbedingungen für zahlreiche  
Arten haben sich in den letzten 
Jahrzehnten zum Teil deutlich 
verschlechtert. Das Ergebnis: ein 
drastischer Rückgang.

Bedenkliche Entwicklung

Waren es vor zehn Jahren noch 
über 50 Pflanzenarten auf einer 
herkömmlichen Wirtschaftswie-
se, sind es heute kaum mehr als 
zehn. Eine bedenkliche Entwick-
lung, die die Bayerische Staatsre-
gierung und die Mehrheit im Bay-
erischen Landtag veranlasste, das 
mit über 1,7 Millionen abgege-
benen gültigen Stimmen erfolg-
reichste Volksbegehren des Frei-
staats, „Rettet die Bienen“, nicht 
nur anzunehmen, sondern aus-
zubauen und mit einer Reihe von 
Änderungen im Bayerischen Na-
turschutzgesetz den Artenschutz 
deutlich zu verbessern.

„Naturschutz liegt in unse-
rer Verantwortung, heute mehr 
denn je. Unsere wunderschöne 

Natur in der Oberpfalz ist einzig-
artig und jeden Einsatz wert“, be-
tonte Regierungspräsident Axel 
Bartelt: „Der Erhalt der biologi-
schen Vielfalt zahlt sich für jeden 
von uns aus. Es lohnt sich für jede 
und jeden Interessierten, sich mit 
dieser gelungenen Broschüre ei-
nen Überblick über die beeindru-
ckende Flora und Fauna unseres 
Regierungsbezirks zu machen.“

„Unsere bayerische Kulturland-
schaft, die über Jahrhunderte 
hinweg entstanden ist, hat eine 
artenreiche Tier- und Pflanzen-
welt hervorgebracht“, freute sich 
Landrat Thomas Ebeling. „Diese 
Artenvielfalt gilt es zu erhalten“, 
gab er als Ziel aus. „Da viele Arten 
in ihrem Bestand stark zurück-
gegangen oder gar bedroht sind, 
gilt mein Dank allen, die für unse-
re Natur Sorge tragen und in den 
letzten Jahren auch zahlreiche  
bedeutsame Artenschutzprojek-
te umgesetzt haben“.

„Natur. Vielfalt. Oberpfalz“ zeigt 
nicht nur, wie vielfältig und fas-
zinierend die Oberpfälzer Natur- 
und Kulturlandschaften sind, son-
dern gibt anhand von Beispielen 
einen Überblick über die Bandbrei-
te der täglichen hauptamtlichen, 
aber auch ehrenamtlichen Natur-
schutzarbeit in der Oberpfalz. 

Die Broschüre steht unter www.
regierung.oberpfalz.bayern.de/ 
regierungsbezirk/natur_land-
schaft/index.html zur Verfügung.

https://www.kubus-mv.de/startseite/
http://www.stmuv.bayern.de/klimakoffer.htm
http://www.stmuv.bayern.de/klimakoffer.htm
http://www.klimawandel-schule.de
http://www.regierung.oberpfalz.bayern.de/regierungsbezirk/natur_landschaft/index.html 
http://www.regierung.oberpfalz.bayern.de/regierungsbezirk/natur_landschaft/index.html 
http://www.regierung.oberpfalz.bayern.de/regierungsbezirk/natur_landschaft/index.html 
http://www.regierung.oberpfalz.bayern.de/regierungsbezirk/natur_landschaft/index.html 
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Zu viele Haushalte 
haben keine Biotonne

Bundesweite Erhebung des NABU zur Umsetzung der Biotonnenpflicht

Bioabfall getrennt zu sammeln leistet einen wichtigen Beitrag zu 
Natur- und Klimaschutz. Doch trotz gesetzlicher Pflicht hinken 
zahlreiche Städte und Gemeinden hinterher, wie eine bundeswei-
te Erhebung des NABU ergab. Häufig gibt es die Biotonne nur auf 
freiwilliger Basis oder sie wird überhaupt nicht angeboten.

Seit 2015 sind Städte und Ge-
meinden in Deutschland ver-
pflichtet, ihren Bürgern ein Sys-
tem zur Getrenntsammlung von 
Bioabfällen, also von Küchen- 
und Gartenabfällen, bereitzu-
stellen. Diese Pflicht ist notwen-
dig, damit das wertvolle Biogut 
nicht in der Restmülltonne lan-
det, sondern getrennt gesam-
melt und verwertet wird. Jähr-
lich werden knapp fünf Millio-
nen Tonnen Bioabfälle getrennt 
gesammelt. Aus NABU-Sicht ist 
hier noch viel Luft nach oben, 
das Potenzial wird auf über acht 
Millionen Tonnen geschätzt. Zu 
viel wertvolles Biogut landet in 
der Restmülltonne. 

Niedriger Anschlussgrad

Laut Umweltbundesamt liegt 
der Anteil an Bioabfällen im 
Restmüll bei knapp 40 Prozent. 
Diese werden somit im Regelfall 
direkt verbrannt statt zunächst 
in eine energetische (Vergä- 
rung) und anschließend eine 
stoffliche Verwertung (Kompos-
tierung) zu gehen. Die Bioton-
ne ist die Grundvoraussetzung 
dafür, dass große Mengen Bio-
gut getrennt gesammelt werden 
können. Schätzungen gehen je-
doch von einem Anschlussgrad 
an die Biotonne von nur 55 bis 
60 Prozent aus. Das bedeutet, 
dass knapp die Hälfte der Haus-
halte keine Biotonne hat, um 
Küchen- und Gartenabfälle zu 
entsorgen.

Sechs Jahre nach Einführung 
der gesetzlichen Pflicht lässt 
sich festhalten, dass die Ge-
trenntsammlung oftmals gar 
nicht oder nur unzureichend 
umgesetzt wird. In 56 von 402 
Landkreisen und kreisfreien 
Städten, also in fast jedem sieb-
ten Kreis, wird im Jahr 2020 kei-
ne flächendeckende Biotonne 
angeboten.

Laut Untersuchung gibt es in 
15 Kreisen nach wie vor keine 
Getrenntsammlung der Bioab-
fälle aus den Haushalten. Wei-
tere 28 Kreise und kreisfreie 
Städte kommen zwar der ge-

setzlichen Pflicht nach, bieten 
jedoch statt einer haushaltsna-
hen Biotonne nur ein wenig nut-
zerfreundliches Bringsystem an. 
Bei diesem müssen die Bürger 
ihre Bioabfälle zu einer zentra-
len Sammelstelle transportie-
ren. Es ist naheliegend, dass da-
durch deutlich weniger Biogut 
gesammelt wird als über eine 
bequeme Biotonne direkt vor 
dem Haus.

In sieben Kreisen wird zwar ei-
ne Biotonne angeboten, jedoch 
nicht für das gesamte Kreisge-
biet, sondern nur in ausgewähl-
ten Gemeinden, Modellregionen 
oder Räumen mit höherer Be-
völkerungsdichte. Weitere sechs 
Kreise haben zumindest zugesi-
chert, eine Getrenntsammlung 
zeitnah einzuführen. Jedoch ist 
teilweise noch nicht entschieden, 
ob diese über eine Biotonne oder 
nur über ein Bringsystem erfol-
gen wird.

Unbegründete Vorbehalte

Die Gründe dafür, dass Kom-
munen ihrer Pflicht zur Ge-
trenntsammlung nicht nach-
kommen, sind nach Angaben 
des NABU vielfältig. Die zahlrei-
chen Vorbehalte gegenüber der 
Biotonne ließen sich allesamt 
entkräften. Vor diesem Hinter-
grund stellt die Naturschutzor-
ganisation folgende Forderun-
gen:
• Deutschlandweit flächende-
ckende Getrenntsammlung von 
Bioabfall mittels Pflichttonne im 
„Holsystem“. „Bringsysteme“ für 
je nach Jahreszeit anfallenden 
Grünschnitt sind sinnvolle Er-
gänzungen, können aber die 
Biotonne nicht ersetzen.
• Quersubventionierung der 
Biotonne über die Gebühren 
der Restmülltonne und Anreiz-
systeme für getrennte Bioabfall-
sammlung durch niedrigere Ge-
bühren für kleinere Restmüll-
tonnen.
• Konsequenter Vollzug der Ge-
trenntsammelpflicht und ambi- 
tionierte Abfallwirtschaftspla-
nung durch die Bundesländer.

• Steigerung der Sammelmen-
gen (unter Berücksichtigung des 
Primats der Abfallvermeidung, 
also der Vermeidung von Le-
bensmittelabfällen).
• Verbesserung und Vereinfa-
chung der Abfallberatung, so 
dass alle Küchenabfälle künf-
tig in der Biotonne und nicht im 
Restmüll landen.
• Eigenkompostierung als ein-
ziger zulässiger Grund für keine 
oder nur eine sehr kleine Bio-
tonne – ein gesundes Verhältnis 
von Kompostmenge und Gar-
tenfläche vorausgesetzt. Ein ge-
wisser Anteil an Haushalten mit 
Eigenkompostierung darf je-
doch keine Ausrede für Kom-
munen sein, der Getrenntsam-
melpflicht von Bioabfällen nicht 
nachzukommen.

Stellungnahme des VBS

Nach Auffassung des Verban-
des der Bayerischen Entsor-
gungsunternehmen e.V. (VBS) 
zeigt die bundesweite Erhe-

Erfolgreiches  
Verpackungsrecycling

Kooperationsveranstaltung von DGAW und RECYCLING magazin!
In einem kompakten Format diskutierten über 160 Teilnehmer 
mit vier Experten, die das Thema Verpackungsrecycling entlang 
der Wertschöpfungskette abbildeten: Vom Verpackungsherstel-
ler über die Analyse der Verpackungen bis zur Sortierung und in-
novativen, digitalen Informationssystemen zur Optimierung der 
Sortierung.

Zunächst stellte Stefan Dierks, 
Director Sustainability Strategy, 
Melitta Group Management 
GmbH & Co. KG die Situation 
aus Sicht eines Verpackungsher-
stellers und Inverkehrbringers 
dar. Melitta hat sich zum Ziel ge-
setzt, das „New Plastic Economy 
Global Comittment“ der Ellen 
McArthurs Foundation zu unter-
zeichnen und setzt bereits heu-
te verschiedene Rezyklate in den 
Produkten ein. In der Diskussion 
erklärte Dierks, dass auch che-
misch recycelte Polymere für 
Food-Folien bereits in einem 
Projekt mit Sabic zum Einsatz ka-
men.

Sonja Bähr, Packaging Analyst 
bei der Tilisco GmbH, stellte zu-
nächst die vielen „Einflussfak-
toren“ auf eine Verpackung dar: 
Vom Produkt, über den Packstoff 
und das Packmittel, das Marke-
ting, die gesetzlichen Vorgaben, 
die maschinellen Anforderun-
gen im Verpackungsprozess, die 
leichte Transportierbarkeit und 
neuerdings auch noch die Re- 
cyclefähigkeit und die Nachhal-
tigkeits-Forderungen der Konsu-
menten. Bähr zeigte diverse gu-
te und weniger gelungene Ver-
packungsbeispiele.

Was ist eine  
nachhaltige Verpackung?

Aber was ist eine nachhalti-
ge Verpackung? Zwischen Con-
vienience, Branding und Sus-
tainability hat es der Konsument 
schwer, die richtige Entschei-
dung zu treffen, vor allem wenn 
die Werbung viel Nachhaltigkeit 
verspricht, die nicht immer halt-
bar ist.

Was wirklich zu recyclen ist 
und was vor allem vorher auch 
sortierbar ist, stellte Stefan Böh-
me, Geschäftsführer der Böh-
me GmbH Wertstofferfassung, 
eindrücklich in seinem Vortrag 
dar. Er betreibt eine moder-
ne Sortieranlage und kann dort 
sehr gut die gängigen Polyme-
re PE, PP, PS, PET Flaschen so-
wie Weißblech, Alu und Geträn-
kekartons sortieren. Schwieriger 
wird es bei den sog. „Biokunst-
stoffen“, PET-Schalen, vollflächig 

papierbeklebte Becher, Steingut, 
Netze, Multilayerfolien, techni-
sche Kunststoffe (meist Duro-
plaste) und natürlich die Fehl-
würfe. Von denen gibt es lei-
der immer mehr. Diese und die 
nicht sortierfähigen Verpackun-
gen landen dann als Sortierreste 
in der thermischen Verwertung; 
häufig als Ersatzbrennstoffe in 
der Zementindustrie.

Die aussortierten Polymere 
fallen meist nicht alle in Mono- 
fraktionen, sondern auch in  
Mischfraktionen an, z.B. ge-
mischte Polyolefine. Die daraus 
mechanisch recycelten Polyme-
re können jedoch meist nur noch 
zur Herstellung von Rohren, etc. 
genutzt werden. Verpackungen 
werden nicht wieder daraus. 

Projekt R-Cycle

Wäre also eine präzisiere Sor-
tierung die Lösung? Dr. Benedikt 
Brenken, Reifenhäuser GmbH & 
Co. KG Maschinenfabrik, hat da-
zu mit seinem Team das Projekt 
R-Cycle aufgelegt. Durch das di-
gitale Speichern der Inhaltsstof-
fe der Verpackungen, können 
die Polymersorten noch bes-
ser unterschieden werden und 
so reinere Rezyklate entstehen. 
Das konnte in verschiedenen Pi-
lotprojekten belegt werden. Die 
Datenübermittlung erfolgt über 
den EPCIS Standard der GS1. 
Doch eine Multilayerfolie wird 
man auch damit nicht trennen 
können.

Die richtige Trennung Zuhause 
ist deshalb eine wichtige Voraus-
setzung für eine bessere Sortier-
barkeit und dann auch Rezyklier-
barkeit. Wenn der Verbraucher 
den Aludeckel nicht vom Joghurt-
becher abreißt, kann das die Sor-
tieranlage auch nicht leisten. 

In der anschließenden Diskus- 
sion im Chat und mit den Re-
ferenten wurde immer wieder 
klar, wie wichtig Aufklärung und 
die Gespräche entlang der Wert-
schöpfungskette sind. Auch das 
Thema chemisches Recycling 
wurde mehrfach angesprochen. 
Wir bleiben dran und werden 
die Veranstaltung sicher wieder-
holen. r

bung des NABU einmal mehr 
bestehende Defizite bei der Er-
fassung von Bioabfällen auf. So-
mit sei ein konsequenter Voll-
zug des Kreislaufwirtschaftsge-
setzes notwendig. Der VBS kri-
tisiert, dass die Verpflichtung, 
Bioabfälle getrennt zu erfassen, 
in manchen bayerischen Kom-
munen nicht konsequent um-
gesetzt bzw. gezielt umgangen 
wird. Häufig werde in diesen 
Landkreisen verlangt, dass die 
Bürger ihren Bioabfall zu zent-
ralen Sammelpunkten bringen. 
Andere Städte und Kreise böten 
nur eine freiwillige Biotonne an, 
die von den Bürgern extra be-
stellt werden muss.

Die Staatsregierung sollte laut 
VBS einen einheitlichen Vollzug 
sicherstellen und Schlupflöcher 
verhindern, mit denen Kommu-
nen geltendes Bundesrecht um-
gehen können, denn: „Bioab-
fälle getrennt zu sammeln ist 
echter Ressourcen- und Klima-
schutz, denn aus einer Tonne 
Bioabfall lassen sich 350 bis 450 
Kilogramm Kompost gewinnen, 
der Kunstdünger ersetzen kann. 
Zudem können durchschnitt-
lich 110 Kubikmeter Biogas aus 
einer Tonne Bioabfall gewon-
nen werden, dies ersetzt 66 Li-
ter Heizöl“, so VBS-Präsident Ot-
to Heinz. DK

LfU-Hausmüllbilanz 
für Bayern

Einen detaillierten Überblick über die im Jahr 2019 in Bayern 
durchgeführten Maßnahmen zur Vermeidung, Verwertung und 
Entsorgung von Abfällen aus Haushalten gibt die aktuelle Broschü-
re „Hausmüll in Bayern – Bilanzen 2019“, herausgegeben vom Bay-
erischen Landesamt für Umwelt.

Laut LfU-Präsident Claus Ku-
mutat stieg das Gesamtabfallauf-
kommen gegenüber dem Vorjahr 
geringfügig um 0,6 % auf 488,8 
kg pro Einwohner an. Diese Men-
ge beinhaltet auch Wertstoffe, die 
gezielt sortenrein – zum Beispiel 
getrennt vom Hausmüll - erfasst 
werden.

Die Erfassung von Wertstoffen 
liegt in Bayern qualitativ auf ho-
hem Niveau und konnte 2019 um 
gut 1 % gesteigert werden. Das 
entspricht einer einwohnerspezifi-
schen Menge von 330 kg.

Die Hauptwertstoff-Fraktionen 
sind Behälterglas, Altpapier (Pa-
pier, Pappe und Kartonagen), Me-
talle, Leichtverpackungen, Altholz 
und Bioabfall (Grüngut und Abfäl-
le aus der Biotonne). Zusammen 
machen sie einen Anteil von 92,5 
% aus. Zuletzt gab es einen An-
stieg der an eine Biotonne ange-
schlossenen Einwohner um 5 Pro-
zent auf 85 %. Trotzdem wurde 
bei der Pro-Kopf-Sammlung eine 
Abnahme von 57,1 auf 56,5 Kilo-
gramm Bioabfall verzeichnet. Da-
mit liegt Bayern unter dem Bun-
desdurchschnitt von 60 kg je Ein-
wohner und Jahr.

Das verbleibende Restabfallauf-
kommen aus Haushalten ist um 
0,5 % leicht gesunken und liegt ak-
tuell bei 158,9 kg pro Einwohner. 
Als Restabfall fielen 2019 insge-
samt 2.386.559 t oder 182,2 kg/
EW an. Dies entspricht nach 180,9 
kg/EW im Jahr 2018 einem Anstieg 
um 0,7 %. Das Hausmüllaufkom-
men lag bei 142,7 kg/EW (Vorjahr: 
143,7 kg/EW). Im Bilanzjahr fielen 
außerdem 17,6 kg/EW Sperrmüll 
(Vorjahr 17,5 kg/EW) und 21,9 kg/
EW gewerbliche Siedlungsabfälle 
(2018: 19,7 kg/EW) an.

Die schadstoffhaltigen Abfälle  
(Problemabfall), die den entsor-
gungspflichtigen Körperschaften 
überlassen wurden, nahmen von 
6.685 t im Vorjahr auf 7.206 t im 
Jahr 2019 zu. Rund 52,2 % oder 
3.761 t dieser Problemabfälle 
konnten verwertet werden.

In 95 von 96 Körperschaften 
standen den Bürgerinnen und 
Bürgern im Jahr 2019 insgesamt 
1.578 Wertstoffhöfe zur Verfü-
gung (2018: 1.583).

Im Bilanzjahr wurden 234 Kom-
postieranlagen (Vorjahr: 229) und 

6 Vergärungsanlagen (Vorjahr: 7) 
in Bayern sowie 2 Anlagen außer-
halb Bayerns zur Verarbeitung von 
insgesamt 955.100 t Grüngut (et-
wa 929.800 t im Vorjahr) genutzt.

Bei 50 bayerischen Bioab-
fall-Kompostieranlagen (48 im 
Vorjahr) und 22 Vergärungsanla-
gen (22 im Vorjahr) sowie 6 An-
lagen außerhalb Bayerns wurden 
insgesamt rund 1.000.800 t Bioab-
fallgemische mit Abfällen aus der 
Biotonne angeliefert (1.015.300 t 
im Vorjahr).

Nach Angaben von 78 % der 
Körperschaften förderten 75 Städ-
te und Landkreise die Eigenkom-
postierung. Um den kommunal 
erfassten Anteil an organischem 
Abfall zu verringern, wurden Zu-
schüsse zu Kompostern oder 
Häckslern, Kompostierkurse, re-
duzierte Abfallgebühren oder die 
Wahl eines kleineren Restabfall-
behälters angeboten.

Die Verwertungsquote aus 
Haushaltsabfällen stieg von 66,9 % 
im Jahr 2018 auf 67,3 % im Bilanz-
jahr. Seit 2017 werden die Elektro- 
und Elektronik-Altgeräte in der Be-
rechnung berücksichtigt. Von den 
2,39 Mio. t Restabfall, die im Bi-
lanzjahr im Freistaat angefallen 
sind, wurden 98,7 % thermisch be-
handelt. 33.600 t wurden einer 
mechanisch-biologischen Vorbe-
handlung unterzogen. Für die ther-
mische Behandlung standen 2018 
14 Anlagen zur Verfügung. Die Ge-
samtkapazität dieser Anlagen be-
lief sich auf etwa 3,22 Mio. t.

Ende 2019 wurden im Freistaat 
34 Deponien der Klasse 1 und II 
zur Ablagerung von Abfällen be-
trieben. An neun Standorten wur-
den im Bilanzjahr keine Abfälle ab-
gelagert, dort stehen jedoch wei-
terhin Kapazitäten zur Verfügung. 
Insgesamt wurden im Bilanzjahr 
367.804 t (Vorjahr: 433.193 t) ab-
gelagert.

Der Anteil der abgelagerten 
Menge an Aschen und mecha-
nisch-biologisch vorbehandelten 
Abfällen belief sich auf 104.683 t. 
Weitere 315.307 t Abfälle wurden 
im Rahmen von Verwertungsmaß-
nahmen auf Deponien in Bayern 
eingesetzt. Zum 31.12.2019 war 
ein ausgebautes Restvolumen der 
Deponieklassen I und II von 7,07 
Mio. m³ verfügbar. DK

Gelber Sack:

Landkreis Regensburg gibt 
Gutachten in Auftrag

Ein Gutachten zum gelben Sack bzw. zur gelben Tonne gibt der Land-
kreis Regensburg in Auftrag. Neben einer Analyse der derzeitigen Ent-
sorgungsstruktur bei Leichtverpackungen soll so auch eine Handlungs-
empfehlung dazu erarbeitet werden, welche Gründe für oder gegen 
eine Änderung des Sammelsystems bei dieser Abfallart sprechen.

Mit dem Gutachten wird den 
Landkreisgremien eine Entschei-
dungsgrundlage gegeben, ob die 
Einführung eines gelben Sacks 
bzw. einer gelben Tonne im Land-
kreis sinnvoll ist, oder welche  
Optimierungsmöglichkeiten sich 
im bestehenden System ergeben 
können.

Der Kreisausschuss unter dem 
Vorsitz von Landrätin Tanja  
Schweiger stimmte in seiner Sit-
zung der Gutachtensbeauftra-
gung einstimmig zu. Das Ergebnis 
des Gutachtens, das für Herbst 
2021 erwartet wird, soll dann 
im Umweltausschuss vorgestellt 
und beraten werden.

Die Sammlung und Verwertung 
sogenannter Leichtverpackungen 
ist nicht Aufgabe der öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträ-
ger, sondern der Vertreiber und 
Hersteller dieser Verpackungen. 
Diese Verpflichtung kann auf du-
ale Systembetreiber übertragen 

werden, die wiederum Entsor-
gungsdienstleister mit der Samm-
lung, Containeraufstellung und 
Verwertung der Verpackungen 
beauftragen können. Der Land-
kreis hat hier nur in zwei Punkten 
ein Mitspracherecht. Zum einen 
ist die Art des Sammelsystems 
(Hol- oder Bringsystem) mit ihm 
abzustimmen. Zum anderen kann 
er den dualen Systembetreibern 
die Mitbenutzung der Wertstoff-
höfe erlauben oder nicht. Für die-
se Mitbenutzung bekommt er ein 
Mitbenutzungsentgelt.

Über die Art des Sammelsys-
tems für die Verpackungen (Hol- 
oder Bringsystem) ist zwischen 
dem öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger und den dualen 
Systembetreibern ein Vertrag 
zu schließen. Der aktuelle Ver-
trag läuft noch bis 31.12.2023. 
Eine Änderung des Sammelsys-
tems wäre damit frühestens ab 
01.01.2024 möglich. r

Über 1,2 Mio. Euro gegen 
den Verlust von Lebensmitteln

„Wertvolle Lebensmittel gehören auf den Tisch und nicht in die 
Tonne! Wissenschaft und Wirtschaft entwickeln im Forschungs-
verbund SHIELD Hand in Hand ein Prüfsystem, um Lebensmittel 
zu retten – ein Musterbeispiel für die Verbindung von Theorie und 
Praxis! Es freut mich, dass wir dieses wichtige Projekt mit über 1,2 
Millionen Euro unterstützen können“, betonte Finanz- und Hei-
matminister Albert Füracker anlässlich des Beschlusses des Stif-
tungsrats der Bayerischen Forschungsstiftung.

Mit den Ergebnissen des For-
schungsverbunds „SHIELD – Si-
chere heimische (Bio)Lebens-
mittel durch sensorische Detek-
tionsverfahren“ sollen künftig 
unnötige Lebensmittelverluste  
reduziert werden. Im Herstel-
lungsprozess werden beschä-
digte oder für den Verzehr nicht 
mehr geeignete Rohstoffe aus-
sortiert. Aktuell basiert die Qua-
litätskontrolle hierfür auf Stich-
proben, die zeit- und kosten-
intensiv im Labor analysiert 
werden. Kommt es dabei zu Auf-
fälligkeiten, kann die gesamte 
Charge nicht mehr verwendet 
werden. 

Bessere Vorhersagen  
über Qualität und Haltbarkeit

Durch eine schnelle und effi-
ziente Untersuchung direkt ent-
lang der Produktionskette soll 
zielgenauer eingegriffen werden. 

Dank optischer Verfahren und 
Gassensorik können bessere Vor-
hersagen über Qualität und Halt-
barkeit gemacht werden. Kürze-
re Lagerzeiten sorgen zudem für 
frischere Lebensmittel und noch-
mals weniger Verluste.

Bayernweites Netzwerk

Der Forschungsverbund un-
ter der Führung des Fraunho-
fer-Instituts für Verfahrenstech-
nik und Verpackung IVV in Frei-
sing wird von einem bayern-
weiten Netzwerk getragen: mit 
dabei sind die TU München, die 
TH Nürnberg und die FAU Erlan-
gen-Nürnberg. Dazu kommen 
Partner aus der Wirtschaft, un-
ter anderem das Hipp-Werk in 
Pfaffenhofen/Ilm, die Firma Leb-
kuchen-Schmidt in Nürnberg, 
die Burgis GmbH aus Neumarkt 
i.d.Opf. und das Kloster Plank-
stetten aus Berching. r
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Wackersdorfer Westfeld: 

Pflanzungen von rund 6.000 
Laubbäumen und Sträuchern

Nadelwald-Monokulturen werden zu klimarobustem Mischwald. 
Uniper investiert in drei Jahren 300.000 Euro in das Waldumbauprojekt.

Uniper hat mit dem für 2021 geplanten Teil 2 den auf drei Jahre an-
gelegten Umbau der Nadelwald-Monokulturen südwestlich des Re-
kultivierungsgeländes Wackersdorf-Westfeld fortgesetzt. Wie im 
vergangenen Jahr begonnen, soll auf weiteren 10.000 Quadrat-
metern ein ökologisch wertvoller, dem Klimawandel trotzender  
Mischwald entstehen. Rechtzeitig zum Frühlingserwachen konnten 
die diesjährigen Pflanzungen von rund 6.000 Bäumen und Sträu-
chern erfolgreich abgeschlossen werden.

Die notwendigen Entnahmen 
der Kiefern erfolgten in der zwei-
ten, frostigen, vegetationsarmen 
Januarwoche. Insgesamt wurden 
gut 110 Festmeter Holz ausgelich-
tet, gehäckselt und nur teilweise 
abtransportiert, denn das vor Ort 
belassene Häckselgut dient der 
Verbesserung der Nährstoffe im 
Boden. Aus dem dünnerem Ast- 
material sind Totholzinseln auf-
geschichtet worden. Mit einem 
Teil des bei der Auslichtung ange-
fallenen Astmaterials werden die 
in den rekultivierten Bereichen 

des Westfelds bereits vorhanden 
Totholzhaufen ergänzt, da die-
se im Laufe der Jahre verrotten. 
Auch wird ein Teil des Schnittguts 
noch für weitere Totholzhaufen 
im Rahmen der anstehenden Re-
kultivierung des Westfelddamms 
Verwendung finden. Geeignete 
Baumstämme gehen an die holz-
verarbeitende Industrie.

Ebenso wie Totholzhaufen und 
Wurzelstockinseln wurden auch 
bei der diesjährigen Umbauak-
tion sogenannte Torsobäume 
als geschützte Lebensräume für 

diverse Insekten, Amphibien, 
Kleinsttiere und bestimmte Vo-
gelarten eingerichtet. Zur Schaf-
fung der „Neubauwohnungen“ 
wurden 22 Bäume auf vier bis 
sechs Meter gekappt.

Anders als im vergangenen 
Jahr wurden dieses Jahr nur Kie-
fern aus der Monokultur ent-
nommen, um Platz für die Laub-
baumpflanzungen zu schaf-
fen. Die Pflanzungen mit Bäu-
men erster Ordnung (rd. 5.200 
Rotbuchen, Stieleichen, Win-
terlinden und Hainbuchen) mit 
Wuchshöhen über 20 Meter fan-
den ab der zweiten Märzwoche 
statt. Sie wurden in den beste-
henden Kiefernbestand als Un-
terpflanzungen integriert. Zu-
sätzlich entstanden entlang des 
Waldrandes Gruppen aus ins-
gesamt 100 Weißdornsträu-
chern, gewöhnlichem Schnee-
ball, Heckenrosen und Pfaffen-
hütchen; daran schließen drei 
Reihen mit insgesamt 100 nicht 
sehr hoch wachsenden Bäumen 
(sogenannter zweiter Ordnung 
mit Wuchshöhen zwischen 10 
und 20 Meter) der Sorten Vogel-
kirsche, Purpurweide, Wildapfel 
und Wildbirne.

Mischwaldlebensraum für  
Insekten, Vögel und Pflanzen

Gegen Wildverbiss werden 
die Neupflanzungen, bis zu ei-
ner Aufwuchshöhe von rund 
1,30 Meter, mit einem rund 600  
Meter langen Wildschutzzaun ge-
schützt, der in der ersten März-
woche gezogen wurde. Ab der 
zweiten Märzwoche die eigentli-
chen Pflanzarbeiten. Die Setzlin-
ge wurden bodenschonend von 
einer Forst- und Landschaftspfle-
gefirma aus der Region gepflanzt. 
Um das Wurzelwerk der jun-
gen Bäume tiefer in die Erde ein-
bringen zu können, kam bei den 
Pflanzungen auch ein Erdbohrge-
rät zum Einsatz. Die Arbeiten er-
folgen wieder in enger Zusam-
menarbeit mit Fachleuten der 
Forstwirtschaft. Ziel ist die Schaf-
fung eines artenreichen, ökolo-
gisch wertvollen Mischwaldle-
bensraums für Insekten, vor al-
lem Bienen und Schmetterlinge 
sowie Vögel und Pflanzen.

Über 300.000 Euro investiert 
Uniper in das auf drei Jahre ange-
legte Waldumbauprogramm zwi- 
schen dem Rekultivierungsgelän-
de Westfeld und der A 93. Das 
Projekt unterstützt das Waldum-
bauprogramm der Bayerischen 
Staatsregierung zur Schaffung ge-
sunder, standorttypischer und kli-
mawandelresistenter Laub- und 
Mischwaldflächen und ist detail-
liert mit dem Amt für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten ab-
gesprochen. 

Uniper hatte zugesichert, im 
Rahmen der Rekultivierung des 
Westfeldes und der damit ver-
bundenen ökologischen Verbes-
serungsmaßnahmen die Nadel-
waldmonokulturen auf der Flur 
des Steinberger Ortsteils Oder 
umzubauen und ökologisch auf-
zuwerten. 

Ein erster Waldumbautest er-
folgte mit sichtbarem Erfolg vor 
etwa acht Jahren nordwestlich 
eines zweiten Feuchtbiotops, das 
auch als Regenrückhaltebecken 
fungiert. Auch wurde 2012 be-
reits die Wiedervernässung und 
Erweiterung von rund 10.000 
Quadratmeter Moorwaldflächen 
rund um eine angrenzende Na-
turschutz-Ausgleichfläche, das so 
genannte BBI-Becken, und ent-
lang dessen Wasserzulaufs er-
folgreich abgeschlossen. Ein drit-
ter Waldbereich bildet im Jahr 
2022 den Abschluss der ökologi-
schen Umbaumaßnahmen.  r

Forschungsprojekt: 

Vorhersage und Bewältigung 
von Dürreperioden

Wiederkehrende Hitze- und Trockenperioden, die insbesondere den 
Norden Bayerns und somit auch Mittelfranken und den Landkreis 
Fürth hart treffen, machen Mensch und Natur stark zu schaffen. Wie 
können also Dürreperioden vorhergesagt und bewältigt werden? 
Dies soll ein Projekt herausfinden, welches der Stimmkreisabgeord-
nete Hans Herold und sein Landtagskollege Walter Nussel (beide 
CSU) erfolgreich beantragt haben.

Ziel des Projektes ist es, ein 
Vorhersage- und Management-
system aufzubauen, welches in 
Kooperation mit Behörden und 
Ämtern langfristig Franken und 
Nordbayern als eine besonders 
betroffene Region bei der Bewäl-
tigung von Dürreperioden un-
terstützt. Für das Projekt sollen 
230.000 Euro zur Verfügung ge-
stellt werden.

In einer gemeinsamen Pro-
jektskizze der TU München und 
der Universität Augsburg, die die-
ses Projekt im Stimmkreis Neu-
stadt a.d. Aisch–Bad Windsheim 
/ Fürth–Land durchführen, wer-
den als Teilziele des Forschungs-
vorhabens definiert:
• Entwicklung, Anwendung und 
Analyse subsaisonaler und sai-
sonaler hydrometeorologischer 
Dürre-Vorhersagen zum Niedrig-
wassermanagement in Franken.
• Entwicklung eines Bewirt-
schaftungsmodells für ein Dür-
remanagement zur Ertrags- und 
Bestandssicherung unter Berück-
sichtigung von Vorhersage, Was-
serbedarf und Wasserverfügbar-
keit als Anpassungsstrategie an 
den Klimawandel.

Klingt komplizierter als es ist: 
Der Fokus liegt auf dem grund-
sätzlichen Ansatz, kurzzeitigen 
Wasserüberschuss zu managen, 
um Land- und Forstwirtschafts-
erträge optimieren zu können.  
Zudem geht es darum, wie der 
Bodenwasservorrat in und un-
terhalb der Wurzelzone recht-
zeitig gezielt aufgefüllt werden 
kann, ohne dass es infolge eines 

Starkregenereignisses zu uner-
wünschten Hochwasserabflüs-
sen kommt. Grundlage für die Er-
arbeitung eines solchen Systems 
ist die Sammlung entsprechender 
Messdaten und die Installation 
eines Bodenfeuchte- und Grund-
wassernetzwerks, welches in He-
rolds Stimmkreis erfolgen soll.

Trockenperioden sind  
enorme Herausforderungen

„Für Waldbesitzer und Landwir-
te in Franken, in Nordbayern und 
gerade auch im Stimmkreis Neu-
stadt a.d. Aisch–Bad Windsheim / 
Fürth–Land sind die wiederkehren-
den Trockenperioden eine enorme 
Herausforderung und ein Haupt-
grund dafür, dass Walter Nussel 
und ich uns für dieses Projekt ein-
gesetzt haben“, so Hans Herold. 
Walter Nussel ist Land- und Forst-
wirt und erster Vorsitzender der 
Forstwirtschaftlichen Vereinigung 
Mittelfranken und kennt die Pro-
bleme der Waldbesitzer und Land-
wirte daher auch aus erster Hand.

Darüber hinaus steht der Ab-
geordnete Hans Herold auch mit 
Waldbauern aus dem Landkreis 
Fürth in Kontakt und kennt die 
Probleme, die sich diesen auf-
grund der Trockenheit auftun. 
Bereits im August 2019 lud Hans 
Herold die Bayerische Landwirt-
schaftsministerin Michaela Ka-
niber zu einem Gespräch in den 
Stimmkreis ein, um auf die Aus-
wirkungen der Trockenheit auf 
die hiesigen Wälder aufmerksam 
zu machen.  pmw

Der Stimmkreisabgeordnete Hans Herold im Gespräch mit Staats-
ministerin Michaela Kaniber, dem Landtagskollegen Walter Nussel 
(stehend) und MdL Martin Schöffel (rechts, agrarpolitischer Spre-
cher der CSU-Landtagsfraktion). Bild: Archivbild 2019, Büro Herold

Naturgartenzertifizierung 2020: 

Drei Gärten ausgezeichnet
Im Landkreis Pfaffenhofen fanden die ersten Verleihungen der Na-
turgarten-Plaketten anlässlich der Zertifizierung Ausgezeichneter 
Naturgarten statt. Mit dabei waren neben stellvertretender Land- 
rätin Kerstin Schnapp auch Wolfram Vaitl, Präsident des bayeri-
schen Landesverbandes für Gartenbau und Landespflege e.V sowie 
Andreas Kastner, Kreisfachberater für Gartenkultur und Landespfle-
ge am Landratsamt Pfaffenhofen.

„Die Zertifizierung soll die Bio-
diversität und somit den Erhalt 
der heimischen Tierwelt in den 
bayerischen Gärten fördern. Ein 
Naturgarten erhöht die lebendi-
ge Vielfalt von Lebensräumen. Die 
ausgezeichneten Gärten zeigen ei-
ne bunte Mischung vom Bauern-
garten bis zur Blumenwiese und 
vom Trockenbiotop bis zum Gar-
tenteich“, so Kerstin Schnapp. 
Ein positiver Nebeneffekt sei die 
Durchgrünung der Ortschaften 
und Städte, denn dadurch werde 
die allgemeine Lebensqualität er-
höht. Kreisfachberater Andreas 
Kastner: „Es werden die Aspek-
te des Gartenbaues sowie des 
Naturschutzes verbunden. Auch 
der/die „kleine“ Gartenbesitzer/in 
kann damit am Thema Natur- und 
Artenschutz unter dem großen 
Begriff Biodiversität teilhaben.“

Ilmmünster, Puch und  
Pfaffenhofen

Im Landkreis Pfaffenhofen wur- 
den jetzt drei Gärten zertifiziert. 
Beim „Obstgarten“ der Familie 
Karl aus Ilmmünster handelt es 
sich um eine naturnahe Obstwie-
se mit etwa 80 Obstsorten, vielen 
Wildblumen, einem Gemüsegar-
ten, sehr vielen Nützlingsunter-
künften, einem kleinen Teich und 
mehreren wilden Ecken. Die Ver-
wertung der erzeugten Lebens-
mittel und des Obstes spielt eine 

makulturelementen. Darunter ist 
ein gegliederter Garten zu verste-
hen, bei dem eine Pufferzone die 
schädlichen Einflüsse von außen 
weitgehend abhalten soll. Oft fin-
den sich Heckenpflanzungen am 
Rand und in der Hot-Spot-Zone 
magere Böden als Lebensraum für 
heimische Blumen und Kräuter. 
Insekten und andere Tiere haben 
damit einen besonderen Lebens-
raum. In der Ertragszone wird Ge-
müse angebaut und das anfallen-

bringen können und keine exo-
tischen Materialien notwendig 
sind. Es wurde heimische Lärche 
für das Hochbeet verwendet. Der 
Garten wird von Fachlehrerin Ste-
fanie Rieblinger betreut und stetig 
weiterentwickelt.

Die Zertifizierung ist eine Akti-
on der Landesvereinigung Bayern 
e.V. unter der Dachmarke Bayern 
Blüht und wird vom Bayerischen 
Landesverband für Gartenbau und 
Landespflege e.V. durchgeführt. r

Verleihung Karl: v.l: Wolfram Vaitl, Gartenbesitzer Franz und 
Waltraud Karl, stv. Landrätin Kerstin Schnapp, Gertraud und Josef 
Brand, Vorsitzender des Obst- und Gartenbauvereins Ilmmünster 
(Beisitzer) sowie Andreas Kastner. Bild: LRA Pfaffenhofen/Ilm

zentrale Rolle. Andreas Kastner: 
„Die Delegation war begeistert 
von dem geschaffenen Garten 
und der Vielfalt.“ 

Der Garten von David Seifert in 
Puch entstand aus einer besonde-
ren Philosophie: Es ist ein Drei-Zo-
nen-Garten Hortus Statera nach 
Markus Gastl mit integrierten Per-

de organische Material in Form 
einer Kreislaufwirtschaft wieder-
verwertet.

Im Garten der Landwirtschafts-
schule in Pfaffenhofen wird den 
angehenden Dorfhelferinnen Gar-
tenwissen rund um das naturnahe 
Gärtnern vermittelt. Dieses Wis-
sen wird in die Betriebe getragen. 
Damit können bestehende Gärten 
fachgerecht und ökologisch be-
wirtschaftet werden. Auch in die-
sem Garten sind neben einer Blu-
menwiese, Obstbäume und ei-
nem großen Gemüsegarten sehr 
viele Elemente vorhanden und 
bieten im Unterricht Möglichkei-
ten, sich mit der Natur auseinan-
derzusetzen. Heimische Materiali-
en finden z.B. im neuen Hochbeet 
Verwendung. Hier wird gezeigt, 
dass auch kleine Flächen Ertrag 

https://www.baywa.de/de/kommunaltechnik/
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53. Veitshöchheimer Landespflegetage virtuell:

Klimaanpassung und 
Pflanzenverwendung
Unter dem Motto „Von der Bühne auf den Bildschirm – Landespfle-
getage einmal anders!“ fanden die 53. Landespflegetage in Veits-
höchheim als Online-Tagung statt. Fachleute standen live vor Kame-
ra und Mikrofon und beantworteten die Fragen der gut 650 Gäste 
aus dem Chat. Themenschwerpunkt am ersten Tag waren hochak-
tuelle Anpassungen in Planung und Baubetrieb aufgrund des Klima-
wandels. Tags darauf drehte sich alles um die Pflanzenverwendung 
in Stadt und Land. Die Organisation der Tagung hatte das Institut 
für Stadtgrün und Landschaftsbau der Bayerischen Landesanstalt für 
Weinbau und Gartenbau (LWG) übernommen.

Nach Hitze- und Trockenjah-
ren, bedingt durch den Klima-
wandel, richtet sich der Fokus 
auf die Ressource Wasser. Die 
Versorgung der Bevölkerung hat 
höchste Priorität vor Industrie, 
Landwirtschaft und Gartenbau. 
Über erste Ergebnisse der Befra-
gung bayerischer Städte und Ge-
meinden zur Bewässerung öf-
fentlicher Grünflächen berich-
tete Nikolai Kendzia, LWG Veits-
höchheim.

Straßenbäume wachsen an le-
bensfeindlichen Standorten. Ther-
mische Stammschäden, Hitzere- 
korde sowie Krankheiten und 
Schädlinge werden zur Heraus-
forderung. Nur wenige Baumar-
ten tolerieren diesen Stress-
cocktail. Dr. Susanne Böll, LWG 
Veitshöchheim, stellte klar, wie 
hoch die Hitzebelastung in Kro-
ne, Stamm und Baumscheibe tat-
sächlich ist und inwieweit es den 
hitzebeständigeren kontinentalen 
Arten gelingt, Temperatureinflüs-
se stärker zu regulieren als heimi-
sche Baumarten.

Die Strahlungsintensität und 
auch die Betroffenheit mit wei-
ßem Hautkrebs nimmt zu. Erhöh-
te Sonnen-, UV- und Hitzebelas-
tung erfordern unterschiedliche 
Maßnahmen, sowohl im Betrieb 
als auch auf der Baustelle. Ger-
hard Zäh (VGL Bayern), Carola 
Amling (SVLFG) und Mathias Nix 
(Grünflächenamt Stadt Frank-
furt am Main) diskutierten, wie 
durch gute Zusammenarbeit der 
Schutz der Mitarbeiter gelingen 
kann.

Veitshöchheimer Leitbild

Alle wollen das Gleiche, doch 
welcher Weg führt zum Ziel? 
Grünflächen sollen ökologisch 

wie auch wirtschaftlich bei An-
lage und Unterhalt sowie dau-
erhaft nutzbar, ggf. ertragreich 
und optisch ansprechend sein. 
Das Veitshöchheimer Leitbild 
zur Pflanzenverwendung in Sied-
lungen und auf landwirtschaft-
lich bzw. gärtnerisch genutz-
ten Flächen setzt auf Integration 
statt Konfrontation. Die Anfor-
derungen des Naturschutzes an 
die Pflanzenauswahl hinterfrag-
te Theresa Edelmann, LWG Veits-
höchheim.

Viele der bislang gern verwen-
deten Pflanzen wie Hortensien 
oder Rhododendren leiden un-
ter extremer wochenlanger Hit-
ze und Trockenheit. Angelika Ep-
pel-Hotz und Andreas Adelsber-
ger, beide LWG Veitshöchheim, 
tauschten sich aus über die 
Überlebenskünstler unter den 
Gehölzen und Stauden, die die 
Sonne lieben und die Hitze tole-
rieren. Arten von Trockenstand-
orten verschiedener Regionen 
liefern ein umfangreiches Sorti-
ment für öffentliches und priva-
tes Grün.

Neue Herausforderungen

Funktionieren schön anzuse- 
hende Staudenpflanzungen auf 
großen Flächen? Pflegepersonal- 
und Wetterwechsel sorgen re-
gelmäßig für neue Herausforde-
rungen, selbst wenn der Unter-
haltsetat gesichert ist. DI Stefan 
Schmidt, Landschaftsarchitekt in 
Wien und Dr. Philipp Schönfeld, 
LWG Veitshöchheim, nahmen 
die virtuellen Gäste schließlich 
mit auf Erkundungstour zur Pla-
nung, Pflanzung und Pflege von 
110.000 Stauden und sieben 
Jahren Pflegeerfahrungen seit 
den Pflanzarbeiten 2013.  DK

Bürgermeister Hans Laumer (m.), Bauhofchef Heinrich Baumgart-
ner (r.) und Stephan Attenberger (l.) vor der neuen Kehrmaschine. 
 Bild: 10545/Stelzl

Neue Kehrmaschine 
für Zandter Bauhof

Die Gemeinde Zandt hat bereits im Herbst eine neue Kehrmaschi-
ne angeschafft, da die seit vielen Jahren im Einsatz stehende, mitt-
lerweile 35 Jahre alte Maschine nun wieder einen neuen Besen ge-
braucht hätte und dies als nicht mehr wirtschaftlich erschien.

Nachdem mehrere Angebo-
te eingeholt wurden und auch 
verschiedene Fabrikate besich-
tigt wurden, entschied sich der 
Gemeinderat bereits im Herbst 
für eine Kehrmaschine der Mar-
ke Dücker – auch vor dem Hin-
tergrund, dass im Zandter Bau-
hof zum größten Teil Maschi-
nen dieses Herstellers im Einsatz 
sind und man sehr gute Erfah-
rungen damit gemacht hat. „Au-
ßerdem“, so Bauhofleiter Hein-
rich Baumgartner „besteht sehr 
guter Kontakt zur zuständigen 
Werksvertretung und speziell 
auch zur Fa. Beutlhauser, die das 
Gerät geliefert hat.“

Am Zandter Bauhof haben 
sich neben Bauhofleiter Heinrich 
Baumgartner und Bürgermeister 
Hans Laumer auch der Verkaufs-
berater der Fa. Beutlhauser Kom-
munal und Fördertechnik aus Ha-
gelstadt eingefunden um das Ge-
rät offiziell in Dienst zu stellen.

Das Gerät ist an einen Uni-
mog an der Front angebaut, die 
Arbeitsbreite beträgt 2,65 m, 
die Schrägstellung erfolgt hy-
draulisch. Es hat eine Schmutz- 

auffangwanne die ebenfalls hy-
draulisch entleert werden kann. 
Um sicher im Verkehr unterwegs 
sein zu können, ist die Maschine 
mit einer Beleuchtungseinrich-
tung ausgestattet.

Bürgermeister Hans Laumer 
zeigte sich erfreut über das neue 
Anbaugerät und ist überzeugt, 
dass diese Maschine dem Bau-
hof und damit der gesamten Ge-
meinde wertvolle Dienste leisten 
wird.

Bewährungsprobe  
bestanden

Dem Bauhofleiter nach be-
stand die neue Kehrmaschine 
bereits ihre Bewährungsprobe, 
da sie bei einem mehreren Ki-
lometer langen Ölspureinsatz 
der Zandter Feuerwehr und des 
Zandter Bauhofs zum Einsatz 
kam und dort viel Handarbeit er-
sparte. Der Verkaufsberater der 
Fa. Beutlhauser, Stephan Atten-
berger, bedankte sich für den 
Auftrag und wünschte der Ge-
meinde viele Jahre problemlose 
Einsätze der Maschine. rs

Vom 26. bis 28. September in Eisenach:

demopark setzt 2021 
auf Herbsttermin

Europas größte Freilandausstellung der Grünen Branche geht in 
diesem Jahr erstmals im Frühherbst an den Start: „Die demopark 
2021 wird vom 26. bis 28. September auf dem Flugplatzgelände Ei-
senach-Kindel stattfinden“, sagt VDMA-Geschäftsführer und Mes-
sedirektor Dr. Bernd Scherer. Damit werde „eine Ausstellung oh-
ne nennenswerte pandemiebedingte Einschränkungen“ sehr viel 
wahrscheinlicher als zum ursprünglich vorgesehenen Veranstal-
tungstermin im Juni.

„Wir alle lieben die demo-
park, weil sie innovative Technik 
zu einem echten Praxiserlebnis 
macht. Ich bin fest davon über-
zeugt, dass uns das auch in die-
sem besonderen Jahr gelingen 
wird. Schließlich hat die Indus-
trie eine Vielzahl spannender 
analoger und digitaler Neuhei-
ten in der Pipeline, die nur dar-
auf warten, in Eisenach präsen-
tiert zu werden“, erläutert Sche-
rer. 

Open Air – Safe Fair

Ein ausgefeiltes, mit den ört-
lichen Behörden erarbeite-
tes Hygiene- und Sicherheits-
konzept erlaube einen sorgen-
freien Messebesuch für jeder-
mann. „Als Freiluftevent haben 
wir in Zeiten wie diesen ohne-
hin einen Systemvorteil gegen-
über konventionellen Hallen-
ausstellungen. Wir wollen aber 
mehr als nur Sicherheit bieten, 

wir wollen ein echtes Live-Er-
lebnis, das Spaß macht und 
Nutzen stiftet. Dafür steht un-
ser Konzept ‚Open Air – Safe 
Fair‘“, betont der Verbandsge-
schäftsführer.

Aus VDMA-Sicht bietet der 
Septembertermin nicht nur mit 
Blick auf die erwartbar günstige-
re Pandemielage greifbare Vor-
teile: „Wir freuen uns, jetzt ei-
nen Termin realisieren zu kön-
nen, der nirgendwo im Lande 
mit den Schulferien kollidiert. 
Für Garten- und Landschafts-
bauer, für Kommunal- und Golf-
platzprofis ist der Frühherbst 
außerdem der traditionelle Zeit-
punkt für Investitions- und Kau-
fentscheidungen“, sagt Scherer. 

Nicht zuletzt könne man En-
de September jahreszeitlich be-
dingt auf eine milde, für Frei-
luftveranstaltungen überaus zu-
trägliche Wetterlage hoffen.

Weitere Informationen gibt es 
unter www.demopark.de.  r

Waldbesitzer und Forstverwaltung: 

Gemeinsam den Wald 
von morgen bauen

Rund 80 Millionen Euro wird die Staatsregierung auch 2021 für den 
Aufbau klimafester Zukunftswälder zur Verfügung stellen. Die Mittel 
kommen Bayerns privaten und kommunalen Waldbesitzern zugu-
te, die derzeit wieder Millionen junger, klimatoleranter Bäumchen 
in die Erde setzen. 

Bei einer gemeinsamen Pflanz- 
aktion in der Nähe von Ammer-
land bei Münsing haben sich 
Forstministerin Michaela Kani-
ber und der Präsident des Bay-
erischen Waldbesitzerverbands, 
Josef Ziegler, ein Bild vom lau-
fenden Waldaufbau gemacht. 
„Unsere Waldbesitzerinnen und 
Waldbesitzer arbeiten mit Hoch-
druck daran, die grüne Lunge 
Bayerns fit für die Zukunft zu ma-
chen. Das ist praktizierter Klima-
schutz. Ich freue mich sehr, dass 
wir ihnen dabei auch künftig mit 
Fördermitteln auf Rekordniveau 
unter die Arme greifen können“, 
sagte die Ministerin anläßlich 
des Internationalen Tag des Wal-
des am 21. März. Kaniber und 
Ziegler waren sich einig, dass die 
Mammutaufgabe Waldumbau nur 
im Schulterschluss aller Beteilig-
ten zu meistern ist.

Förderangebote kommen an

Die riesige Nachfrage nach 
staatlichen Zuschüssen für die 
Waldpflege im vergangenen Jahr 
zeigt, dass die attraktiven wald-
baulichen Förderangebote an-
kommen: Im Vergleich zum Vor-
jahr konnte die Anzahl der ge-
förderten Maßnahmen in etwa 
verdreifacht werden. Der positi-

ve Trend wird sich der Ministe-
rin zufolge in diesem Jahr fort-
setzen. Auch deshalb, weil die 
Bayerische Forstverwaltung die 
Förderung rund um den Wald 
Anfang des Jahres nochmals 
verbessert hat: Es gibt höhere 
Zuschüsse für den Bau von Wald-
wegen und erstmals sind auch 
Holzlagerplätze förderfähig, um 
große Schadholzmengen künftig 
für den Markt besser zwischen-
lagern zu können. Zudem gibt es 
höhere Fördersätze und noch 
praxisnähere Fördermaßnahmen 
im Vertragsnaturschutzprogramm 
Wald, das in Zusammenarbeit 
mit der Umweltverwaltung frei-
willige Naturschutzmaßnahmen 
im Wald bezuschusst.

Weitere Informationen

Für eine kostenlose und ge-
meinwohlorientierte Beratung 
der Waldbesitzer sind die Kon-
taktdaten der Försterinnen und 
Förster der Bayerischen Forst-
verwaltung unter www.förster-
finder.de zu finden. 

Nützliche Infos für Waldinter-
essierte und Waldbesitzer sowie 
die Angebote der Bayerischen 
Forstverwaltung gibt es unter: 
www.waldbesitzer-portal.bay-
ern.de  r

13 Nistkästen für Kohlmeisen haben Gerhard Greiner und Josef 
Beer vom Bauhof angefertigt. Laut Bauhof-Leiter Jürgen Stegerer 
(re.) wurden sie bereits an Eichen an öffentlichen Plätzen ange-
bracht. Bild: Michael Hitzek

Stadt Burglengenfeld:

Kampf gegen den  
Eichenprozessionsspinner

Bekämpfung des Eichenprozessionsspinners mit einem natürlichen 
Fressfeind: Kohlmeisen sollen die Raupen mit ihren giftigen Brenn-
haaren fressen. Ähnlich wie die Nachbarstadt Maxhütte-Haidhof will 
auch die Stadt Burglengenfeld untersuchen, ob sich positive Erfah-
rungen aus den Niederlanden auf die Oberpfalz übertragen lassen.

Gerhard Greiner und Josef 
Beer vom Bauhof haben in ei-
nem ersten Schritt 13 Nistkästen 
aus Holz gebaut, die Kohlmei-
sen und anderen Meisen-Arten 
zur neuen Heimat werden sollen. 
Tipps dazu, in welcher Umge-
bung sich Kohlmeisen wohlfüh-
len, holte sich das Bauhof-Team 
vom Baumsachverständigen Di-
plom-Ingenieur (FH) Markus Au-
burger.

Franz Süß, Leiter einer Gärt- 
nerkolonne am Bauhof und zer-
tifizierter Baumkontrolleur, hat 
die Nistkästen bereits an Eichen 
an öffentlichen Plätzen befes-
tigt, an denen in den vergange-
nen Jahren der Eichenprozessi-
onsspinner aufgetreten war. Da-
zu zählen unter anderem der 
Galgenberg, der Kiebitzweg, die 

Spielplätze am Volksfestplatz 
und am Bubacher Weg sowie das 
Flussbad. An einer Eiche auf dem 
Gelände des Bauhofs können die 
Mitarbeiter direkt verfolgen, ob 
sich Kohlmeisen nach Burglen-
genfeld locken lassen und Appe-
tit auf die Raupen des Eichenpro-
zessionsspinners haben.

In der niederländischen Klein-
stadt Groesbeek hat man Medi-
enberichten zufolge gute Erfah-
rungen gemacht. „Es funktio-
niert“, berichtet die Neue Rhein/
Neue Ruhr Zeitung. „Wenn wir 
in Burglengenfeld auch so gute 
Erfahrungen machen, kann der 
Bauhof weitere Nistkästen an-
fertigen“, sagte Stadtbaumeis-
ter Franz Haneder. Angeregt hat-
te den Testlauf Stadträtin Betty 
Mulzer. r

Landkreis Pfaffenhofen a.d.Ilm:

Neues Wechselladerfahrzeug
Der Landkreis Pfaffenhofen hat für den Transport des landkreis-
eigenen, bei der Werkfeuerwehr Airbus Manching stationierten, 
Hytrans-Fire-Systems (HFS) ein neues Wechselladerfahrzeug beschafft.

„Beim Hytrans-Fire-System han- 
delt es sich um ein leistungsfä-
higes Wasserfördersystem. Die-
ses wird insbesondere bei Indus-
triebränden eingesetzt, so z.B. 
auch bei der Explosion mit an-
schließendem Großbrand auf dem 
Gelände der Firma Bayernoil 
im Jahr 2018“, so Matthias Kre-
nauer, zuständig für den Katastro-
phenschutz am Landratsamt. 

Auch bei Hochwasser

Auch bei Hochwasserlagen leis-
te das System mit der Erweite-
rung um das Flood-Modul und 
einer maximalen Förderleistung 
von 50.000 Litern pro Minu-
te wertvolle Dienste. Das neue 
Wechselladerfahrzeug mit einem 
Gewicht von 18.835 kg und ei-
ner Leistung von 375 kW auf ein-
em MAN-TGS-Fahrgestell verfügt 
über einen Aufbau der Firma HI-
AB mit Hakengerät und Hydraulik- 
ladekran (X-232E-6 HiPro).

Matthias Krenauer: „Der La-
dekran vereinfacht das Einbrin-
gen und Ausheben der schwe-
ren Schwimmkörper des Hytrans- 
Fire-Systems erheblich. Bisher 
musste dies von den Feuerwehr-
dienstleistenden per Hand ver-

richtet werden.“
Für die Anschaffung des neu-

en Fahrzeuges wurde ein Gesamt-
preis von rund 400.000 Euro fäl-
lig, davon werden vom Freistaat 
86.900 Euro getragen. Da die Be-
schaffungsmaßnahme einen wich- 
tigen Beitrag zum abwehrenden 
Brandschutz im Bereich der Groß-
industrie leistet, beteiligten sich 
auch drei örtliche Betriebe an 
den Kosten: Die Firmen Bayern- 
oil (Vohburg), Basell (Münchs-
münster) und GSB (Ebenhau-
sen-Werk) übernehmen insge-
samt einen Betrag in Höhe von 
45.000 Euro. Von den ursprüng-
lich rund 400.000 Euro muss der 
Landkreis somit nur noch rund 
268.000 Euro aus eigener Tasche 
bezahlen.

Landrat Albert Gürtner dankt 
den drei zuschussgebenden Fir-
men sehr herzlich für ihre Unter-
stützung. „Daneben geht ein gro-
ßer Dank an die Firma Airbus in 
Manching und insbesondere de-
ren Werkfeuerwehr. In gewohnt 
zuverlässiger Weise werden dort 
die Gerätschaften für den Land-
kreis betrieben. Das Hytrans-Fi-
re-System wurde auch bereits 
mehrfach erfolgreich zum Ein-
satz gebracht.“ r

 Bild: Beckenbauer, WF Airbus

http://www.demopark.de
http://www.försterfinder.de
http://www.försterfinder.de
http://www.waldbesitzer-portal.bayern.de
http://www.waldbesitzer-portal.bayern.de


KO M M U N A L FA H R Z E U G E  ·  F O R S T  ·  G A L A B A U 13GZ 1. April 2021

ABC der Kommunaltechnik: 
Mähtechnik

Eine Kernaufgabe öffentlicher Dienstleister ist 
die Grünpflege. Dazu gehört die Pflege von Bö-
schungen, das Schneiden von Hecken sowie das 
Mähen der Randstreifen. Je nach Aufgabenge-
biet kommen dabei unterschiedliche Techniken, 
Geräte und Trägerfahrzeuge zum Einsatz.

Funktionsweise

Zum Mähen des Straßenbegleitgrüns wer-
den im kommunalen Bereich vorwiegend Rota-
tionsmäher in Form von Schlegelmähern einge-
setzt. Bei diesem Mähprinzip wird eine Welle im 
Mähkopf, die meist spiralförmig mit Schlegeln 
besetzt ist, in Drehung versetzt und waagrecht 
über die Mähfläche bewegt. Der Aufwuchs wird 
somit durch Abschlagen abgetrennt. Der Vor-
teil dieses Prinzips: es ist unempfindlich gegen-
über Fremdkörpern, die im Bereich des Fahr-
bahnrandstreifens häufig vorkommen. Über ei-
nen Ausleger wird der Mähkopf an Front oder 
Heck eines Trägerfahrzeuges installiert. Mit 

dem Ausleger wird der Bewegungsradius des 
Mähkopfes erweitert und eine Anpassung an 
die Umgebung ermöglicht. Optimal geeignet 
für den Einsatz als Geräteträger für Mähtech-
nik sind Fahrzeuge mit Torsionsrahmen um die 
Seitenneigung abzufangen. Über einen zusätzli-
chen hydrostatischen Fahrantrieb lässt sich die 
Arbeitsgeschwindigkeit genau einstellen und 
das Schnittbild verbessern.

Einsatzbereiche

Zur Grünpflege gehört das Mulchen von Bö-
schungen, das Ausmähen von Leitpfosten und 
die Pflege von Buschwerk. Für jede Aufgabe im 
Nah- und Fernbereich gibt es das passende An-
baugerät. Besonders effizient sind kombinierte 
Systeme für den Ein- oder Zweimannbetrieb. Um 
die Umwelt und Insekten zu schonen, entwickeln 
Hersteller von Mähtechnik laufend innovative 
Lösungen zur Schaffung magerer Grünflächen als 
Grundlage für eine blütenreiche Vegetation. r

In Kooperation mit Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
www.gemeindezeitung.de/ABC 

GZ KOMMUNAL-

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Saubere Leistung.
Der Unimog hat auf zahlreiche Reinigungsanforder-
ungen die passende Antwort. Mit dem Unimog 
Geräteträger lassen sich öffentlicher Raum und Betriebs-
flächen schnell und einfach säubern. Frontkehrbesen 
halten beispielsweise Baustellenbereiche sauber, Hoch-
druck reinigungsbalken entfernen Staub und Schmutz 
flächendeckend und Spezial geräte wie Tunnelwasch-

geräte ersetzen eine ganze Flotte an Spezialfahrzeugen. 
Mit der ab Werk lieferbaren Vorrüstung für Aufbaukehr-
maschinen ist selbst ein Kehraufbau in kurzer Zeit auf- 
und wieder abgebaut. Der schnelle Geräte wechsel 
ermöglicht, dass in einer Arbeitsschicht gleich mehrere 
Geräte eingesetzt werden können. Mehr unter  
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

Neue forsa-Studie: 

Urbanes Grün ist 
Sehnsuchtsort und Chance

Eine repräsentative forsa-Studie der BGL-Initiative „Grün in die 
Stadt“ zur Zufriedenheit der Bevölkerung mit städtischen Grünflä-
chen ergab: Die überwiegende Mehrheit wünschte sich Ende Feb-
ruar 2021 mehr Freianlagen, mehr Parks und Aufenthaltsflächen 
in den Innenstädten. Die Bedeutung von öffentlichen Grünanla-
gen hat seit dem ersten Lockdown zugenommen – bei Menschen 
mit und ohne eigenen Garten. Begrünte und attraktive Freianla-
gen helfen auch gegen sterbende Innenstädte und bieten handfes-
te Vorteile für den Einzelhandel in der City. So würde sich eine über-
wältigende Mehrheit der Bevölkerung häufiger und länger in den 
Innenstädten aufhalten, wenn es dort mehr Grün gäbe.

Durch die Corona-Krise hat sich 
der negative Trend zum Innen-
stadtsterben deutlich verstärkt. 
Eintönige Shopping-Meilen und 
Betonwüsten, Rückzug ins Pri-
vate, florierender Online-Handel 
und kurze Click-and-Collect-Auf-
enthalte: Alles das verschlech-
tert die Zukunftsaussichten vie-

ler Innenstädte. Zunehmende 
Leerstände und freie Gewerbe-
flächen mindern die Anziehungs-
kraft der Städte weiter. Dagegen 
können innovative Grünkonzep-
te mit Wasserspielen, Fassaden-
begrünung oder mit fachkun-
dig bepflanzten und gepflegten 
Grünflächen diese Entwicklung 
umkehren. 

Vorteile für  
Kultur und Wirtschaft

So sagen 92 Prozent der Be-
fragten in der forsa-Studie, dass 
mehr Grün die Aufenthaltsqua-
lität im urbanen Raum verbes-
sern würde. Hieraus ergeben 
sich konkrete Vorteile für Kul-
tur und Wirtschaft. Denn 70 Pro-
zent der Befragten würden lä- 
nger in Städten verweilen und 73 
Prozent denken sogar, dass mehr 
Grün das Shopping-Erlebnis be-
reichern würde. Weitere Wer-
te belegen, dass gerade Jüngere 

durch Stadtgrün stärker in die In-
nenstädte strömen würden.

Attraktiv  
und pflegeaufwändig

Gleichzeitig ist die Anziehungs-
kraft bestehender Grünflächen 
weiterhin groß: Rund 38 Prozent 
der Bevölkerung nutzen Parks 
mehrmals in der Woche – egal, 
ob sie einen eigenen Garten ha-
ben oder nicht. 

Dabei stechen zwei Gruppen 
besonders heraus: Fast die Hälf-
te der 30- bis 39-Jährigen (48 
Prozent) nutzt Parks mehrmals 
die Woche. Bei den Familien mit 
Kindern unter zehn Jahren sind 
es sogar 63 Prozent. Als logische 
Folge der intensiveren Nutzung 
fällt den Befragten auf, dass sich 
der Pflegezustand ihrer Parks 
verschlechtert hat. Hier meint 
fast jeder Fünfte, dass es bei der 
Pflege von Grünanlagen Verbes-
serungsbedarf gibt. 

„Zu wenig, zu klein“

Hier besteht also dringender 
Verbesserungsbedarf. Wenn der 
Trend zur intensiveren Nutzung 
und Bedeutung urbaner Grün- 
flächen weiterhin so stark bleibt, 
dann könnte sich der Pflegezu-
stand der Grünanlagen künftig 
sogar noch verschlechtern. 

In dem Zusammenhang zeigt 

Jan Paul, Vizepräsident des BGL 
und Vorsitzender des Ausschus-
ses Stadtentwicklung Bild: BGL

die forsa-Studie weitere „Unzu-
friedenheitsfaktoren“ auf: Fast 
ein Drittel (29 Prozent) der Be-
fragten sieht bei der Anzahl der 
Grünflächen Verbesserungsbe-
darf. Ergänzend finden 19 Pro-
zent urbane Grünanlagen zu 
klein. Hiermit wird deutlich, dass 
Größe und Anzahl von Parks und 
Grünflächen für den derzeitigen 
coronabedingten Nutzungstrend 
nicht ausreichen und erweitert 
werden sollten.

„Ohne Grün  
sehen wir schwarz“

„Unsere forsa-Studie belegt, 
dass urbane Parks und Grünanla-
gen für die Menschen ungebro-
chen attraktiv sind. Und es zeich-
net sich bereits jetzt ab, dass 
das auch nach der Corona-Kri-
se so bleiben wird. Somit erfährt 
Stadtgrün einen erhöhten Nut-
zungsdruck, der intensivere Pfle-
ge nötig macht“, so Jan Paul, Vi-

zepräsident des Bundesverban-
des Garten, Landschafts- und 
Sportplatzbau e.V. (BGL). „Aber 
auch ein topaktuelles Thema 
wie der Strukturwandel in den 
Innenstädten hat bei den Men-
schen hohe Priorität. Denken wir 
die gegenwärtigen Innenstädte 
ohne Grün weiter, so sehen wir 
als BGL schwarz für die lebendi-
ge, attraktive Stadt der Zukunft.“

Weitere Informationen:
www.gruen-in-die-stadt.de/ r

Umweltminister Glauber: 

Kommunale Flächen werden  
zu Schatzkästchen der Natur

Neues Handbuch „Kommunale Grünflächen: vielfältig - artenreich - insektenfreundlich“ vorgestellt

Bayerns Kommunen sollen noch insektenfreundlicher werden. 
Um die Gemeinden, Städte und Landkreise dabei zu unterstüt-
zen, steht Bayerns Bauhöfen und deren Mitarbeitern ab sofort 
das Handbuch „Kommunale Grünflächen: vielfältig – artenreich – 
insektenfreundlich“ zur Verfügung. 

Bayerns Umweltminister Thor- 
sten Glauber betonte bei der 
Vorstellung des Projekts in Mün-
chen: „Der Artenschwund kennt 
keinen Lockdown. Jeder Tag 
zählt. Wir wollen kommuna-
le Flächen in Bayern zu Schatz-
kästchen der Natur machen. 
So sollen Artenschutz und bio-
logische Vielfalt gestärkt wer-
den. Jede einzelne Blühfläche ist 
ein neuer Trittstein im ökologi-
schen Netz Bayerns. Die Mitar-
beiter der Gartenämter, Stadt-
gärtnereien und Bauhöfe sind 
entscheidend für die insekten-
freundliche Gestaltung und öko-
logische Pflege kommunaler Flä-
chen. Wer unseren heimischen 
Insekten helfen will, braucht Wis-
sen und praktische Erfahrung. 
Und genau das liefern wir mit un-

serem neuen Handbuch.“ Beglei-
tend dazu werden bayernwei-
te Schulungen angeboten sowie 
Schulungsunterlagen und Kurz-
filme für Multiplikatoren be- 
reitgestellt. „Wir geben unseren 
Kommunen damit ein Komplett 
Paket für die Wiederansiedelung 
heimischer Insekten und die na-
turnahe Gestaltung von Flächen 
an die Hand. Blühwiesen sind 
für Kommunen in doppelter Hin-
sicht ein Gewinn: Sie verbessern 
die Ökologie und steigern die Le-
bensqualität für die Menschen“, 
betonte Glauber.

Hohe Praxisrelevanz

Zusammen mit Kooperations-
partnern – Landesbund für Vo-
gelschutz e.V., Bayerischer Land-

kreis-, Städte- und Gemeinde-
tag und Deutscher Verband für 
Landschaftspflege e.V. – hat die 
Akademie für Naturschutz und 
Landschaftspflege (ANL) im Auf-
trag des Umweltministeriums 
die Arbeitshilfen für Bauhof-Mit-
arbeiter erarbeitet. Um eine ho-
he Praxisrelevanz sicherzustel-
len, wurde eine projektbegleiten-
de Arbeitsgruppe bestehend aus 
Mitarbeitern von Bauhöfen, Na-
turschutzbehörden, Landschafts- 
pflegeverbänden und Kreisfach-
beratern eingesetzt. Jede der 
über 2000 Kommunen und 25 
kreisfreien Städte in Bayern be-
kommt ein Exemplar des Bau-
hof-Ordners. Die Schulungen star-
ten als Online-Veranstaltungen 
und werden, sobald die Coro-
na-Pandemie es erlaubt, in Prä-
senz angeboten. Das Projekt 
„Kommunale Grünflächen: viel-
fältig – artenreich – insekten-
freundlich“ ist ein zentrales Hand-
lungsfeld des Blühpakts Bayern.
www.bluehpakt.bayern.de  r

Unimog 1948 erstmals auf einer Messe vorgestellt
1948 hieß der Unimog noch nicht Mercedes-Benz Unimog, sondern 
er gehörte zur Göppinger Maschinenfabrik Boehringer. Auf der Mes-
se der Deutschen Landwirtschaftlichen Gesellschaft (DLG) 1948 in 
Frankfurt am Main war er damals eine kleine Sensation.

Erstmals hatte ein Acker-
schlepper zwei Sitzplätze, Lade-
fläche, Allradantrieb, gefeder-
te Achsen und 50 km/h Höchst-
geschwindigkeit. Der als Antrieb 
vorgesehene Vierzylinder-Die-
selmotor von Daimler-Benz mit 
25 PS weckte bei allen Neuerun-
gen Vertrauen.

Erstpräsentation  
mit 150 Bestellungen 

Erstmals einer breiteren Öf-
fentlichkeit präsentiert, fand er 
hohe Akzeptanz: Die Boehrin-
ger-Mannschaft fuhr mit 150 
Bestellungen im Gepäck nach 
Hause. Über 600 Unimog wur-

bevor das Universal-Motorgerät 
ab 1951 in Gaggenau und danach 
in Wörth als Mercedes-Benz Uni-
mog produziert wurde.

2021 feiert Daimler 75 Jahre 
Unimog. Der erste Prototyp ent-
stand 1946.  r

1948 war der Unimog eine sensationelle Neuheit auf der Land-
wirtschaftsmesse der DLG in Frankfurt/Main Bild: Daimler.com

den dann ab Februar 1949 bei 
Boehringer in Göppingen gebaut, 

https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/3737-gz-5-2021-abc-der-kommunaltechnik
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/service/marktplatz/93-henne-nutzfahrzeuge
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/3737-gz-5-2021-abc-der-kommunaltechnik
https://www.gruen-in-die-stadt.de
http://www.bluehpakt.bayern.de
http://www.bluehpakt.bayern.de
http://www.Daimler.com
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Ich bin Erster Bürgermeister 
der Stadt Haßfurt, einer Stadt 
mit ca. 14.000 Einwohnern.
Wann haben Sie Ihr Amt an-
getreten? 

Am 01. Mai 2014.
Was war Ihr persönlicher An-
reiz in die Kommunalpolitik zu 
gehen?

Bereits als Jugendlicher war 
ich politisch interessiert und 
engagiert. Das erste Mal kan-
didierte ich 1984 für ein poli-
tisches Amt. 1995 rückte ich 
in den Stadtrat nach und von 

Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

Neues ISEK; Umbau des 
Bahnhofsumfeldes (die DB 
baut derzeit unseren Bahnhof 
barrierefrei um); Energiewen-
de und Klimaschutz in Verbin-
dung mit unserem Energie-
konzept; Mobilität, Ergänzung 
des Radwegenetzes in Verbin-
dung mit einem Gesamtver-
kehrskonzept; Neubau einer 
weiteren Kindertagesstätte; 
Die Frage nach Photovoltaik 
auf den Dächern der Altstadt; 
Klärschlammverwertung. 

Günther Werner
Erster Bürgermeister der Stadt Haßfurt 

Bezirksvorsitzender der kreisangehörigen 
Verbandsmitglieder in Unterfranken, 

Bayerischer Städtetag

1996 bis 2002 war ich stellvertretender Bürger-
meister. Der Reiz der Kommunalpolitik liegt da-
rin, dass anders als in der großen Politik, man 
vor Ort direkt mitgestalten kann und die Aus-
wirkungen sofort registriert.

Wie haben Sie sich vorbereitet? 
Die Erfahrungen aus der früheren Stadtrat-

stätigkeit und die Zeit als stellvertretender Bür-
germeister haben mir geholfen.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Breitband; zweite Zufahrt zu einem 10 ha 
großen Gewerbegebiet; die Frage nach dem 
Bau einer neuen Sporthalle.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Corona; die Ausweisung neuer Wohn- und 
Gewerbegebiete; Innenverdichtung; Digitalisie-
rung; Strategieentwicklung im Modellprojekt 
Smart Cities; Bau einer neuen Sporthalle. 

Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Tritt nicht in die Fußstapfen des Vorgängers /
der Vorgängerin, sondern gehe Deinen eigenen 
Weg; sei immer offen, ehrlich und bürgernah. 
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Ständig, in allen möglichen Varianten. Das 
sind unter anderem Präsenzbesprechungen,  
Telefongespräche, Videokonferenzen, 4-Augen-
Gespräche.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Der Einfluss der Digitalisierung wird ständig 
zunehmen. Denken Sie an das OZG, Hybridsit-
zungen oder welche Ideen während der Pande-
mie realisiert wurden, an die im Jahr 2018 noch 
niemand gedacht hätte. Die Digitalisierung 
wird viele Erleichterungen schaffen aber auch 
eine Herausforderung bedeuten. 
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

„Geht nicht – gibt’s nicht. Es gibt immer ei-
ne Lösung.“
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Darüber fragen Sie mich bitte am Ende mei-
ner Zeit als Bürgermeister.  r

Umweltminister Thorsten Glauber: 

Paket zur bayernweiten  
Besucherlenkung in Arbeit

Modellprojekt im Oberallgäu startet
Das Umweltministerium bringt ein Konzept zur Stärkung von 
nachhaltigen Naturerlebnissen und Besucherlenkung auf den 
Weg. Ziel ist es, ökologisch sensible Gebiete dabei noch besser als 
bisher zu schützen. Dazu betonte Bayerns Umweltminister Thors-
ten Glauber: „Unser Ziel ist ein Konzept für die Besucherlenkung 
in den Naturerlebnis-Hot Spots in ganz Bayern. Dazu entwickeln 
wir einen Naturerlebnis-Baukasten. Das Freizeitverhalten ändert 
sich. Unsere Natur wird zu einem wahren Tourismusmagnet. Ge-
rade in Zeiten von Corona brauchen wir Lösungen für ein harmo-
nisches Miteinander von Mensch und Natur. Ein Ausgleich der 
Interessen soll durch eine bestmögliche Lenkung der Besucher ge-
lingen. Nicht jedes Eck Bayerns darf touristisch erschlossen wer-
den. Besonders sensible Gebiete müssen geschützt bleiben.“

Zur Stärkung von Naturer-
lebnissen soll ein neuer Natur-
erlebnis-Baukasten entwickelt 
werden. Der Baukasten soll ins-
besondere die Kommunen un-
terstützen und baut dabei vor 
allem auf den Erfahrungen aus 
den Nationalparken und den Be-
sucher-Hotspots im Alpenraum 
auf. Glauber: „Eine Naturerleb-
nis-Matrix soll bereits erprob-
te Instrumente der Besucher-
lenkung sammeln und bewer-
ten sowie Finanzierungsmög-
lichkeiten aufzeigen. So können 
bewährte Instrumente einer Re-
gion auf andere Regionen über-
tragen werden. Zudem sollen 
die örtlichen Besucherlenkungs-
initiativen besser vernetzt und 
eine neue Struktur der Zusam-
menarbeit zwischen ehrenamt-
lichen und hauptamtlichen Ak-
teuren modellhaft erprobt wer-
den. Die Nationalparke können 
mit guten Ideen Pate der Regio-
nen sein.“

Inhalt des Naturerlebnis- 
Baukastens sind  
verschiedene Elemente

Kommunikation und Öffentlich- 
keitsarbeit: Neben dem bay-
ernweit laufenden Wettbewerb 
„Ausgewildert“ des Umwelt-
ministeriums sollen regiona-
le Kampagnen den Menschen 
die schützenswerte Natur nä-
herbringen. Eine zentrale Dach-
marke mit eigenem Internetauf-

tritt wird Angebote für Kommu-
nen und Informationen für Bür-
ger zusammenführen.
Technik: Der Einsatz technischer 
Geräte und die Vernetzung mit 
digitalen Angeboten sollen er-
probt werden. Besucherzählge-
räte sollen Daten für digitale An-
gebote liefern, über die Ausflugs- 
ziele bereits von Zuhause aus 
erkundet werden können. Auch 
der Einsatz von „Digital-Ran-
gern“, die Besucherinformati-
on und Besucherlenkung über 
Online-Plattformen und Sozia-
le Medien betreiben, soll ausge-
baut werden. Experimentell soll 
der Einsatz von Drohnen für die 
Arbeit der Ranger getestet wer-
den, insbesondere in schwer zu-
gänglichem Gelände.
Beschilderung und Besucher- 
infrastruktur vor Ort: Durch ei-
ne verbesserte Beschilderung 
von Wanderwegen und beson-
deren Naturräumen oder Anla-
ge von Beobachtungsstationen 
soll direkt im Gelände für die 
Naturschätze der jeweiligen Re-
gion sensibilisiert werden.
Persönliche Ansprechpartner: 
Ranger, Gebietsbetreuer und 
Naturschutzwächter sind als 
Berater vor Ort und in den Be-
sucherzentren tätig. Diese Tä-
tigkeiten sollen in verschiede-
nen Regionen noch weiter aus-
gebaut werden. Die Gebiets-
betreuung wird durch den 
Bayerischen Naturschutzfonds 
gefördert, und in der neuen För-

derperiode stehen dafür ab 1. 
April 2021 für weitere drei Jahre 
über 7,7 Millionen Euro zur Ver-
fügung. Damit kann die Betreu-
ung von 55 ökologisch sensib-
len und hochwertigen Gebieten 
fortgesetzt werden. Gefördert 
durch das Bayerische Umwelt-
ministerium wurden seit Ende 
2018 in den bayerischen Natur-
parken rund 40 neue Ranger-
stellen geschaffen. In den kom-
menden Monaten sollen weite-
re 20 Rangerstellen hinzukom-
men.
Förderung: Zusätzlich wird ein 
neuer „Förderbereich“ zum The-
ma Naturerlebnis und Besucher-
lenkung geschaffen. In diesem 
Zusammenhang werden die be-
stehenden Fördermöglichkeiten 
neu strukturiert und erweitert. 
Ziel ist insbesondere die Schaf-
fung neuer, naturverträglicher 
Fördertatbestände im Rahmen 
der Erfahrung von Naturerleb-
nissen mit entsprechender Be-
sucherlenkung.

Eine erste Musterregion für 
Besucherlenkung entsteht aktu-
ell im Oberallgäu für den baye-
rischen Alpenraum. 500.000 Eu-
ro stehen dafür zur Verfügung, 
die gemeinsam mit den Betei-
ligten in der Region für innovati-
ve Maßnahmen eingesetzt wer-
den.  r

Erster Bürgermeister Kurt Krömer (Vierter von links) zusammen 
mit Vertretern von Bündnis 90/Die Grünen. Bild: Stadt Stein

Steiner Kinderhaus freut 
sich über Baumspende

Vor dem Steiner Kinderhaus im Pfarrweg wurde ein Baum ge-
pflanzt. Gespendet hatte den Feldahorn der Ortsverband Bündnis 
90/Die Grünen. Die Initialzündung gab allerdings der zehnjährige 
Eric. Der Bub spendete von seinem eigenen Taschengeld der Stadt 
Stein im Oktober des vergangenen Jahres einen Baum. Eine tolle 
Idee, die nun der Ortsverband der Grünen übernahm. 

Anwesend bei der sym-
bolischen Pflanzung war ne-
ben den Vertretern von Bünd-
nis 90/Die Grünen auch Steins 
Erster Bürgermeister Kurt Krö-
mer: „Mich freut es, dass die 
Baumspenden weiterhin so ak-
tiv betrieben werden und sich 
in unserer Stadt immer wieder 
Baum-Spender finden. Dafür ein 
herzliches Dankeschön.“

Klimaschutz und  
Nachhaltigkeit

Mit dem Feldahorn wurde 
ein Baum gewählt, der klima-
resistent und so für die nächs-
ten Jahrzehnte widerstands-
fähig ist. Dietmar Oeder, Orts-

sprecher vom Bündnis 90/Die 
Grünen: „Für uns Grüne gibt es 
keine schönere Kombination 
aus Klimaschutz und Nachhal-
tigkeit als einen Klimabaum vor 
dem Kinderhaus zu pflanzen. Es 
ist schön zu wissen, dass dieser 
Baum auch in 100 oder 200 Jah-
ren noch stehen wird“.

Animation zum Mitmachen

Mit ihrer Baumspende wol-
len die Steiner Grünen einer-
seits einen Beitrag zum Klima-
schutz leisten und andererseits 
auch andere Vereine und Insti-
tutionen dazu animieren sich für 
Bäume auf öffentlichem Grund 
zu engagieren. r

Landkreis Cham nimmt  
an Modellprojekt „WICOVIR“ teil

Der Landkreis Cham, das Staatliche Schulamt und 20 Grund- und 
Mittelschulen des Landkreises sind Projektpartner der Studie 
„WICOVIR“ (Wo ist das Corona Virus?), welche durch den Regens-
burger Professor Dr. Michael Kabesch, Chefarzt und Klinikleiter 
der Klinik St. Hedwig wissenschaftlich begleitet wird.

„Gerade die Situation der 
Schülerinnen und Schüler der 
Grundschulen im Landkreis 
Cham beschäftigt mich seit vie-
len Wochen. Hohe Infektions-
werte lassen es aber schon rein 
rechtlich nicht zu, die Schulen 
beliebig zu öffnen. Deshalb ist es 
mir wichtig, dass eine tragbare 
Konzeption entwickelt wird, die 
eine wirkliche und nachhaltige 
Öffnungsperspektive zum Ziel 
hat. Das Modellprojekt WICO-
VIR bietet diese Möglichkeit.“, 
so Landrat Franz Löffler.

Ab Mitte März werden im 
Rahmen einer Studie mehr als 
600 Kinder, die sich ohnehin ak-
tuell in der Notbetreuung befin-
den, auf freiwilliger Basis zwei-

mal getestet, um einen Über-
blick über das Infektionsgesche-
hen zu bekommen.

Auswertung im 
Pooling-Verfahren

Kern des Projektes sind Gur-
geltests, die mittels eines so-
genannten Pooling-Verfahrens 
ausgewertet werden können. 
„Bereits im Herbst letzten Jah-
res haben wir grundsätzliche Er-
fahrungen mit diesem System 
in Regensburg gemacht. Nun ist 
es an der Zeit, die Skalierbarkeit 
dieses Ansatzes auch auf Flä-
chenlandkreise zu adaptieren. 
Von daher hat es mich außeror-
dentlich gefreut, dass mich Herr 
Landrat Löffler vor wenigen Wo-
chen kontaktiert und eine Zu-
sammenarbeit angeboten hat. 
Zusammen mit dem Schulamt 
und den Grundschulen werden 
wir die Gurgeltests durchfüh-
ren.“, so Professor Dr. Kabesch.

Gurgeltests basieren auf 
dem PCR-Testverfahren, wel-
che im Gegensatz zu den Anti-

gen-Schnelltests bereits bei ei-
ner niedrigeren Viruslast re-
agieren. Damit ist es möglich, 
Infektionsketten früher zu un-
terbrechen und das Infektions-
geschehen einzudämmen. Beim 
Pooling werden max. 30 Einzel-
tests zu einem Gesamttest zu-
sammengeführt und ausgewer-
tet. Erst wenn in einem Pool ein 
positives Ergebnis vorhanden 
ist, werden individuelle Rück-
stellproben gezielt untersucht, 
um den infizierten Patienten zu 
identifizieren. Die Testergebnis-
se sollen noch am gleichen Tag 
vorliegen.

„Es kam mir besonders darauf 
an, dieses Projekt noch vor den 
Osterferien zu starten, um keine 
Zeit zu verlieren. Die Erkenntnis-
se daraus sollen Aufschluss dar- 
über geben, ob und unter wel-
chen Voraussetzungen nach Os-
tern ein Grundschulbetrieb für 
alle Kinder möglich ist. Ich dan-
ke der gesamten Schulfamilie, 
vor allen Dingen den Schülern 
und Eltern, die jetzt an diesem 
Projekt teilnehmen. Sie leis-
ten einen wichtigen und vor al-
lem konstruktiven Beitrag, der 
am Ende des Tages allen Schul-
kindern einen sicheren Schul-
besuch ermöglichen kann.“, so 
Löffler abschließend. r

Die Leiterinnen der Grundschulen in Arrach, Hohenwarth-Grafen-
wiesen und Mitterdorf mit Professor Dr. Michael Kabesch, Schul-
amtsdirektor Rudolf Hofmann und Landrat Franz Löffler.
 Bild: Schuhbauer

Inklusionspreis des 
Bezirks Oberpfalz

Da die Corona-Pandemie auch 
weiterhin einen Festakt zur 
Preisverleihung des Inklusions-
preises unmöglich macht, hat 
der oberpfälzische Bezirkstags-
präsident Franz Löffler die Trä-
ger des Inklusionspreises 2020 
bekannt gegeben. Der Preis ist 
mit jeweils 3.000 Euro dotiert.

„Der Preis ist Lob und Aner-
kennung für das ehrenamtli-
che Engagement für Menschen 
mit Behinderungen und will zur 
Nachahmung anregen“, betonte 
Franz Löffler. 

Preisträger für 2020 sind das 
Netzwerk Inklusion (Landkreis 
Tirschenreuth) mit dem grenz- 
überschreitenden Projekt „De-
mokratie-Werkstatt für alle“, die 
„Kontaktgruppe für Menschen 
mit und ohne Behinderung“ in 
Furth im Wald (Landkreis Cham) 
und der „Behinderten und Re-
habilitations-Sportverband Bay-
ern e.V. – Bezirk Oberpfalz“ .  DK
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„Eigentlich brauche ich 
keinen neuen Anzug.“ Mein 
Chef, der Bürgermeister, re-
agierte etwas verwundert 
auf meine Erinnerung an sei-
nen jährlichen Besuch des 
besten Herrenausstatters in 
der Stadt. 

In normalen Zeiten bün-
delt er den Klamottenkauf 
auf ein, maximal zwei Ter-
mine im Jahr, weil er einkau-
fen hasst. Aber andererseits 
ist er eitel genug, um immer 
auch ein Auge auf Modetrends zu haben. Zu-
dem sind Anzüge, weiße oder blaue Hemden 
sowie passende Krawatten, Socken und Schu-
he ja quasi die Berufskleidung eines Kommu-
nalpolitikers in seiner Stellung. OK, gut, waren 
mal die Berufskleidung.

Angefangen hat alles damit, dass mehr und 
mehr Entscheider aus Politik, Wirtschaft und 
Kultur darauf verzichtet haben, sich eine Kra-

watte umzubinden. Was früher einmal zum 
unhinterfragten Morgenritual gehörte, näm-
lich sich den Schlips zu binden oder – extrava-
gant – eine Fliege anzulegen, wurde zunächst 
ins Büro verlagert, weil man die Krawatte nur 
noch umband, wenn Besuch kam oder ein 
wichtiger Termin bevorstand. Nach und nach 
aber wurden selbst bei den wichtigsten Termi-
nen immer mehr Männer ohne Krawatte ge-
sehen: Vorstandsvorsitzende von Automobil-
unternehmen präsentierten ohne Schlips und 
in Sneakers neue Modelle oder Geschäftszah-
len, Spitzenpolitiker traten nach Wahlen oben 
ohne vor die Kameras – und das nicht nur bei 
Wahldesastern. Mittlerweile sind Krawatten 
jenseits englischer Privatschulen eine ausster-
bende Spezies.

Der nächste Schlag traf den Schuh. Früher 
war es nicht unüblich, bei einer ersten Be-
gegnung mit einem Menschen auf die Schu-
he zu schauen. Sie gaben Auskunft über die 
wirtschaftlichen Verhältnisse (handgenäht 
oder industriell, neu oder abgetragen), vor 
allem aber über Sekundärtugenden wie Um-
sicht, Fleiß, Sauberkeit oder Akribie. Denn 
auch ein alter, nicht teurer Schuh konnte was 
hermachen, wenn er gut gepflegt, gewienert 
und blitzblank war. Alles vorbei. Heute ist an 
Fußkleidung wirklich alles üblich geworden. 

Nicht nur die klassischen Bu-
dapester oder Derby, nein 
auch Monks, Boots, Norwe-
ger-Style (grauenvoll) und 
die unvermeidlichen Snea-
kers gibt es jetzt an Politiker- 
und Geschäftsmännerfüßen. 
Auch andere eherne Regeln 
wie cognacfarbene Schu-
he nur dann, wenn auch der 
Gürtel cognacfarben ist, sind 
auf dem Rückzug. Schade.

Und jetzt auch noch Coro-
na und der Trend zum Arbei-

ten zuhause. Wer macht sich denn da schon 
die Mühe, sich wenigstens einigermaßen bu-
sinessstyle anzuziehen? Bei Videokonferenzen 
sieht man Pullis, T-Shirts, Polos und nur ab und 
zu macht sich der Partner die Mühe, ein Hemd 
überzuwerfen. Aber Vorsicht: Gestreifte Hem-
den gehen bei etwas schlechterer Bildqualität 
gar nicht! Wirkt absolut unruhig.

Welche Langzeitfolgen das haben wird, dar-
über wird aktuell gerätselt. Sicherlich wird die 
im Kollegenkreis mittlerweile sprichwörtliche 
Aussage eines 15jährigen, der auf die Mah-
nung des Vaters, sich mal aus dem Schlafan-
zug herauszuschälen, mit den Worten „Den 
Schlafi zieh ich nach dem Unterricht aus“ kon-
terte, Geschichte sein, wenn mal wieder Prä-
senz- statt Distanzunterricht von zuhause aus 
angeboten wird.

Aber sonst? Frühere Weisheiten wie die von 
Karl Lagerfeld, wonach jemand, der im Jog-
ginganzug auf die Straße geht, die Kontrolle 
über sein Leben verloren habe, sind ja obsolet, 
wenn das Leben eben nicht mehr auf der Stra-
ße, sondern vor dem Laptop stattfindet. Wer-
den wir alle im Büro künftig rumlaufen wie 
Studienräte in Jeans, Holzfällerhemd und San-
dalen? Wollen wir das wirklich?

Mein Chef, der Bürgermeister, wird dennoch 
seinen Termin beim Herrenausstatter wahr-
nehmen, auch wenn er seine Anzüge nicht ab-
genutzt hat. Schon allein, um dieses mittel-
ständische Geschäft in den schweren Zeiten zu 
unterstützen. Und wer weiß, vielleicht wird es 
nach einer Phase des modischen Laissez-faire 
einen Pendelschlag in die andere Richtung 
geben, hin zum gut gekleideten Mann. Dazu 
passt eine Sentenz von Coco Chanel: „Mode 
ist vergänglich. Stil niemals“.

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Stil ist unvergänglich

Digitalstrategie für „Modellregion Smart Cities“ im Fichtelgebirge steht: 

Landkreis Wunsiedel 
startet in die digitale Zukunft

Telekom begleitet den Landkreis als Partner für die Digitalisierung  
Fördermittel machen die Region zukunftsfest 

Für den Landkreis Wunsiedel im Fichtelgebirge steht die digitale 
Zukunft vor der Tür. Gemeinsam mit dem Projektpartner Deutsche 
Telekom wurde die neue Digitalstrategie entwickelt und jetzt vom 
Landkreis verabschiedet. Sie ist Teil des Kreisentwicklungskon-
zeptes 2030 für das Projekt „Smartes Fichtelgebirge“. Digitalisie-
rung bedeutet hier mehr als den reinen Ausbau der Infrastruktur. 
Sie betrifft zukünftig fast alle Lebensbereiche. Ob Digitale Bildung 
und Verwaltung, Mobilität oder Telemedizin: der Landkreis geht 
als „Smart Region“ voran. Mit attraktiven Anreizen für die Wirt-
schaft, aber auch als lebenswertes Wohngebiet mit Zukunft. 

Landrat Peter Berek: „Hier 
im Fichtelgebirge schätzen wir 
unsere hohe Lebensqualität, 
denn in unserer ländlichen Regi-
on gelingt es, Raum für die Fa-
milie und berufliche Perspekti-
ven hervorragend in Einklang zu 
bringen. Dank digitaler Möglich-
keiten werden wir hier noch ei-
nen großen Schritt nach vorne 
machen. Unsere Bürger*innen 
haben den Prozess „Smartes 
Fichtelgebirge“ engagiert und 
kreativ begleitet. Dank ihrer Ide-
en können wir hier im ländlichen 
Raum das vorhandene Umwelt-
bewusstsein, unsere wirtschaft-
liche Leistungsfähigkeit und un-
sere gesellschaftliche Solidarität 

künftig noch besser gleichwertig 
befördern“. 

Digitalisierung =  
Zukunftsfähigkeit

Der Landkreis setzt auf den 
konsequenten Breitband- und 
Mobilfunkausbau, wozu auch 
die 5G-Technologie gehört. Die 
Telekom ist dabei Partner für Di-
gitalisierung. Sie bringt das nö-
tige Know-how für die Planung 
digitaler Services mit ein. Ge-
wünscht sind unter anderem 
Maßnahmen zur digitalen Bil-
dung, Mobilität und digitalen 
Verwaltung sowie für Landwirt-
schaft und Tourismus. Geplant 

ist auch ein neuer Begleiter für 
den Alltag: die „Fichtel-App“.

Grundlage für die digitale Trans- 
formation ist eine Smart City-Da-
tenplattform. Hier laufen alle In-
formationen der digitalen An-
wendungen in einer Stadt oder 
Region zusammen: aus der Ver-
waltung, zum Verkehr, aus Fahr-
plänen und Verlauf der ÖP-
NV-Verbindungen, Besucherströ-
men oder auch Wetterdaten. Al-
le Daten können miteinander 
verknüpft und ausgewertet wer-
den. Beispiel Mobilität: Der Ab-
gleich von Wetter- und Ver-
kehrsdaten ermöglicht eine intel-
ligentere Verkehrsführung. Droht 
Schlechtwetter, sind Busse ge-
fragter als Leihfahrräder und ih-
re Anzahl kann rechtzeitig ange-
passt werden. Steigen die Emis-
sionswerte an den Messpunk-
ten in der Stadt, empfiehlt sich 
eine Umleitung des Verkehrs. 
Auch die Auslastung der Park-
plätze oder die Ampelschaltung 
ließe sich über Datenanalyse ak-
tiv steuern, vor allem zu Groß- 
events wie den Luisenburg-Fest-
spielen. Echtzeitdaten können 
zudem der Kreisstadt Selb hel-
fen, eine aktive Verkehrssteue-
rung im Zuge der Deutsch-Tsche-
chischen Freundschaftswochen 
2023 zu etablieren.

Zentrum für Innovation und 
Akademie für Verwaltung

„Freiraum für Macher“: Das 
Markenzeichen der Region trägt 
die Botschaft im Namen. Und 
Macher von heute setzen auf 
Digitalisierung. Gründer*innen 
und Unternehmen aus der Re-
gion sollen schon bald von ei-
nem Zentrum für Innovation 
profitieren. Für eine erfolgrei-
che Verbindung von Arbeiten 
und Leben im ländlichen Raum. 
Das „Rural Lab“ soll dabei die 
überregionale Zusammenarbeit 
unterstützen. Ein besonderer 
Handlungsdruck liegt auf den 
Verwaltungs-Einrichtungen: Das 
Onlinezugangsgesetz kommt. 
Dafür wird die Belegschaft mit 
einer neuen Akademie fit für 
das digitale Rathaus gemacht.

Gemeinsam  
die Zukunft gestalten

Die Region Fichtelgebirge ist 
einer der Sieger des Wettbe-
werbs „Modellprojekte Smart 
Cities“ 2019. Überzeugen konn-
te die Bewerbung des Fichtelge-
birges vor allem durch die enge 
Einbindung der Bürger*innen. 
Sie ist auch Kern des „Co-Crea-
tion“ Konzepts der Telekom. Bei 
der Planung für eine ganze Regi-
on steht das erfolgreiche Zusam-
menspiel aller Interessensgrup-
pen im Vordergrund. „Wir freu-
en uns, dass der Zukunftsplan 
für den Landkreis Wunsiedel im 
Fichtelgebirge jetzt steht“, sagt 
Michael Frank, Leiter Smart City 
Telekom. „Und zwar ganz nach 
den Wünschen aller Beteiligten. 
Denn nur mit der breiten Akzep-
tanz gelingt der ambitionierte 
Wandel, für eine zukunftsfähi-
ge Region, auch über Generati-
onen hinweg.“  

Die Macher 

Wie die Fördergelder inves-
tiert werden, bestimmen die 
Menschen vor Ort aktiv mit. 
Zentrale Anlaufstelle für die in-
tensive Zusammenarbeit ist die 
Online-Mitmachplattform. Bei 
einer Bürgerwerkstatt stimm-
te die Öffentlichkeit über die 
wichtigsten Aufgaben ab. Erste 
Projekte gehen nun in die Aus-
schreibung. Die Telekom beglei-
tet Städte und Kommunen auf 

Schutzmaßnahmen  
für Schwalben

Landesbund für Vogelschutz und Landratsamt  
Bad Tölz-Wolfratshausen starten gemeinsame Aktion

Rauch- und Mehlschwalben gehören seit Menschengedenken im 
Sommer zum dörflichen Umfeld dazu. Früher waren sie Symbo-
le für das häusliche Glück und zugleich ein natürlicher Schutz vor 
schädlichen Insekten. Heutzutage stehen ihnen bei uns immer 
weniger Nistmöglichkeiten zur Verfügung. Daher werden sie im 
Landkreis Bad Tölz-Wolfratshausen in Sachen Wohnungsbau von 
der Kreisgruppe des Landesbund für Vogelschutz (LBV) und der 
unteren Naturschutzbehörde unterstützt. 

Rauch- und Mehlschwalben 
überwintern in Afrika und sind 
Kulturfolger. Zur Brutzeit kom-
men sie zu uns nach Bayern und 
bauen ihre Nester an Gebäu-
den. Die Nützlinge verfüttern 
während der Aufzucht der Jung-
vögel pro Gelege ungefähr 1 Ki-
logramm Fliegen und andere In-
sekten. Inzwischen fehlen ihnen 
häufig Nistmöglichkeiten, insbe-
sondere im Bereich moderner 
Laufställe und renovierter Fas-
saden. Rauchschwalben brüte-
ten in der Vergangenheit be-
vorzugt an Balken oder Ecken in 
dunklen, niedrigen Ställen. 

Als neue Nistmöglichkeit an 
Lauf- und Offenställen kann 
der neu entwickelte „Schwal-
benwinkel“ Abhilfe schaffen. 
Mehlschwalben bauen als Ko-
loniebrüter gemeinsam kugeli-
ge Lehmnester unter Dachvor-
sprüngen an Stein- oder Holzfas-
saden. Durch die Versiegelung 
der Landschaft stehen ihnen im-
mer weniger offene Bodenstel-
len für die Materialbeschaffung 
zur Verfügung. Mehlschwalben 
können durch Kunstnester un-
terstützt werden. Besonders er-
folgreich funktioniert die An-

nahme der Nisthilfen durch die 
gesellig brütenden Vögel dort, 
wo bereits andere Mehlschwal-
ben brüten.

Einige Landwirte, wie Kaspar 
Fischer aus Gaißach, haben sich 
bereits beim LBV gemeldet und 
beteiligen sich an der Aktion. 

Interessierten Landwirtin-
nen und Landwirten werden die 
Nisthilfen von der unteren Na-
turschutzbehörde am Landrats- 
amt kostenfrei zur Verfügung 
gestellt. Der LBV übernimmt die 
Verteilung und steht bei der An-
bringung gerne beratend und 
unterstützend zur Seite. 

Ausstellung und Infos

Eine Ausstellung zu Gebäu-
debrütern kann bis zum 15. Ap-
ril im Schaufensterbereich der 
Sparkasse in Bad Tölzbesichtigt 
werden. Weitere Informatio-
nen zu Natur- und Vogelschutz 
im Landkreis Bad Tölz-Wolfrats-
hausen gibt es online unter:
https://www.lra-toelz.de/fach-
bereich-natur
https://bad-toelz.lbv.de/un-
s e r e - a r b e i t / v o g e l s c h u t z /
geb%C3%A4udebr%C3%BCter/

V.l.: Werben gemeinsam für Nisthilfen für Schwalben: Walter 
Wintersberger (LBV-Kreisgruppe Bad Tölz-Wolfratshausen), Han-
na Heither (untere Naturschutzbehörde im Landratsamt) und 
Kaspar Fischer (Landwirt aus Gaißach)
 Bild: Landratsamt Bad Tölz-Wolfratshausen

ihrem Weg in die digitale Zu-
kunft. Sie bringt das gebündelte 
Know-how als Anbieter von di-
gitaler Infrastruktur mit ein. Ein 
besonderer Pluspunkt: die lang-
jährige Smart City Expertise. Als 
erfahrener Dienstleister im Pub-
lic-Bereich sind den Expert*in-
nen die Prozesse der öffentli-
chen Hand bestens vertraut. 
Dies betrifft insbesondere den 
Umgang mit Ausschreibungs-
prozessen und Förderprogram-
men.
Mehr Informationen zu Smart 
City bei der Telekom unter  
https://public.telekom.de/un-
sere-loesungen/smart-city und 
https://smartcity.telekom.com/
de/. r

„stadt.land.smart“-Bewerbung: 

Es geht um 17,5 Millionen
Im Interkommunalen Ausschuss von Stadt und Landkreis Würz-
burg ging es beim Zukunftsthema Digitalisierung um eine wich-
tige Weichenstellung. Fortan kämpft man nach Empfehlung des 
Ausschusses gemeinsam um eine Förderung in Millionen-Höhe. 
„stadt.land.smart“ ist die Überschrift zu einem Konzept, das fünf 
Jahre den Prozess der smarten Vernetzung begleiten soll. 

Das Bundesinnenministerium 
wählte für die diesjährige Aus-
schreibung den Fokus „#Ge-
meinsam aus der Krise: Raum 
für die Zukunft“. Projektlei-
ter Klaus Walther, vom Fachbe-
reich Wirtschaft, Wissenschaft 
und Standortmarketing bei der 
Stadt Würzburg: „Wir haben be-
reits zwei Bewerbungsrunden 
absolviert und erörtern schon 
seit 2017 mit allen maßgebli-
chen Partnern welche Schritte 
auf dem Weg zur Smart City die 
wichtigsten sind. Unsere Bewer-
bung konnte reifen und aller gu-

ten Dinge sind bekanntlich drei. 
Nun bewerben wir uns erstmals 
zusammen mit dem Landkreis 
und können so noch größere Sy-
nergieeffekte vorweisen.“

Menschlich aus der Krise

Auch bei den Themenschwer-
punkten geht man neue We-
ge. „Menschlich aus der Krise“ 
heißt der Untertitel der Bewer-
bung. Man möchte Digitalisie-
rung bewusst aus der Perspek-
tive aller BürgerInnen denken, 
die nicht mit Smartphone auf-
gewachsen ist, oder die aus un-
terschiedlichen Gründen, die 
üblichen Angebote nicht nut-
zen. Es gilt eine „soziale Resili-
enz“ zu entwickeln, das heißt: 
sich ergänzende digitale und 
analoge Angebote anzubieten, 
die insbesondere in Krisenzei-
ten, die Menschen nicht einsam 
zurücklassen. Von der Nach-
barschaftshilfe bis zu Leihgerä-
ten gibt es viele Bausteine, die 
nun zum Konzept ausgearbei-
tet werden müssen. „Die Re-
gion um die Single-Hauptstadt 
Würzburg möchte in fünf Jahren 
ein Spezialist in der Prävention 
von Vereinsamung werden, von 
dem andere Kommunen dann 
viel lernen können. Corona war 
und ist nicht nur eine medizini-
sche Herausforderung. Die Kri-

se hat uns noch einmal deut-
lich vor Augen geführt, dass wir 
auch mit wichtigen Informatio-
nen und Angeboten heute nicht 
alle so erreichen, wie wir uns 
das idealerweise vorstellen.

Krisen hängen manche Men-
schen ab. Wir wollen das nicht 
akzeptieren und viele Facetten 
der Bürgerbeteiligung dagegen-
setzen“, betont Oberbürger-
meister Christian Schuchardt.

Wichtiger Entwicklungsimpuls

Die Bewerbung setzt zudem 
noch weitere Schwerpunkte: 
beispielsweise kommunale An-
passungen im Sinne des Klima-
schutzes, die Vernetzung der 
Verwaltung nach innen oder ein 
Ausbau von Open-Data-Plattfor-
men. BürgerInnen sollen öffent-
liche Daten besser für sich nut-
zen können als bisher. Landrat 
Thomas Eberth sieht das Kon-
zept als wichtigen Impuls für die 
Landkreisentwicklung: „Es geht 
um viel – auch finanziell. Wir 
wollen zusammen mit der Stadt 
den gesamten Förderrahmen 
von 17,5 Millionen Euro in fünf 
Jahren ausschöpfen. Diese Mit-
tel wird es auch brauchen, weil 
wir vor Aufgaben stehen, die 
nicht on top zu erledigen sind, 
sondern für die es neue Exper-
tise braucht, die wir in unsere 
Verwaltungen einbinden müs-
sen.“ Zwei Drittel dieses Finanz-
rahmens (rund 11,7 Mio. Euro) 
werden der Stadt zugeordnet 
sein, ein Drittel dem Landkreis 
(rund 5,8 Mio. Euro). Die Eigen-
mittelquote liegt bei 35 % . Die 
Stadt müsste demnach – verteilt 
auf fünf Haushalte – rund 4,1 
Mio. Euro finanzieren, der Land-
kreis rund 2 Mio. Euro.  r

https://www.lra-toelz.de/fachbereich-natur 
https://www.lra-toelz.de/fachbereich-natur 
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https://bad-toelz.lbv.de/unsere-arbeit/vogelschutz/geb%C3%A4udebr%C3%BCter/
https://public.telekom.de/unsere-loesungen/smart-city
https://public.telekom.de/unsere-loesungen/smart-city
https://smartcity.telekom.com/de/
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Vorschau auf GZ 8/2021
In unserer Ausgabe Nr. 8/2021, die am 15.April 2021 erscheint, 
behandeln wir folgende Fachthemen:
• Energie: Erzeugung, Beschaffung, Speicherung
• Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung
• Kommunaler Bau
• Kommunale Museen und Bibliotheken

 Abzeichen

 Energiedienstleistung

Bau

Fahnenmasten / Fahnen

Kommunalfahrzeuge

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com

ERL15086_Kontaktdaten_67x20mm.qxp_Layout  15.12.15  1    

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723 www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Kommunale IT

www. .de

erdgas-schwaben.de

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Recyclingbaustoff e

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

Erneuerbare Energien

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale 
Immobilienentwicklung

Sitzmöbelhersteller

Messenger-Dienste
Aktuelle Infos über kommunale 
Neuigkeiten – direkt auf Ihr Handy:

www.baustoffrecycling-bayern.de

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

GZ auf folgenden 
Social Media Kanälen:

Informati onssicherheit / 
Datenschutz

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

LASSEN SIE UNS DER FORSTWIRTSCHAFT 
EINE ZUKUNFT GEBEN
Windenergieprojekte generieren verlässliche  
Einnahmen für den anstehenden Waldumbau.  
Sie möchten uns Ihre Forstfläche für Windenergie- 
projekte verpachten? Melden Sie sich. 
juwi AG · Simone Brunswig · 06732/9657-2328 ·  
energieprojekte@juwi.de · www.juwi.de 

Franz Sedlmeier GmbH 
Wolfratshauser Straße 9a 
82049 Pullach im Isartal
Telefon:  (089) 74 44 24 98 
Fax:  (089) 74 44 24 99 
eMail:  info@l-r-service.de 
Internet: www.l-r-service.de

Wartung und Reinigung von: 
• 
• 
• 

„Wenn wir gehen 

Wartung und Reinigung von
Lüft ungs- und Klimaanlagen

 Kommunalfi nanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

Abonnieren Sie unseren 
KOSTENFREIEN NEWSLETTER: 

www.gemeindezeitung.de/newslett er

V.l.:  Der EDV-Beauftragte für die Grund- und die Mittelschule Abensberg, Andreas Reichinger, Bürger-
meister Dr. Uwe Brandl, Rektorin Andrea Brandl, Rektor Wolfgang Brey, Rektorin Liane Köppl, Ober-
studienrat Martin Schweiger und Bürgermeisterin Bettina Danner.  Bild: Knott

Schulverband Abensberg-Biburg 
übergibt Lehrerlaptops

In Abensberg wurden Lehrer-Laptops an die Rektoren der Abens-
berger Schulen übergeben. Die Finanzmittel dafür stammen aus 
dem „Sonderbudget Lehrerdienstgeräte“, die Kommunen haben 
für den Freistaat die Beschaffung organisiert.

Der Vorsitzende des Schul-
verbands Abensberg-Biburg, 
Abensbergs 1. Bürgermeis-
ter Dr. Uwe Brandl, und die 1. 
Bürgermeisterin von Biburg, 
gleichzeitig zweite Vorsitzen-
de des Schulverbands, Betti-
na Danner, überreichten insge-
samt 59 Dienst-Laptops an die 
Schulleiter. In Abensberg sind 
dies Liane Köppl von der Grund-
schule Offenstetten; sie hat 

13 MacBooks erhalten, da die 
Grundschule Offenstetten seit 
Jahren auf Apple setzt. Die Rek-
torin der Aventinus Grundschu-
le Abensberg, Andrea Brandl, 
hat 17 Windows-Laptops er-
halten, Wolfgang Brey, Rektor 
der Aventinus Mittelschule, er-
hielt 26. Oberstudienrat Martin 
Schweiger hat für die Staatliche 
Wirtschaftsschule Abensberg 
drei Laptops erhalten.

Der Schulverbandsvorsitzen-
de Dr. Brandl sagte, das reiche 
natürlich nicht aus, um alle Lehr-
kräfte auszustatten. Der zustän-
dige Dienstherr, der Freistaat, 
sei gefordert, die bestehende 
Lücke umgehend zu schließen. 
„Es ist bedauerlich, dass das Kul-
tusministerium von komplett 
falschen Berechnungen zur An-
zahl der benötigten Dienstge-
räte ausgegangen ist.“ So seien 
die Lehrkräfte der privaten und 
kirchlichen Träger bei den Ver-
handlungen schlichtweg verges-
sen worden.

Angesichts der andauernden 
Pandemiesituation stellte Dr. 
Brandl fest, dass „alle Schulen 
in Abensberg digital auf einem 
guten Stand sind, weil Schulver-
band, Stadt und Personal wäh-
rend der vergangenen vier Jah-
re erheblich Geld und Zeit in die 
Digitalisierung der Bildungsin- 
frastruktur investiert haben.“  r

Weichen für digitale Zukunft gestellt
Landkreis Pfaffenhofen a.d.Ilm wird digitale Bildungsregion

Der Landkreis Pfaffenhofen a.d.Ilm ist fit für die digitale Zukunft. 
Als Zeichen für die Innovationskraft, aber auch für den Zusammen-
halt in der Region überreichte Kultusminister Michael Piazolo Land-
rat Albert Gürtner das Qualitätssiegel Digitale Bildungsregion. 

Der Kultusminister betonte: 
„Die Digitalen Bildungsregio-
nen sind Glanzpunkte der bay-
erischen Bildungslandschaft. Im 
Landkreis Pfaffenhofen hat man 
frühzeitig erkannt, dass die Di-
gitalisierung nicht nur eine He-
rausforderung, sondern vor al-
lem eine unglaubliche Chance 
ist. In Bayern sind wir nicht nur 
Teil des digitalen Wandels, wir 
sind Vorreiter. Bei unseren di-
gitalen Bildungsregionen sehen 
wir, was alles möglich ist, wenn 
verschiedene Akteure miteinan-
der zum Wohle der Kinder und 
Erwachsenen denken, planen 
und handeln.“

Online-Konferenzsystem

Die Bildungsregion Pfaffenho-
fen legt dabei unter anderem 
individuelle Schwerpunkte auf 
die Handlungsfelder „Digitalisie-
rung gemeinsam gestalten“ und 
auf die „Vermittlung von Kom-
petenzen für eine digitalisierte 
Welt“. So bot das Bildungsbüro 
des Landkreises in Kooperati-
on mit dem Staatlichen Schul-
amt Pfaffenhofen bereits online 
Vorträge für alle Eltern aus dem 
Landkreis zum Thema Medien-
kompetenz an. „Der Impuls für 
dieses Projekt ging von einem El-
ternvertreter aus. Er machte für 
die Bewerbung den Vorschlag, 
sich die Vorteile der Digitalisie-
rung zu Nutzen zu machen und 
diese Vorträge nicht wie üblich 
vor Ort in einer Schule, sondern 
über ein ‚Online-Konferenzsys-
tem‘ anzubieten“, erklärt Christi-
na Berger vom Bildungsbüro des 
Landkreises, die die Bewerbung 

für das Qualitätssiegel zusam-
mengestellt hat.

Der Kultusminister dankte al-
len Akteuren, die mit großem 
Einsatz und innovativen Impul-
sen die Digitale Bildungsregi-
on im Landkreis Pfaffenhofen 
a.d.Ilm auf einen erfolgreichen 
Weg gebracht haben. 

Landrat Albert Gürtner nahm 
diesen Dank gerne an und be-
tonte: „Der Landkreis ist in Sa-
chen Digitaler Bildung schon auf 
einem sehr guten Weg. Unser 
Ziel ist es, allen Bürgerinnen und 
Bürgern im Landkreis langfris-
tig den Zugang zu digitalen An-
geboten zu ermöglichen und sie 
diesbezüglich zu schulen. Durch 
das Bewerbungsverfahren zeig-
te sich, dass die Bildungsakteu-
re im Landkreis schon ein sehr 
umfangreiches Angebot zur Ver-
mittlung digitaler Bildung ma-
chen können. In einigen Berei-
chen entstanden durch den zu-

stande gekommenen Austausch 
neue Projektideen. Diese wer-
den wir nun weiterverfolgen.“

In den „Digitalen Bildungs-
regionen“ können die bayeri-
schen Bildungsregionen ihre be-
reits bestehenden regionalen 
Netzwerke und Strukturen nut-
zen, um zukunftsorientiert die 
digitale Bildung noch stärker in 
den Blickpunkt zu rücken. Mitt-
lerweile haben sich 37 von ins-
gesamt 76 Bildungsregionen im 
Freistaat zusätzlich auf den Weg 
zu einer „Digitalen Bildungsregi-
on“ gemacht. Kern der Initiative 
stellt die Vernetzung der Akteu-
re in der Region dar, um Ange-
bote weiterzuentwickeln und zu 
erweitern. 
Weitere Informationen in der 
Handreichung und im Down-
load: „Bildungsregionen in Bay-
ern – Weiterentwicklung zu Di-
gitalen Bildungsregionen“ des 
Bayerischen Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus. htt-
ps://www.km.bayern.de/minis-
terium/schule-und-ausbildung/
bildungsregionen.html r

v.l.. Kultusminister Michael Piazolo, Landrat Albert Gürtner und Chris- 
tina Berger vom Bildungsbüro des Landkreises. Bild: A. Gebert / © StMUK
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